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Blicke in die Gegenwart. 
I. 


Das Prinzip, welches als der nothwendige Ausfluß der von der erſten 
franzöſiſchen Revolution erſtrittenen ſtaats bürgerlichen Freiheit alle Ver⸗ 
hältniſſe unſeres öffentlichen und privaten Lebens durchdringt, iſt das der 
freien Konkurrenz. Namentlich ruht unſer ganzer Handel auf dieſer 
Grundlage. Als die Privilegien des Adels und des Klerus fielen, mußten 
natürlich auch die Privilegien der anderen Korporationen zuſammenbrechen. 
An die Stelle der Zünfte, durch welche ſich die einzelnen Gewerke und 
Handelszweige ſowohl gegen den zu großen Andrang ihrer eigenen Gewerks⸗ 
genoſſen, als gegen die Eingriffe anderer Zünfte ſicherten, trat die Gewer⸗ 
befreiheit. „Nachdem wir, ſagte man, die ſtaatsbürgerlichen Rechte des 
Menſchen anerkannt, nachdem wir ihn in ſtaatlicher Beziehung auf eigene 
Füße geſtellt haben, würde es ein ſchweres Unrecht ſein, wenn wir ihn in 
ſeiner geſchäftlichen Thätigkeit bevormunden, wenn wir ihm nicht in den 
Mittel und Wegen zum Erwerbe durchaus freien Spielraum laſſen wollten. 
Freiheit ruft Thatkraft hervor, wir ſchützen Niemanden, aber wir öffnen 
die Bahn für Alle und da mag Jeder ſehen, wie er je nach ſeinen Kräften 
und Fähigkeiten im Kampfe beſteht. Wir laſſen eben Jeden gehen und 
ſtehen, wie er kann und will, ſo lange er nicht gegen die Geſetze handelt.“ 
Dieſes „Gehenlaſſen“ iſt noch heute der Anfang und das Ende der Weis: 
heit der Freihandelsmänner und die Schutzzöllner treten ebenfalls keineswegs 
dem Prinzipe, ſondern nur der Ausdehnung des Satzes auf das „Ausland“ 
entgegen. Im Innern des Landes huldigen auch ſie durchaus dem Prinzipe 
der freien, zügelloſen Konkurrenz. An der Richtigkeit des Prinzips ſelbſt 
haben ſte nie gezweifelt. — 

Will man über den Werth oder Unwerth, die Richtigkeit oder Unrich⸗ 
tigkeit eines Prinzips urtheilen, ſo genügt es nicht, ſeinen Einfluß auf die 
verſchiedenen Verhältniſſe und Geſtaltungen unſeres Lebens nur oberflächlich 
und einſeitig zu betrachten, ſondern man muß die Wirkſamkeit des Prinzips 
nach allen Seiten hin auffaſſen, man muß namentlich die Augen nicht vor 
den Konſequenzen verſchließen, welche nothwendig aus dem angenommenen 
Prinzipe hervorgehen. Dieſe Konſequenzen liegen aber nie ſo auf der Ober⸗ 
fläche, daß man ſte ohne weiteres Eindringen in die Sache mit Händen 
greifen könnte. Dem logiſchen Denker, der das Nothwendige vom Zufälli⸗ 
gen zu unterſcheiden weiß, der ſich nicht durch den Schein über das Weſen 
täuſchen läßt, werden fle zwar nicht entgehen. Er wird ſtets, wenn er 
das Prinzip angreift, die nothwendigen Folgen, welche eine konſe⸗ 
quente Durchführung deſſelben hervorruft, als ſeine ſchlagendſten Gründe 
aufführen. Aber es wird ſtets Schwierigkeiten darbieten, den gewöhnlichen 
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ſchlichten Verſtand, den oberflächlichen Beobachter für eine ſolche tiefere An⸗ 
ſchauungsweiſe zu gewinnen, weil eben die weiteren Konſequenzen des Prin⸗ 
zips in gewöhnlichen Zeitläuften nicht hervortreten, weil nicht Jeder die 
logiſche Nothwendigkeit, mit welcher ein jedes Prinzip ſich ſelbſt ſtets bis 
zur äußerſten Konſequenz forttreibt, zu erfaſſen vermag. Zudem tritt dann 
der gewiegte Praktiker, dem jede Anderung fatal iſt, mit ſeiner ſelbſt⸗ 
gefälligen Beſchränktheit, mit ſeiner kurzſichtigen und engherzigen Verachtung 
der Theorie breitbeinig dem konſequenten Denker in den Weg, klopft ihm 
herablaſſend auf die Schulter und ſagt: „Sehen Sie, Verehrteſter, Sie mei: 
nen es zwar recht gut und haben auch eigentlich ganz recht; aber, was Sie 
wollen, iſt leider praktiſch unausführbar, weil wir unvollkommene ſterbliche 
Menſchen find. Ihre Anſichten find unpraktiſche Schwärmereien, phantaſti⸗ 
fhe Ausgeburten der Theorie. Zudem, da ich und mancher andere auch 
ſich bei der Konkurrenz ganz gut ſteht, ſo könnten ihre Schlußfolgerungen 
wohl jubserfio und deſtruktiv fein, und man muß ſich eigentlich vor Ihnen 
in Acht nehmen und die Welt vor Ihnen warnen. Sie kennen das Leben 
nicht, mein Werther; die Praxis zeigt, daß Ihre Befürchtungen unbegründet 
find.» Nun zeigt ihr dem praktiſchen Manne, daß eure Befürchtungen voll⸗ 
ſtändig begründet, durch die Erfahrung und durch die Vernunft gerechtfer⸗ 
tigt und bewieſen ſind. Ihr führt ihm England vor, wo die Konkurrenz 
mit ihren Konſequenzen am deutlichſten hervortritt; ihr zeigt ihm das na⸗ 
menloſe Elend, in welches die arbeitenden Klaſſen, die Maſſe der Bevölke⸗ 
rung ſowohl in den Ackerbau als Fabrik⸗Diſtrikten unter der Herrſchaft 
der Konkurrenz verſunken ſind; ihr beruft euch auf die zahlloſen Falliſſements, 
auf die Schaaren Arbeitsloſer, welche jede Handelskriſis nach ſich zieht; 
ihr beweiſ't ihm, daß überall in Deutſchland das Proletariat täglich maſſen⸗ 
hafter anſchwillt. Alles umſonſt. Der praktiſche Mann ſagt: „Das iſt 
zwar wahr, das läßt ſich aber nicht ändern. Das liegt nicht an der Kon⸗ 
kurrenz, ſondern an der Konfunktur.“ Damit hat er nun, freilich ohne 
ſein Wiſſen und Willen, Alles zugegeben, was ihr verlangtet; denn die 
Konjunktur, dieſe furchtbare Schwankung der Geſchäfte, durch welche Mil⸗ 
lionen hungern und verkümmern, iſt ja Nichts, als das nothwendige Pro- 
dukt der Konkurrenz und ſie kehrt nothwendig immer in beſtimmten Zwi⸗ 
ſchenräumen wieder, bis an die Stelle der Konkurrenz, der feindlichen Ver⸗ 
einzelung der Menſchen, der Herrſchaft des Kapitals das gemeinſchaftliche 
Leben und Schaffen tritt, bis die Produktion nach den Bedürfniſſen geregelt 
wird und nicht mehr, wie jetzt, ein Werk des blinden Zufalls, ein Aus⸗ 
fluß der unerſättlichen Gier nach Verdienſt, ein Hazardſpiel des Privater⸗ 
werbes iſt. Ihr geht aber noch weiter. Ihr werft dem praktiſchen Manne 
die herzloſe Grauſamkeit vor, mit welcher ein Konkurrent den andern, ſei⸗ 
nen Bruder, zu Boden ſchlägt und unter gegenwärtigen Verhältniſſen zu 
Boden ſchlagen muß, wenn er beſtehen und als „tüchtiger Geſchäftsmann“ 
geprieſen fein will. Ihr beklagt bitter die Schliche und Kniffe, welche man 
anwenden muß, um ſeinen Konkurrenten zu überflügeln, welche man aber 
mit dem wohllautenderen Namen einer „kaufmänniſchen Spekulation“ beehrt. 
„Ach, gehn Sie, ſagt der praktiſche Mann; Sie möchten uns am Ende 
gar einreden, daß der ganze Handel und Wandel eine bedenkliche Familien. 
ähnlichkeit mit Betrügerei und Wucherei habe. Wir aber, wir wiſſen, daß 
wir ehrliche Leute ſind und Nichts thun, was die Geſetze nicht 
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erlauben. Betrüger und. Wucherer gibt es wohl; aber das find Ausar⸗ 
tungen, nicht Konſequenzen des Prinzips, welche dem Geſetz verfallen.“ 
Nun ſeht, wir wiſſen, daß ihr die Geſetze nicht überſchreitet. Weil aber 
unter dem Schutze des Prinzips der Konkurrenz und der daraus hervorgehenden 
Geſetze alle die Dinge möglich find, die wir ſehen und beklagen, deßhalb 
muß man hier ändern und beſſern, deßhalb klagen wir die Konkurrenz an 
und nicht euch Einzelne, die ihr euch ihrer Herrſchaft nicht entziehen könnt. 
Es gehören aber außerordentliche Zeitläufte dazu, um die Konſequen⸗ 
zen der Konkurrenz in ein helles Licht zu ſtellen, um jedem, auch dem 
ſchlichteſten Verſtande klar zu machen, daß unter ihrer Herrſchaft der ganze 
menſchliche Verkehr eine wucheriſche Ausbeutung des Einen durch den Ande⸗ 
ren, eine Vergötterung des Haſſes und des erbitterten Kampfes ſtatt der 
Liebe und des friedlichen Lebens in Gemeinſchaft iſt und ſein und bleiben 
wird und muß. —. 

Zu keiner Zeit treten die Konſequenzen der Vereinzelung der Menſchen, 
deren klaſſiſcher Ausdruck die Konkurrenz iſt, deutlicher hervor, als bei 
Mißernten. Die Vertheuerung der Lebensmittel, der zur Cxiſtenz der 
Menſchen unumgänglich nothwendigen Dinge laſtet natürlich drückender auf 
jedem Einzelnen, ald die Vertheuerung eines jeden anderen, leichter entbehr⸗ 
lichen Artikels. Deßhalb iſt man auch mit dem Vorwurf der Wucherei ge⸗ 
gen die Getraidehindler, gegen die Bauern, die ihr Korn zurückhalten, bis 
es den höchſten Preis erlangt hat, in ſolchen Zeiten der Noth immer ſehr 
freigebig. Dann trägt man einen tugendhaften Ingrimm gegen die Frevel⸗ 
thäter zur Schau, welche dem armen Volke das Brod vertheuern; man 
nennt fle Blutſauger, Menſchenſchinder und ruft den Zorn des Himmels auf 
ihre ſchuldbeladenen Häubter herab; man fordert den Staat auf, ſeine mäch⸗ 
tigen Hülfsquellen zu eröffnen und durch ſeine Konkurrenz die Privaten zu 
erdrücken und dadurch billigere Preiſe zu erzwingen; man erbittert das Volk 
gegen die Getraidehändler, als ob ſie allein die Urſachen der Noth wären. 
Wenn wir von unſerem Standpunkte aus eine ſolche Sprache führen, ſo 
find wir in unſerem Rechte; denn wir greifen nicht dieſe vereinzelte Erſchei⸗ 
nung der Konkurrenz an, ſondern wir legen die Axt an die Wurzel des 
giftigen Baumes, wir bekämpfen des Prinzip der Konkurrenz, der Vereinze— 
lung in allen ſeinen Erſcheinungen, in allen ſeinen Bedingungen; wir ma⸗ 
chen aber nicht eine einzelne Klaſſe, welche, wie alle anderen auch, die Kon⸗ 
junktur zu ihrem Privatvortheile benutzt, für die Folgen des falſchen Prin⸗ 
zips verantwortlich. Von jedem anderen Standpunkte aus, von Seiten der 
Vertheidiger der Konkurrenz iſt dieſe tugendhafte Entrüſtung gegen die 
Kornhändler eine große Beſchränkheit oder noch häufiger eine widerwärtige 
Heuchelei, ein Schein von Tugend, hinter dem ſich der eckelhafteſte Eigennutz 
verbirgt. Die Vertheidiger der Konkurrenz, welche fte ſelbſt auf's Beſte 
auszubeuten wiſſen, verlangen plötzlich, eine beſtimmte Klaſſe von Menſchen, 
nämlich die, welche mit Korn handeln oder es produziren, ſollen den Vor⸗ 
theilen der Konjunktur entſagen, welche die andern täglich ohne Gewiſſens⸗ 
biſſe benutzen. Warum? Zum Beſten des hungernden Volkes! Wohl, 
wir ſind ganz damit einverſtanden; wir wiſſen, daß der Menſch in der Ver⸗ 
einzelung ſeine Beſtimmung, ſein Glück und ſeine Freiheit nicht erreichen 
kann; deßhalb möchten wir die Vereinzelung der Menſchen überall durch die 
Vergeſellſchaftung erſetzen. Ihr aber, die ihr dieſe Vergeſellſchaftung nicht 


11 * 


160 


wollt, ibr habt kein Recht zu dieſen Vorwürfen. Ihr ſcheltet den Korn⸗ 
handel Wucher, weil euch grade hier die Konſequenzen der Vereinzelung, die 
ihr Ausartungen nennt, läſtig fallen. Ihr fürchtet, daß. das hungernde Volk 
den Weg des Geſetzes verlaſſen und in Verzweiflung gegen die beſtehende 
Ordnung ſich auflehnen möchte; ihr fürchtet, daß dem Volke dadurch die 
Augen über ein Prinzip geöffnet werden möchten, deſſen Folgen grade ſo 
ſchwer auf ihm laſten, welches ihr aber trotz dem aufrecht halten wollt. 
Ihr ſeid bange, daß ſich euer Beitrag zur Armenſteuer bei hohen Preiſen 
erhöht und möchtet dieſe Laft einem Andern aufbürden; ihr wollt gemein: 
nützig und mildthätig erſcheinen auf Koſten Anderer. Ihr wißt, daß ihr 
bei hohen Preiſen der Lebensmittel höheren Arbeitslohn zahlen müßt und 
deklamirt gegen den Kornhändler, der die Konjunktur benutzt, damit ihr 
ſelbſt eure Geſchäftsgenoſſen durch billigere Preiſe leichter und ſicher über⸗ 
flügeln könnt. Der Kornhändler, der Bauer thut Nichts Anderes, als was 
ihr ſelbſt alle Tage thut; ihr wißt das und doch denunzirt ihr ihn mit Er⸗ 
bitterung der öffentlichen Meinung, ohne zu ſagen, daß er nur, wie ihr 
auch, die Konjunktur zu ſeinem Privaterwerbe benutzt. Das iſt Heuchelei. — 

Wir wollen das noch etwas näher ausführen. Sobald die Lebens: 
mittel theuer werden, hört man aller Orten Klagen und Vorſchläge, diefe 
durch natürliche oder unnatürliche Verhältniſſe herbeigeführten Preiſe zu ver⸗ 
mindern. „Der Bauer, heißt es dann, hält ſeine Produkte zurück und da⸗ 
durch entſtehen die hohen Preiſe.“ Das iſt möglich; aber warum ſoll der 
Bauer ſeine Produkte nicht ſo lange zurückhalten, bis er den höchſten Preis 
dafür bekommt, wie ihr das alle Tage thut? Wenn nach einem von eueren 
Fabrikaten bedeutende Nachfrage iſt, ſo erhöht ihr den Preis und findet das 
in der Ordnung; wenn aber der Bauer die Nachfrage benutzt, um ſein Korn 
theurer zu verkaufen, ſo ſchreit ihr Zeter und wißt keine Worte für eure 
Entrüſtung zu finden. Und doch hat der Bauer in der Regel einen viel 
kleineren Gewinn, wie ihr, und iſt dem Mißwachs ausgeſetzt, wie ihr den 
Kriſen. Wenn er nun aber einmal durch ein gutes Jahr ein gutes Geſchäft 
machen kann, ſo verlangt ihr von ihm, er ſolle darauf verzichten, weil ſeine 
Preiſe die Armen drückten. Einmal iſt nun, wenn die Preiſe hoch ſind, 
die Ernte in der Regel wenig ergiebig geweſen und dadurch wird der Vor⸗ 
theil, welchen die hohen Preiſe dem Bauer bringen, ſchon bedeutend modi⸗ 
ficirt. Dann aber, der Bauer bezahlt ſeine Armenſteuer, ſo gut wie ihr; 
wie kommt ihr dazu, von ihm zu verlangen, er ſolle auf den von der gün⸗ 
ſtigen Konjunktur ihm gebotenen Privaterwerb zu Gunſten der Armen ver⸗ 
zichten? Iſt es euch wohl jemals eingefallen, die Preiſe eurer Fabrikate 
nach dem Bedürfniß der Armen feſtzuſetzen? Wenn euch das Jemand vor: 
ſchlüge, ſo würdet ihr ihn der Polizei oder dem Narrenhaus überantworten. 
Der Bauer hat alſo ſo Unrecht nicht, wenn er denkt: „Hier auf dem Lande 
wird die Noth nicht fo groß, wie in der Stadt, und wir wollen fle möglichſt 
lindern. Wenn aber die Armen in der Stadt nicht exiſtiren können, ei, ſo 
mögen die reichen Herren ihre Säckel aufthun; denn ſte ſind verpflichtet, 
ihre Armen zu unterhalten, ich aber nicht. Wenn ihnen dieſer Unterhalt 
auch einmal theurer zu ſtehen kommt, ſo kann mich das nicht veranlaſſen, 
auf meinen Privatvortheil zu verzichten; denn wenn ich eine ſchlechte Ernte 
oder niedrige Preiſe habe, ſo muß ich ebenfalls die Folgen allein tragen. 
Zudem genirt die Herren aus der Stadt die Mehrausgabe viel weniger, als 
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mich der Ausfall meines Verdienſtes geniren würde.“ Was wollt ihr dieſem 
vernünftigen praktiſchen Manne antworten? Hat er nicht von euerem Stand⸗ 
punkte aus durchaus Recht? 

Man ſcheint die Produktion der Lebensmittel und ihren Vertrieb als ein 
von aller anderen Fabrikation, von allem anderen Handel weſentlich unterſchie⸗ 
denes Gewerbe zu halten, obgleich die ganze Verſchiedenheit doch nur in 
der Unentbehrlichkeit des Produkts beſteht. Deßhalb ſetzt man Himmel und 
Erde in Bewegung, wenn der Kornſpekulant — grade ſo handelt, wie alle 
anderen Spekulanten auch. Er kauft zu möglichſt billigen Preiſen ein; das 
laßt ihr hingehen. Nun läßt er aber ſeine Waare liegen und wartet auf 
Steigerung der Preiſe und dieſe tritt auch ein, weil eben ein großer Vor⸗ 
rath von Lebensmitteln dem Verkehr entzogen iſt und weil dadurch leicht 
der Glaube an abſoluten Mangel entſteht, den der Spekulant vielleicht noch 
befördert. Nun erwacht euer Zorn, nun ſchreit und ſchimpft ihr über die 
Wucherer. Aber ich bitte euch, ihr Leute, ſeid doch billig. Thut ihr nicht 
daſſelbe? Fällt es euch wohl ein, eine Waare loszuſchlagen, wenn fle augen: 
blicklich ſehr niedrig im Preiſe ſteht und ihr Ausſicht zur Erhöhung deſſel⸗ 
ben habt? Wenn ihr es irgend aushalten könnt, ſo laßt ihr die Waare 
bis dahin liegen, und wenn ihr auf irgend eine Weiſe die Nachfrage nach 
eurer Waare ſteigern könnt, ſo wird euch das ſehr willkommen ſein. Von 
den Mitteln, wie man Aktien und Staatspapiere herauf oder herunter treibt, 
wollen wir hier gar nicht einmal reden. „Ja, ſagt ihr, das iſt wohl wahr, 
aber unſere Spekulation laſtet nicht ſo drückend auf dem Volke, wie jene; 
es iſt unmoraliſch, auf den Hunger feiner Nebenmenſchen zu ſpekuliren.“ 
Spekulation iſt Spekulation; wollt ihr ſie überhaubt, ſo dürft ihr den Spe⸗ 
kulanten nicht dafür verantwortlich machen, daß ſeine Spekulation drücken⸗ 
der iſt, als die eines andern. Das kümmert ihn nicht und noch weniger 
wird das Prinzip dadurch geändert. Und dann, ihr moraliſchen Herren, 
laßt ihr euch etwa durch den Hunger eurer Nebenmenſchen in eueren Spe⸗ 
kulationen beengen und beirren? Sind euere Arbeiter in einer ſo beneidens⸗ 
werthen Lage? Beſinnt ihr euch wohl einen Augenblick, ſie brodlos zu 
machen, wenn ſie ſich eine Herabſetzung des Lohnes, die euer Intereſſe ge⸗ 
bietet, nicht wollen gefallen laſſen? Hat euch der troſtloſe Anblick einer 
Schaar arbeitsloſer Menſchen wohl je abgehalten, ja kann und darf er euch 
abhalten unter gegenwärtigen Verhältniſſen, eure Fabriken ſtill ſtehen oder 
halbe Zeit arbeiten zu laſſen, wenn ihr mit Schaden oder auch nur ohne Vor⸗ 
theil arbeiten ſollt? Wenn ihr aber das Alles, alles dieſes grauſame Elend, 
was die Konkurrenz in allen Zweigen menſchlicher Thätigkeit über die Men⸗ 
ſchen gebracht hat, für gerechtfertigt oder für unabänderlich haltet, wer 
gibt euch das Recht, über den Kornſpekulanten den Stab zu brechen, der 
nur wie ihr ſelbſt die Konjunktur benutzt? — e 

Es iſt lächerlich und ungerecht, von dieſem Standpunkte aus die Korn⸗ 
ſpekulation dem Publikum zu denunziren; wenn man die Spekulation, welche 
die Konkurrenz gebiert, überhaubt für gerecht und billig hält, ſo muß man 
auch die Kornſpekulation, wie drückend ſie auch ſei, mit in den Kauf neh⸗ 
men, fo lange fte fic) innerhalb der Schranken des Geſetzes hält. Wir von 
unſerem Standpunkte aus, wir finden allerdings den ganzen gegenwärtigen 
Verkehr der Menſchen unſtttlich. Wir finden, daß dieſe zügelloſe Konkur⸗ 
renz, dieſe maaßloſe Gier noch Privaterwerb, welche die Gegenwart beherr⸗ 
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ſchen, der Geſellſchaft die tiefften Wunden geſchlagen haben, daß aus ihnen 
die wucheriſche Ausbeutung des Einen durch den Andern, die Vernichtung 
des Menſchen durch den Menſchen hervorgeht. Wir beklagen die Leiden 
tief, welche dadurch der Menſchheit erwachſen ſind, und ſtrengen alle unſere 
Kräfte an, ihnen zu wehren und das Übel zu heilen. Die Grundurſache 
ſehen wir aber in der Vereinzelung der Menſchen; deßhalb greifen wir das 
Prinzip der Vereinzelung an und nicht eine einzelne Erſcheinung derſelben. 
Denn wir wollen radikal heilen und nicht kindiſch lappen und flicken. Wir 
wollen ſtatt der feindſeligen Vereinzelung eine friedliche, freie Vergeſellſchaf⸗ 
tung, ſtatt der Zerſplitterung der Intereſſen eine Vereinigung derſelben, ſtatt 
der Selbſtſucht die Liebe, ſtatt der ſklaviſchen Lohnarbeit die freie menſch⸗ 
liche Thätigkeit. Das find die Radikalmittel zur Heilung des Krebsſchadens, 
der an der gegenwärtigen Geſellſchaft frißt. Dafür ſtrebe Jeder nach ſeinen 
Kräften und Fähigkeiten; dadurch werden wir mehr erreichen, als durch 
hohle oder e Deklamationen gegen ein einzelnes Symptom des 
Übels. — L. 


Prinz Louis Napoleon 
über Ackerbankolonien. 


Für die Lefer des Volksbuchs wird es nicht unintereſſant fein, zu 


vernehmen, daß daſſelbe Thema, welches im erſten Jahrgang des Volks— 
buches von Herrn Kammerrath Rötteken mit viel praktiſcher Einſicht be⸗ 
handelt worden iſt, faſt zu derſelben Zeit (1844) auch in Frankreich einen 
geiſtreichen Bearbeiter gefunden hat, und zwar in der Perſon eines Kron⸗ 
prätendenten, nicht etwa von Knyphauſen, ſondern des Kronprätendenten 
des großen, mächtigen Frankreichs, des Prinzen Louis Napoleon. Es 
iſt ein erfreuliches Zeichen der Zeit, wie alle edleren Geiſter, alle ſtreben⸗ 
den Naturen allmählig zu den Ideen ſich hingezogen fühlen, welche in der 
Gegenwart ſo gewaltig durch einander gähren; — und diefe Belehrungen 
beſchränken ſich gar nicht auf die ſ. g. Liberalen, nein! alle Parteien lie⸗ 
fern ihre Contingente dazu, aus allen Parteien finden ſich Männer, die 
den Muth haben, ihre bisherigen Irrthümer einzugeſtehen, und ſich um 
das Banner des Socialismus zu ſchaaren. So Lamennais von der Prie⸗ 
ſterpartei, Lamartine vom Juſte-Milieu, G. Cavaignac (der leider zu 
früh Verſtorbene!) von den Republikanern, — und jetzt auch noch ein 
Imperialiſt, der Prinz Louis Napoleon, der ſeine unfreiwillige Muße im 
Schloſſe Ham dazu benutzt hat, gründliche Studien über Nationalökonomie 
und Socialismus zu machen. 

Sein Werkchen hat den Titel: Extinction du paupérisme, Aus⸗ 
rottung der Armuth; der Verfaſſer kennt alle unfre ſocialen Übelſtände, 
er hat gründlich darüber nachgedacht, und bezeichnet namentlich mit Klar⸗ 
heit und Schärfe als ſolche: die ausgedehnte Parzellirung des Grund und 
Bodens, die ungeregelte Concurrenz in der Induſtrie, die Handelsſtockun⸗ 
gen, den Mangel genügender Abzugskanäle für den Verkehr nach innen und 
außen; das ſchlechte Steuerſyſtem. Dieſe fehlerhaften Einrichtungen erzeu⸗ 
gen gewiß vielerlei Übelſtände, aber keine von allen erheiſcht eine ſo drin⸗ 
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gende Abhülfe als der Pauperismus, weßhalb ſich auch der Verf. vorzugs⸗ 
weiſe mit demſelben beſchäftigt; er ſagt: „es iſt dringend nöthig, die Ver⸗ 
wundeten zu heilen und neuen Wunden vorzubeugen; denn die Geſellſchaft 
iſt keine Fiktion, ſte iſt ein Körper von Fleiſch und Bein, und kann nur 
gederhen, wenn alle ihre Theile einer vollkommenen Geſundheit genießen.“ 

Das Heilmittel, welches der Prinz dagegen vorſchlägt, iſt die Errich⸗ 
tung von Ackerbaukolonien nach einem großen Maaßſtabe; welche zugleich 
im Stande wären, einerſeits der Privatinduſtrie die nöthigen Arme zu lie⸗ 
fern, und andrerſeits die Kräfte und Arme in ſich aufzunehmen, welche 
die Induſtrie nicht beſchäftigen könnte. Zur Errichtung dieſer Ackerbaukolo⸗ 
nien ſind drei Bedingungen weſentlich: aa . 

1) Das nöthige Territorium. Der Verf. macht den. Vorfchlag, 
daſſelbe von den 9,190,000 Hektaren unangebauten Grund und Bodens zu 
nehmen, die nach officiellen ſtatiſtiſchen Angaben in Frankreich exiſtiren, 
in der Art, daß in jedem Departement eine Kolonie gegründet würde. 
Den Eigenthümern würde man die unbedeutende jährliche Rente auszahlen, 
welche ſie gegenwärtig daraus ziehen. „Durch Vereinigung der brachliegen⸗ 
den Arme mit den brachliegenden Ackern werden dieſe beiden unproduktiven 
Capitale ſich gegenſeitig beleben: man wird zu gleicher Zeit das Elend lin⸗ 
dern und das Land bereichern.“ 

2) Das erſte Capital. Der Staat ſoll die Summe von ungefähr 
300 Millionen Franken vorſchießen, zahlbar innerhalb vier Jahre, nach 
deren Verfluß die Kolonien ſich ſelbſt erhalten könnten. Nach Ablauf von 
10 Jahren endlich könnte die Regierung eine Grundſteuer erheben, die ſich 
höher beliefe als die Zinſen des Anlagecapitals, fo daß, Zauch abgeſehen 
von der natürlichen Vermehrung der indirekten Steuern mit der ſteigenden 
Conſumtion, der Staat mit ſeiner Anleihe von 300 Millionen kein Opfer 
gebracht, ſondern ein „brillantes Geſchäft“ gemacht hätte. Prinz Louis 
fügt dann hinzu: „ſollte der Staat, wenn er die Größe des Zweckes be: 
denkt, ſich wohl weigern, dieſe Summe vorzuſtrecken, er, der jährlich 46 
Millionen für die Polizei und Criminaljuftiz, ausgiebt, um Verbrechen ge: 
gen das Eigenthum zu verhindern oder zu beſtrafen, der 300 Millionen 
jährlich opfert, um ſeine Armeen zu unterhalten, der auch 120 Millionen 
für Erbauung neuer Gefängniſſe verausgaben will? Sollte er zaudern, bin⸗ 
nen 4 Jahren 300 Millionen zu zahlen, um den Pauperismus zu zerſtö⸗ 
ren, um die Gemeinden von der drückenden Laſt zu befreien, welche ihnen 
das Elend auferlegt, um den Nationalnachreichthum an Grund und Boden 
endlich um mehr als eine Milliarde zu vermehren?: ? 

2) Die Organifation. Die arbeitende Klaſſe ſoll ſich zu einer hie⸗ 
rarchiſch geordneten Corporation conſtituiren, fo jedoch, daß fle ihre Vor⸗ 
ſteher verſchiedenen Grades ſelbſt erwählt; dieſe Vorſteher wären dann nach 
innen die Arbeitsdirektoren, nach außen, gegenüber der Regierung und der 
Privatinduſtrie, die Verwalter und Unterhändler ihrer Committenten. Dieſe 
Vertreter werden das Vertrauen der Koloniſten genießen, weil ſie von ih⸗ 
nen ernanf find, und ebenſo das Vertrauen der Regierung, weil fie in 
der Geſellſchaft eine bedeutende Stellung bekleiden; fo daß nach beiden Gei: 
ten hin keine Inconvenienzen ftattfinden. — Es le 

Das wären ungefähr die leitenden Ideen des Verfaſſers. In's Detail 
können wir ihm nicht folgen; es genüge die Bemerkung, daß Alles auf's 
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Sorgfältigſte bis in's kleinſte Detail berechnet und ausgeführt iſt. Nach 


dieſen Berechnungen würden die Kolonien nach Ablauf von 5 Jahren 
206,400 Familien und 103,166 unverheirathete Arbeiter enthalten, fo daß 
ſte wenigſtens durch Abſorption der zahlreichſten Elemente des Pauperismus 
ihren Hauptzweck erreicht hätten. Daneben würden ſie noch wohlthätig ein⸗ 
wirken: auf den Ackerbau, indem ſie mittelſt der Aſſociation das große 
Grundeigenthum wiederherſtellten, und fo den Übelſtänden der zu weit ge: 
triebenen Parzellirung entgegenwirkten; — auf die Induſtrie, indem die 
Arbeiter gegen Arbeitloſigkeit wie gegen willkürliche Ausbeutung geſichert 
wären; — auf den Handel, durch Vermehrung der Produktion und Con⸗ 
ſumtion; — auf das Staatseinkommen, durch eine Grundſteuer von faſt 
37 Millionen, ohne die indirekten Abgaben zu rechnen. — 

Man ſteht, der Verfaſſer will keine totale Umgeſtaltung der Ge⸗ 
ſellſchaft; ſo viel als thunlich ſchließt er ſich an die gegebenen Verhältniſſe 
an, und beſchränkt fic) darauf, innerhalb derſelben Vorſchläge zu focialen 
Reformen zu machen, Vorſchläge, die zwar auf einer breiten, großartigen 
Baſis beruhen, und gewiß gutgemeinte ſind, die aber dennoch ihren Zweck 
verfehlen, weil ſie nur eine palliative Hülfe ſchaffen können. Die Grund: 
wurzel unfrer ſocialen Übelſtände, die Vereinzelung, die freie Concurrenz, 
die Herrſchaft des Capitals, wird durch ſeine Vorſchläge nicht be— 
rührt. Hat alſo auch der Prinz Louis Napoleon in dieſer Beziehung ſein 
Thema nicht erſchöpft, ſo würden wir doch auf der andern Seite mit Freu⸗ 
den eine ſo großartige Maaßregel ins Leben treten ſehen; denn wir gehören 
nicht zu den Peſſimiſten, die Alles von der möglichſten Verſchlimmerung 
unferer Zuſtände hoffen; wir nehmen im Gegentheil gern jede Conzeſſion 
als Abſchlagszahlung, wenn dadurch nur das Elend der Menſchheit ge⸗ 
mildert wird. Dem Verfaſſer aber, deſſen baldige Freilaſſung die miniſte⸗ 
riellen Journale verkünden (Ende Jan. 46), wünſchen wir von Herzen, daß 
er auf der mit Glück betretenen Bahn weiter fortſchreiten, daß er die 
Sache des Volkes zu der ſeinigen machen, und daß er endlich ſeinen eitlen 
Traum von Krone und Scepter aufgegeben haben möge. Den Kämpfern für 
die heilige Sache der Menſchheit erblühen im Herzen des Volkes ſchönere 
Kränze, als Throne darzubieten vermögen. — 

2 Dr. Aug: Lüning. 


über die Souverainität des Volkes; 
von Treichler, Redakteur des Allg. Noth⸗ und Hülfsblattes. 


Meine Herren! 

In meinem letzten Vortrage habe ich dargethan, daß es in der 
Schweiz wirklich ein Proletariat gibt. Dießmal habe ich die Stellung des 
Proletariats zur Volksſouverainität ins Auge zu faſſen; ich werde zu zei⸗ 
gen verſuchen, daß das Proletariat und die Souverainität ufvereinbare 
Dinge find; daß keine der jetzigen Parteien in That und Wahrheit an die 
Volksſouverainität glaubt; ich werde ferner darthun, daß eben dieſe wider⸗ 
natürliche Kupplung von Volksſouverainität und Proletariat die größte Im⸗ 
moralität erzeugt; endlich bleibt mir zu zeigen, daß auch unſer republika⸗ 
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nifcher Staat in- Verweſung übergehen muß, wenn; das Proletariat nicht 
aufgehoben wird. 


Meine Herren! Der Proletarier kann nicht ſouverain fetn; 
es iſt dieß eine totale Unmöglichkeit, ſo wie es unmöglich iſt, daß einer 
der an Händen und Füßen angekettet im Kerker ſitzt, zu gleicher Zeit frei 
herumwandelt. — Doch fragen wir uns vor Allem, was heißt das ſouve⸗ 
rain? — Und hierauf antworte ich: Souverain, das heißt mündig, unab⸗ 
hängig, ſelbſtherrlich. Ein ſouveraines Volk braucht ſich alſo von Nieman⸗ 
dem die Geſetze geben zu laſſen, es iſt ſein eigener Geſetzgeber, ſein eigener 
Herr! — In allen Staaten, in denen das Volk als ſouverain erklärt iſt, 
iſt auch der Grundſatz angenommen, daß das Volk über die Staatsverfaſ⸗ 
ſung abzuſtimmen habe. Was enthält nun eine Staatsverfaſſung? Nichts 
anders als den Inbegriff von Grundſätzen, nach welchen das Staatsleben 
regulirt werden ſoll. Um dieſe richtigen Grundſätze auszuforſchen, haben 
fic) ſchon die weiſeſten und gelehrteſten Männer aller Zeiten den Kopf zer: 
brochen, haben ganze Bibliotheken geſchrieben. Gerade jetzt iſt die Wiſſen⸗ 
ſchaft über dieſen Punkt in vollſter Gährung begriffen, eine Maſſe von 
Syſtemen tauchen auf und machen jedes Anſpruch auf Geltung. Wer nun 
über die Güte einer Verfaſſung ein Urtheil abgeben will, der muß mehr 
oder weniger klare Begriffe über die Beſtimmung des menſchlichen Geſchlech⸗ 
tes, über die Mittel dieſe Beſtimmung zu erreichen haben, er muß die 
Geſchichte und die Zeitbewegung kennen. Dieſe Erkenntniß aber gewinnt 
man nicht etwa. im Schlafe, ſie wird dem Menſchen nicht angeboren, ſie 
kommt auch nicht mit einem beſtimmten Altersjahr, ſie muß mühſam durch 
Nachdenken und Nachforſchung errungen werden. Dem größten Theil der 
ſtimmfähigen Bürger unſerer Republiken mangelt dieſe Bildung, ſte haben 
nie nachgedacht über die Beſtimmung des Menſchen und über die Mittel, 
dieſe Beſtimmung zu erreichen, ſie kennen weder die Vergangenheit, noch 
die Gegenwart, ſie leben blindlings in den Tag hinein, ſie müſſen, eben 
weil ſie Proletarier ſind, für ihr Maul bedacht ſein. Oder glauben Sie 
meine Herren, ein Menſch, deſſen Bildung ſchon im 12. Jahre abgebro⸗ 
chen wird, der von dieſem Zeitpunkt an alle Zeit einer mechaniſchen körper⸗ 
lichen Arbeit widmen muß, glauben Sie ſo ein armer Fabrikarbeiter oder 
ein Bauer, der täglich 12 — 16 Stunden arbeiten muß, um ein Hundele⸗ 
ben zu friſten, glauben Sie, ein ſolcher geplagter und gequälter Arbeiter 
habe noch Zeit, habe Bildung genug, um ſich über die neueſten Syſteme 
und Zeitbewegungen aufzuklären? O hätten die armen Leute doch Zeit ge⸗ 
nug um zu ſchlafen und Geld genug, um ſich eine menſchliche Nahrung, 
eine beſſere Kleidung zu verſchaffen! — Möchte ihnen ihre elende Lage er⸗ 
lauben, einmal abzulaſſen von dem unermüdlichen Treiben ſeine Exiſtenz zu 
friſten, und wahrhaft des Lebens froh zu werden! — 

In der Regel verlangt man von jedem Handwerker, daß er ein paar 
Jahre in die Lehre gegangen und noch ein paar Jahre Geſelle geweſen ſei; 
man würde demjenigen, der als Schneidermeiſter aufträte, der aber ſich ſein 
Lebenlang nie um die Schneiderei bekümmert hätte, nicht einmal die Anfer⸗ 
tigung eines Rockes anvertrauen; aber bei einer Staatsverfaſſung iſt es im⸗ 
mer anders; da darf ſelbſt derjenige eine gültige Stimme abgeben, der in 
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feinem Leben nie gewußt, was eigentlich eine Staatsverfaſſung iſt. Der 
Kt. Zürich iſt der gebildetſte, intelligentſte Kanton. Aber ich übertreibe ge⸗ 
wiß nicht, wenn ich behaupte, wol die Hälfte unſerer ſtimmfähigen Bürger 
hat auch nicht den mindeſten Begriff von der Bedeutung einer Staatsver⸗ 
faſſung. Dennoch wird der Entſcheid über Annahme oder Verwerfung dem 
Volke unterſtellt! Es iſt dieß Abſtimmen ein pures Gaukelſpiel. Daß eine 
Verfaſſung vom Volke angenommen worden, beweiſt in der Regel noch gar 
Nichts über die Güte der Verfaſſung, es beweiſt nur, daß es der Partei 
gelungen iſt, das Volk auf ihre Seite zu bringen. Wäre das Volk ſich 
feiner Intereſſen klar bewußt, wüßte es wie dieſe Intereſſen zu befriedigen 
wären, wir hätten ganz andere Staatsverfaſſungen, die wichtigſten Rechte 
würden nicht mehr vom Beſitze abhängen; und mit der Gleichheit vor dem 
Geſetze ſähe es anders aus. Aber jetzt merkt man es unſern Staatsverfaſ⸗ 
ſungen überall an, daß ſte das Machwerk der Beſitzer ſind. Nur der Be⸗ 
ſitzer wird in denſelben der praktiſchen Rechte theilhaftig erklärt, man jagt 
dieß zwar nicht frei heraus, man ſchreibt dieß nicht in die Staatsverfaſſung 
hinein, aber praktiſch macht ſich die Sache ſo. Theilweiſe habe ich dieſen 
Satz ſchon in meiner erſten Vorleſung bewieſen; ich habe dargethan, daß 
die allerwichtigſten Rechte, Wahlrecht, Vereinsrecht, Preßfreiheit, das Recht 
die Behörden zu controlliren nur eine Bedeutung haben für den Beſttz; 
„für den Beſitzloſen aber fo viel als nicht vorhanden find; ich will dieſen 
Beweis nicht wiederholen, ich will ihn nur vervollſtändigen. 

Unſere Staatsverfaſſungen beginnen in der Regel mit dem Satze: 
Die Souverainität beruht auf der Geſammtheit des Volkes. Sie wird ein⸗ 
zig ausgeübt durch den Großen Rath, als Stellvertreter des Volkes. 
M. Herren, hier haben Sie das klarſte Zugeſtändniß von der Welt, wie 
wenig man das Volk eigentlich als ſouverain erklärt. Kaum hat man ihm dieſe 
Souverainität zugeſtanden, ſo kommt ein zweiter Satz und raubt dem Volke 
dieſe Souverainität wieder und überträgt ſte auf ein Häuflein von Beſitzern. 
Das Volk iſt ſouverain, aber es darf dieſe Souverainität nicht ausüben, 
ein anderer übt ſie aus. Es iſt ſelbſtherrlich, aber ein anderer macht für 
daſſelbe die Geſetze; — ein Recht das ich aber nicht ausüben kann, das 
ein andrer ausübt und zwar wie es ihm gutdünkt, iſt ſo gut als kein 
Recht. Einem Bürger das Recht rauben, bei den Geſammtbeſchlüſſen mit⸗ 
zuſtimmen, heißt ihn zum unfreien vernunftloſen Weſen herabwürdigen, 
heißt ihn unter Bevogtung ſtellen. Wer ein Geſetz machen kann, der hat 
ein Vorrecht vor mir, der iſt privilegirt, iſt mein Herrſcher. Was hilft 
es mir, daß ich das Recht habe, den Beſitzer dieſes Vorrechtes zu wählen? 
Das Vorrecht bleibt doch noch immerhin ein Vorrecht. Der Vogt wird. 
mir oft nur um deſto verhaßter. 5 

Und wer iſt denn eigentlich dieſer Vorrechtler! — Es iſt nicht etwa 
der Weiſeſte und Beſte, es iſt der Beſitzende, der Bourgeois. Schon das 
beweiſt, daß die Herren Verfaſſungsfabrikanten nie darüber aus waren, dem 
Beſitzloſen den Weg in die geſetzgebende Behörde zu bahnen, daß ſte feſtſetz⸗ 
ten: die Verrichtungen der Großrathsmitglieder ſeien unentgeltlich. Andere 
Verfaſſungen gehen in dieſer Beziehung noch weiter, ſte ſagen es gerade frei 
heraus, es muß Einer ſo und ſo viel verſteuern, ehe er wahlfähig iſt. 
Das thut z. B. die Bernerverfaſſung, F. 35 derſelben fordert zur Wahl: 
barkeit in den Großen Rath ein Grundeigenthum oder ein auf Grundeigen⸗ 
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thum verſichertes Kapital von wenigftend, fünftauſend Schweizerfranken! — 
Kann man ven Beſttz deutlicher privilegiren? a 
Ich will noch einige andere Beiſpiele anführen; ich will das Beiſpiel 
aus dem Strafrechte nehmen. Ein reicher Kauz und ein armer Arbeiter 
figen im Gefängniß⸗ und Unterſuchungsverhafte. Der Reiche ſitzt nicht gern 
im Loche, er hat Geld, er leiſtet eine Kaution und wird auf freien Fuß 
geſetzt. Der arme Arbeiter ſitzt auch nicht gern im Gefängniſſe; er hat zu 
Haufe eine kranke Frau und zwei unerzogene Kinder, er ſollte fle mit fet: 
ner Hände Arbeit ernähren, aber er hat kein Geld, er muß Frau und 
Kinder hungern laſſen und auch ferner im dumpfen Gefängniſſe bleiben. 
Iſt der Beſitz hier nicht wieder privilegirt? Iſt das auch die gleiche Juſtiz 
für Reich und Arm? — g 

Ich verfolge dieſe Gleichheit vor dem Geſetze noch etwas weiter, und 
behaupte, es eriſtirt auch da keine Gleichheit vor dem Geſetze, wo die 
Gleichheit am konſequenteſten durchgeführt erſcheint. 

Die beiden Menſchen, von denen wir bereits geſprochen, werden vor 
das Gericht geſtellt; beide werden für unſchuldig erklärt; keiner von ihnen 
bekommt eine Entſchädigung; dem Reichen kann dieß gleichgültig ſein, er 
hat beim Prozeſſe weiter Nichts verloren, als daß er in die unangenehme 
Lage eines Angeklagten verſetzt worden war. Aber der Arme hat unſchul⸗ 
dig im Kerker geſeſſen, hat die ſo nöthige Arbeit verſäumt und dennoch be⸗ 
kommt er Nichts. — Iſt das etwa die gleiche Juſtiz für Reich und Arm? 

Ich kehre den Fall um; der Richter findet beide des Vergehens und 
zwar des gleichen Vergehens ſchuldig; beide werden zur gleichen Strafe, zu 
einer Buße von 200 Fr. verurtheilt. Der Reiche wirft fle gleichgültig hin, 
er muß ſich dieſer Strafe wegen auch nicht die mindeſte Entbehrung aufer⸗ 
legen. Der Arme geräth in Folge dieſer Strafe in Concurs und verliert 
ſeine bürgerliche Ehre, wird zum Lump. Ich frage, ſind hier Reich und 
Arm auch gleich ſtark beſtraft? — Iſt nicht der Arme 10 mal mehr ge⸗ 
büßt, als der Reiche? 

Ahnlich verhält es ſich mit dem Steuerſyſtem. Es hat dieß am aller: 
meiſten den Schein, als ſei es gerecht, und dennoch baſirt es auf dem 
Grundſatze der Rechtsungleichheit. A. hat 1000 Fr. Vermögen und zahlt das 
von 1 Fr. an den Staat, B. hat 60,000 Fr. Vermögen und zahlt 
60 Fr. Nun iſt aber klar, daß der Beſitzer von 60,000 Fr. weit eher 
hundert Fr. an den Staat als der Beſttzer von 1000 Fr. nur einen Fr. 
zahlen kann. Wenn ich 60,000 Fr. habe, ſo kann ich 100 Fr. weggeben, 
ohne deßwegen in meinen Ausgaben im Geringſten genirt zu werden, aber 
bei 1000 Fr. Vermögen kann ich auch nicht einen abgeben, ohne da⸗ 
durch in meinen Bedürfniſſen beeinträchtigt zu werden. Das Vorrecht des 
größeren Beſitzers vor dem kleinern iſt alſo auch hier ganz augenſcheinlich. 
Ich könnte dieſe Beiſpiele bis ins Unzählige hinein vermehren, ich will es 
hierbei bewenden laſſen; das Angeführte beweiſt klar genug, daß die große 
Mehrheit des ſouverainen Volkes nicht wußte, was fle that, als ſie die 
Staatsverfaſſung ſanctionirte. Denn wiſſentlich legt ſich gewiß kein Menſch 
freiwillig ein Übel auf. 

Die Volksſouverainität verlangt eine hinlängliche Geiſtesbildung, das 
Proletariat iſt unzertrennlich von Unwiſſenheit und Dummheit. Die Volks⸗ 
ſouverainität verlangt eine ſichere ökonomiſche Stellung, das Proletariat 
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macht den Arbeiter zum Sklaven; die Volksſouveralnttät iſt der Zuſtand 
der gleichen Berechtigung, das Proletariat der Zuſtand der ungerechten 
Ungleichheit Die Souverainitat iſt der Zuſtand der Freiheit, das Proleta⸗ 
riat der Zuſtand der Knechtſchaft. Souverainität und Proletariat ſind da⸗ 
her einander ebenfo entgegengeſetzt, wie Licht und Dunkel; fo wenig es 
Nacht ſein kann, wo es Tag iſt, eben ſo wenig läßt ſich das Proletariat 
mit der Souverainitat vereinigen. 

Es iſt dieß auf den erſten Blick klar; die Unverträglichkeit liegt 
auf flacher Hand. Daher, meine Herren, behaupte ich auch, keine der 
beiden Parteien glaubt wirklich an die Volksſouveralnität, die 
Radikalen ſowenig als die Konſervativen. 

Daß die Konſervativen nicht an die Volksſouverainität glauben, iſt 
eine bekannte Sache. Sie witzeln und ſpötteln an Einem fort über dieſel⸗ 
be; ſie find noch nie im Ernſt mit der Behauptung aufgetreten, das Volk 
fei wirklich ſouverain; ich brauche daher nicht erſt zu beweiſen was fie 
ſelbſt zugeben. 

Anders mit den Radikalen. Das Volk iſt ſouverain, iſt einer ihrer 
gewöhnlichſten Sätze! Aber dieſen Satz heben Sie durch tauſend andere 
Schimpfnamen und Redensarten auf. Als es im Jahre 1839 den Konſer⸗ 
vativen gelang, das Volk auf ihre Seite zu bringen und mit Hülfe derſel⸗ 
ben die radikale Regierung zu ſprengen, da ſprachen die Radikalen nur von 
Knittelman, von Religionshelden, von Branntwein begeiſterten Horden, ei: 
nige ſogar von 40,000 Ochſen. 

Als die Konſervativen das Veto einführen wollten, da ſtemmten ſich 
die Liberalen mit Leibeskräften dagegen. Und doch iſt das Veto noch lange 
nicht die äußerſte Konſequenz der Volksſouverainität. — Jetzt taucht der 
Sozialismus auf und die Radikalen haben ſchreckliche Angſt für die Mai⸗ 
wahlen, der Sozialismus könnte benutzt werden, die Begriffe des Volkes 
zu verwirren und den Konſervativen den Weg zu verſchaffen; der Sozialis⸗ 
mus könnte ſogar mit der Zeit zu Aufſtänden führen. Ei, ei das begreif 
ich doch gar nicht. Das Volk iſt ja ſouverain, behaupten die Herren Ra⸗ 
dikalen. Wie, unſer ſouveraines Volk läßt ſich ſo leicht vom erſten beſten 
die Sinne verwirren, das ſouveraine Volk wirft nöthigen Falls ſeine beſten 
Freunde vom Seſſel. Das ſouveraine Volk läßt ſich ſo leicht ein X für 
ein U machen. Das ſouveraine Volk begeht vielleicht ſogar die Dummheit 
ohne Ausſicht auf einen irgendwie vernünftigen Erfolg zu revoltiren und 
ſich die Köpfe zuſammenſchießen zu laſſen! — Das iſt mir eine ſchöne 
Selbſtſtändigkeit, eine herrliche Mündigkeit, eine famoſe Souverainität! — 

Dieſe Befürchtungen heißen günſtig ausgelegt nichts Anderes als: wir 
glauben nicht an die Volksſouverainität. Dieſe Anſicht tritt mehr oder 
weniger klar in allen wichtigen Momenten hervor. Es iſt noch nicht viel 
mehr als ein Jahr verfloſſen, ſeit ich einer großen Volksverſammlung bei⸗ 
gewohnt habe. Einer brauchte beſtändig die Worte: Wir Führer! Ich 
habe mich damals ſchon über dieſen Ausdruck geärgert, er ſchien mir höchſt 
undelikat, ſogar die Majeſtät des Volkes beleidigend. In der That enthiel⸗ 
ten dieſe Worte auch Nichts mehr und Nichts weniger als die Erklärung: 
All dieſe vielen tauſend Männer, die hier die Bühne umſtehen, ſind nicht 
ſouverain. Denn wo Führer find, da find auch ſolche die geführt werden 
müſſen, und wer geführt werden muß, der kann nicht durch ſich ſelbſt den 
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über ihn. 7 n ene ee | 

Wenn alſo die Radikalen ſprechen, das Volk ift fouverain, fo behaup⸗ 
ten ſte etwas, was nicht wahr iſt, und wovon die Meiſten wiſſen, daß es 
nicht währ iſt, fle bringen dem Volke wiſſentlich eine falſche Meinung über 
ſich bei und vemoralifiren das Volk. Die Wahrheit wird euch frei machen, 
aber ſicherlich die Unwahrheit wird euch in Banden ſchlagen, dle Unwahrheit 


wird euch zu Sklaven machen. — Es iſt traurig, aber es muß geſagt 
werden: Unſer ganzes Staatsleben ruht auf einer durch und durch falſchen 
Grundlage. 


Irch will dieſe Behauptung näher begründen, eine fo ſchwere Beſchul⸗ 
digung darf nicht leichtſinnig dahingeworfen werden. 

Ich habe ſchon geſagt, die Konſervativen glauben eben ſo wenig an die 
Volksſouverainität als die Radikalen; die Konſervativen können nicht mit 
Überzeugung an dieſelbe glauben, es iſt dieß eine reine Unmöglichkeit. Jede 
Partei will ihr Syſtem durchſetzen, will ihr Prinzip ans Ruder bringen, 
es iſt dieß etwas ganz natürliches, tief in der menſchlichen Natur begrün⸗ 
detes; es wäre im Gegentheil unnatürlich, wenn dieß nicht der Fall wäre. 

Um hierbei unſern republikaniſchen Verhältniſſen ſein Prinzip ans Ruder 
zu bringen, muß man das Volk auf ſeiner Seite haben, wenigſtens die 
Mehrheit deſſelben. Dem Volke iſt nun einmal in den Kopf geſetzt, es ſei 
zur Freiheit und Gleichheit beſtimmt. Dieſe Ideen gefallen natürlich dem 
Volke, fle find feine Lieblingsidee geworden. Würde nnn der Konſervative 
vor das Volk hintreten und ſagen, Ihr Leute ſeht, was ihr da glaubt von 
Freiheit und Gleichheit, iſt ein Irrthum, ein Unſinn, es muß Rangord⸗ 
nung und Standesunterſchiede, Vormünder und Bevormundete, Reiche und 
Arme geben, und damit dieß durchgeführt werde, wählt uns, wir ſind die 
rechten Männer dazu; wenn die Konſervativen ſo ſprächen, ſo würde das 
Volk große Augen machen, es würde die Konſervativen ins Geſicht hinein 
verlachen, es würde ſich unwillkührlich die guten alten Zeiten ins Gedächt⸗ 
niß rufen, wo meine hochgeachteten Herren und Obern das Volk gar arg 
bedrückten. Die Konſervativen würden auf dieſem Wege ſich dem furchtbar⸗ 
ſten Geſchrei des Gegners ausſetzen, ſie müſſen daher, um das Volk für 
ſie zu gewinnen, beim Volke ihre Prinzipien verheimlichen und dem Volke 
Vorſpiegelungen und Verſprechungen machen, die ſie nie zu halten gedenken, 
ſie müſſen die Radikalen wo möglich noch an ſchwierigen Verſprechungen 
überbieten. Eine ſolche Taktik aber iſt im hohen Grade unmoraliſch, ſie 
erdrückt das Volk und die Führer. f 

Iſt es endlich den Konſervativen gelungen, ihr Prinzip ans Ru⸗ 
der zu bringen, fo tft die Stellung wieder eben fo ſchwierig. Die radi: 
kale Staatsverfaſſung, welche auf dem Grundſatze der gleichen Berechtigung 
der Bürger ruht, dürfen ſie nicht antaſten; ſie müſſen alſo eidlich bekräfti⸗ 
gen, radikale Prinzipien durchzuführen. An Konflikten kann es da nicht 
fehlen, zwei Prinzipien kämpfen beſtändig auf den Stühlen, das radikale 
und das konſervative. Die radikale Verfaſſung verlangt ihre Geltung, die 
konſervative Überzeugung ſtreitet dagegen und verlangt ihre Durchführung. 
Wirkt nun der konſervative Beamte im Sinne der Verfaſſung und im Sin⸗ 
ne des abgelegten Eides, dann thut er etwas, was ſeine Überzeugung als 
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verderblich bezeichnet; dann hilft er mit eigener Hand. Prinzipien befeſtigen, 
die nach ſeiner Meinung unvernünftig. Und darin, meine Herren, ſcheint 
mir entſchieden Unmoraliſches zu liegen. Agirt aber der Konſervative getreu 
nach ſeiner Überzeugung, dann erfüllt er ſeine Amtspflicht nicht, dann ver⸗ 
letzt er feinen Eid, dann geht er, der gelobt die Verfaſſung aufrecht zu er⸗ 
halten, auf Umſturz derſelben. Und das, meine Herren, erſcheint. mix wie⸗ 
der als ſehr unmoraliſch. Man muß geſtehen, meine Herren, für einen 
Ehrenmann iſt dieß eine ſehr traurige Alternative. Konſequent bleibt nach 
meiner Meinung nichts übrig als überall auf die Regierungsſeſſel zu ver: 
zichten, wo radikale Staatsverfaſſungen beſtehen, dabei aber tüchtig darauf 
hinzuarbeiten, daß die Staatsverfaſſung in konſervativem Sinne geändert 
werde. — Wie man einmal die Konſervativen pou dieſer Seite her angriff, 
wie man dieſen Widerſpruch recht klar hervor hob, fo mußten fie hier in 
der öffentlichen Meinung fallen. 

Aber zu nicht minder traurigen Dingen führt der Parteikampf auf ra⸗ 
dikaler Seite. Niemand wird mir beſtreiten, daß es unmoraliſch iſt, 


wenn ich Jemanden, der ſelbſt nicht gehörig urtheilen kann, glauben zu. 


machen ſuche, weiß ſei ſchwarz und ſchwarz ſei weiß, Verbotenes ſei erlaubt 
und Erlaubtes verboten. Ebenſo iſt es auch eine Immoralität, wenn ich 
den Sklaven glauben mache, er ſei frei; ich verhindere ihn ſo an der Kennt⸗ 
niß ſeines Zuſtandes, er wird eben weil er glaubt, er ſei frei, keine Mit⸗ 
tel ergreifen, um ſich aus dieſer Sklaverei heraus zu arbeiten. Die Radi⸗ 
kalen ſprechen aber, wie ich ſchon gezeigt, dem Volke vor, es ſei ſouverain, 
während ſie in der That ſelbſt nicht daran glauben. Und darin eben ſteckt 
die Immoralität. 

Wer zum Seſſel gelangen will, der muß machen, daß er die Mehrheit 
der ſtimmfähigen Bürger auf ſeiner Seite hat. — Dieſe Mehrheit iſt aber 
in der Regel nichts weniger als einſichtig und unabhängig; ſie wird von 
einer Maſſe von Vorurtheilen gequält; niedrige ſinnliche Begierden regen 
ſich in derſelben. Die Parteien klammern ſich nun, um das Volk zu ger 
winnen, an dieſe Leidenſchaften, Begierden und Vorurtheile des Volkes; fle 
ſtacheln dieſelben auf, ſie ſtellen die Gegenpartei als Feinde dieſer Interef: 
ſen, ſie ſelbſt verſprechen vollſte Befriedigung derſelben. So werden in der 
Schweiz beſtändig irgendwo die religiöſen Vorurtheile aufgeregt, dieſe als 
das heiligſte und höchſte hingeſtellt, und damit das Volk fanatiſirt. Cin 
Schlagwort wird aufgeſtellt und damit jeder todtgeſchlagen, der nicht mit 
einſtimmt ins allgemeine Verdammungsgeſchrei. Ob dieſes furchtbare 155 
mit welchem man die Überzeugung Anderer terroriſirt, Strauß, Atheiſt, Je⸗ 
ſuit oder Kommuniſt heiße, das iſt am Ende ziemlich gleichgültig, ſo wie 
es gleichgültig iſt, von welcher Partei das Geſchrei ausgeht. Genug daß 
man ſich an die Vorurtheile des Volkes hängt, um auf dieſe Weiſe die 
Gegner in Mißkredit zu bringen. 


Eine andere Seite, die man ergreift, um das Volk auf ſeine Seite 


zu bringen, iſt die ſchlechte ökonomiſche Lage deſſelben. — Keine irgendwie 
bedeutende Agitation bleibt bei uns frei von materiellem Begehren. An die 
niedrigſte Klaſſe macht man ſich mit Geld und Brod, an die günſtiger ge⸗ 
ſtellten mit ſonſtigen materiellen Begehren! Aber an die ernſtliche Erfül⸗ 
lung derſelben, ſelbſt wenn man ſie von Volksverſammlungen annehmen 
ließ, denkt keiner der Herren. Und gewiß, das iſt auch nicht ſehr mora⸗ 
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liſch. Heute fetzt ſich ſo ein hoher Herr in eine Verſammlung, zettelt eine 
Agitation au, ermuntert, ſtachelt auf und fagt, fo iſts recht. — Die Ber. 
wegung wächſt, ſte wird mit jedem Tage größer, die Herren ſehens gerne, 
denn ſie ſitzen noch nicht auf den Stühlen. Jetzt kommt die Sache vor 
den Großen Rath, die herrſchende Partei wirft der Oppoſttion ihre Mittel vor 
und ein Schreck ergreift die Herren, denn der und dieſer möchte gerade ge⸗ 
wählt werden, er mißbilligt alſo das Verfahren, das er ſelber angerathen, 
er ſpricht ſein tiefes Bedauern darüber aus, er iſt ſo unſchuldig wie ein 
Kind. Jetzt wird er wirklich zum gewünſchten Amte. gewählt und die Mit⸗ 
kämpfer dieſes Mannes ſind gutmüthige Leute, ſie verſchlucken den Arger, 
ſie denken, er hat uns ja im Intereſſe der guten Sache kompromittirt, 
ſtehen erſt unſere Leute wieder einmal recht feſt, dann kommts ſchon beſſer. 
Es währt nicht lange, die vielen Kämpfe fruchten, die Herren kommen 
wirklich ans Ruder. Das Volk jubelt, die Männer, die man als Sturm⸗ 
böcke gebraucht, erwarten nun die Realiſirung der bisher ſo lang verthei⸗ 
digten Ideen; ſie erinnern daran, zuerſt nur ſachte, dann lauter und immer 
lauter. Allein jetzt ſprechen die Herren eine andere Sprache, jetzt heißt es 
nicht mehr, ſo iſts recht, ſo muß man auftreten! jetzt heißt es: die Leute 
könnten doch nun einmal ſtille ſein, die Sache wäre jetzt nicht an der Zeit 
und man ſei des Lärmens nun einmal ſatt, die Wähler könnten nun ſchwei⸗ 
gen! — Was das für eine Anmaßung ſei, geſcheidter ſein zu wollen, als 
hochgeſtellte Herren, und ſich ſogar über ſeine eigene Partei Tadel zu er⸗ 
läuben; wenn ſie ſchwiegen, fo würde ſich wol noch für den und dieſen ein 
Pöſtchen finden. : 

Allein trotz all' dieſen Ausſichten auf Pöſtlein und Amtlein gibt es 
immer noch Leute, die dumm genug ſind, auf ihren Forderungen fortzube⸗ 
ſtehen, die ſogar meinen, ſie dürfen die früher vertheidigten Prinzipien wei⸗ 
ter verfolgen. Darüber werden gewiſſe Leute ganz erbittert, alle Schleußen 
des Zornes werden geöffnet, es gilt nun, die Vertreter ſolcher Prinzipien 
zu vernichten. Allein ein Kampf mit Gründen iſt gefährlich, hier muß 
man fic anſtrengen, hier kann der Gegner antworten und die Angriffe fteg: 
reich zurückſchlagen. Man läßt alſo wohlweislich ſich auf keine Bekämpfung 
der Gründe ein, man verdreht, man entſtellt, man verläumdet dieſelben 
bloß, man greift nun hauptſächlich die Perſonen an, die Oppoſition machen. 
Was kümmert man ſich darum, daß man früher dieſelben Perſonen ſogar 
aufs eifrigſte gelobt? man macht nun aus denſelben Männern, denen man 
früher als Kämpfer für Freiheit und Gleichheit ſeine Bewunderung zollte, 
mit einem Federſtriche Wühler, Heroſtrate, Knipperdollinge und dergleichen; 
man ſagt, ſie wollen Religion, Kirche, Staat und Geſellſchaft umſtürzen. 
Man nimmt auf alle Proteftation keine Rückſicht; hat man eine Maſſe von. 
Verläumdungen in die Welt hin aus geſchrieben, ſo ſagt man am Ende, 
man werde jetzt nicht mehr antworten, und wenn man antwortet, ſo bemerkt 
man in vornehmem Tone: Man gehe über ſolch Kommuniſtengeſchrei mit 
Verachtung hinweg. So bringt man ſeine Gegner um Ehre, ſo bewirkt 
man, daß bald Alles wie aus einem Munde ſchreit: Kreuzige, kreuzige fiel“ 

Sie werden mir gugeftehen meine Herren, daß ein ſolches Verfahren 
eben nicht ſehr moraliſch iſt. Wäre das Volk mündig, ſo wäre ſolche Im⸗ 
moralität gar nicht möglich. Ein mündiges Volk läßt ſich weder gegen 
Jeſuiten noch gegen Straußen fanatiſtren; ein mündiges Volk läßt ſich auch 
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nicht durch materielle Begehren ködern oder wo es materielle Begehren auf: 
ſtellt, da weiß es dieſelben auch durchzusetzen; ein mündiges Volk läßt ſich 
auch nicht zur Eroberung von Seſſeln für ein paar ämterſüchtige Herren 


als Sturmbock gebrauchen und ſich nachher wieder, wie ein alter Beſen in 


die Ecke ſtellen; ein mündiges Volk ruft nicht auf das Geſchrei des erſten 
beſten Zeitungsſchrelbers: Kreuzige, kreuzige den, den wir geſtern noch auf 
unſern Händen getragen hatten, bei einen mündigen Volke könnten Blät⸗ 
ter, die mit fo gemeinen Waffen kämpfen, gar nicht exiſtiren; ein mundi: 
ges Volk würde ſte mit einem Schrei des Unwillens und der Verachtung 
zurückweiſen. 

Wie die Partei⸗Preſſe auf der einen Selte die Leute herabſetzt, die ihre 
Gegner ſind und zwar auf eine Weiſe, die als unwürdig bezeichnet werden 
muß, ſo erhebt ſie auf der anderen Seite ihre Kämpfer, auf ebenſo unan⸗ 
ſtändige, unmoraliſche Weiſe. Da iſt der Kleinſte ausgezeichnet, der Unbe⸗ 
deutendſte rühmenswerth, beſonders wenn der Betreffende ein reicher Mann 
iſt. Ich bin keineswegs der Meinung, daß eine Partei ihre Kämpfer nicht 
loben, nicht ermuntern ſoll. Aber das Lob ſoll auch einen Grund haben, 
es ſoll etwas wirklich Lobenswerthes vorliegen. Das Weihrauchſtreuen für 
Nichts und aber Nichts iſt einfältig, bornirt oder unredlich und verdirbt 
die Leute. Es erzeugt in den Gelobten leicht einen höchſt unrepublikaniſchen 
Stolz, der ſie dem Volke entfremdet ſund ſie zu Despoten macht. Haben 
wir doch erſt in neueſter Zeit erlebt, daß Männer, die früher gerne mit 
dem Volke umgingen, die, wie ſie ſelbſt ſagten, ihr Bürgerrecht um ein 
Kohlblatt gegeben hätten, nachher den Umgang des Volkes aufs eifrigſte 
flohen, daſſelbe mit Verachtung behandelten, ihm ſogar ins Geſicht hinein 
erklärten, ſie brauchen das Volk nicht, aber das Volk brauche ſie. Solch' 
bedauernswürdige Erſcheinungen ſind wieder eine Folge der demoraliſirten 
Preſſe, und der Unmündigkeit des Volkes. 

Ich muß endlich noch von einer Immoralität ſprechen, die ganz beſon⸗ 
ders in Republiken vorkommt und ich meine die Apoſtaſie, beſſer die Überläuferei. 

Meine Herren! Ich bin weit entfernt, zu behaupten, jeder der von 
einer Partei zur anderen übertrete ſei ein gemeiner Überläufer und als ſolcher 
verachtungswürdig. Irren lft menſchlich fagt ein altes Sprichwort. Der 
vernünftige Menſch darf nie bei dem Errungenen ſtehen bleiben, er muß 
ſich fortbilden und zu dem Ende ſeine Überzeugung einer genauen Prüfung 
unterwerfen, er darf ſich den Zeiterſcheinungen nicht verſchließen. Wie leicht 
iſt es aber möglich, daß Jemand bei genauem Nachdenken über ſeine früher 
vertheidigten Sätze einfteht, daß dieſelben unrichtig und ſomit unhaltbar find. 
Es iſt alſo durchaus Nichts Unehrenhaftes, wenn er nun auch nach ſeiner 
Überzeugung handelt, es wäre im Gegentheil unmoraliſch, wenn er noch 
ferner ſeine früheren Prinzipien vertheidigte. 

Die Zahl der Menſchen, welche einen ſolchen Entwicklungsprozeß durch⸗ 
gemacht iſt nicht gering, ich erinnere Sie, um berühmte Beiſpiele zu wäh⸗ 
len, an Huß, Luther, Zwingli. Aber von dieſer Apoſtaſte rede ich hier 
nicht, ich rede von der Überläuferei, die aus gemeinen, niedrigen Beweg⸗ 
gründen hervorgeht, ich rede von den Menſchen, welche um äußerer Vor⸗ 
theile willen an ihrer Überzeugung zu Verräthern werden. 

Jede Partei hat bei den Parteikämpfen, wie ſie jetzt ſind, ein Intereſſe 
daran, möglichſt viele intelligente Köpfe auf ihrer Seite und möglichſt we⸗ 
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nige auf Seiten ihrer Gegner zu fehen. Denn bei der Unmündigkeit des 
Volkes hängt das Gelingen der Parteipläne häuptſächlich von der Intelli⸗ 
genz und Geſchicklichkeit der Führer ab. Und das gibt Anlaß, die vorra⸗ 
genden Köpfe einer Partei bei ihren Leidenſchaften, ihren Privatintereſſen zu 
packen. Die Menſchen werden gar verſchiedenartig gefangen. Eine Partei 
weiß z. B., daß ein gefürchteter Gegner in mißlichen ökonomiſchen Umſtän⸗ 
den ſich befindet, man ſucht ihn nun noch mehr in Verlegenheit zu bringen, 
dann läßt man nebenbei durchblicken, daß ein Ausweg, eine Hülfe möglich 
wäre, wenn er es ſo anfangen würde. Der Betreffende denkt, er wolle es 
doch einmal verſuchen, er werde den Teufel ſchon meiſtern können, und ehe 
er ſich verſteht iſt ſeine Überzeugung gefallen. 

Andere faßt man bei ihrer Eitelkeit. Man weiß fle möchten gern ge: 
lobt werden, daher ſchmeichelt man ihnen, daher hätſchelt man fie, nur hie 
und da gibt man zu verſtehen, wie ſchade es doch ſei, daß der gute Mann 
neben ſo vielen trefflichen Seiten dieß und jenes nicht einſehe. Nun beeilt 
ſich dieſer, auch dieſer Seite zu genügen, er läßt um unwürdiger Lobſprüche 
willen ſeine Hauptgrundſätze fallen und während er noch für ſeine Über⸗ 
zeugung zu kämpfen glaubt, ſteht er im Lager der Gegner! — 

Ein Dritter möchte gern ein Amt bekleiden und zwar ſobald als mög: 
lich, und ſo bedeutend als möglich. Das weiß die Gegenpartei, ſie ver⸗ 
ſpricht feinen Wünſchen Erfüllung, wenn er nur zu ihrer Fahne übergehe ıc. 
Er tritt alſo über. Es iſt wirklich merkwürdig, wie offen und handgreiflich 
ſolche Überläuferei vor ſich geht. Es gibt Leute, die ſobald ſie ſehen, daß 
eine Partei die Oberhand erhält, ſogleich von der früheren ablaſſen und zu 
der ſiegenden überlaufen. Ihr Grundſatz iſt die Grundſatzloſigkeit, ihr ein⸗ 
ziges Ziel das Seſſelthum. Um dieſes Seſſelthum haben ſie revoluzzt, um 
dieſes Seſſelthum werden ſie auch ferner revoluzzen! — 

Und warum ſollten ſolche Leute nicht ſo handeln! Sie thun ja nur, 
wie das ſouveraine Volk thut; ſie halten wie dieſes mit denen, durch die ſie am 
Meiſten gewinnen zu können glaubten. Das ſouveraine Volk zwingt ſie gleich⸗ 
ſam dazu, da es bei einem revolutionären Regierungswechſel mit Wuth 
über diejenigen herfällt, welche ihrer Meinung treu bleiben. Haben wir 
doch ſchon erlebt, daß bei ſolchen Revolutionen ſogar die Überzeugungstreuen 
für ihr Leben fürchten mußten. 

. Wäre das Volk aber wahrhaft ſouverain, es würde keinen ſolchen Über: 
läufer ein Staatsamt anvertrauen, dieſe Überläufer würden der allgemeinen 
Verachtung Preis gegeben! — 

Bei dieſem Parteigetriebe, meine Herren, iſt es denn auch ſo weit ge⸗ 
kommen, daß die erſte Bedingung zu einem gedeihlichen Staatsleben, die 
gegenſeitige Achtung der Bürger, gewichen iſt. Die Parteien wiſſen, was 
für Mittel fle brauchen, um ſich gegenfeitig aus dem Felde zu ſchlagen, fte 
kennen ſich, drum hegen ſie ein furchtbares Mißtrauen, drum trauen ſie 
einander alle Schlechtigkeit zu. Die Radikalen ſprechen von einer Partei 
des Auslandes, von Mordbrennern; die Konſervativen ſogar von einer Partei 
des Meuchelmordes. Erbitterung, Wuth, Haß und Verachtung hat faſt 
alle Gemüther ergriffen; dieſe Erbitterung zerreißt ſogar die Familienbande 
und entweiht ſelbſt die Gotteshäuſer, ſogar die unſchuldigen Kinderherzen 
ergreift dieſer unſelige Parteihaß. Die Führer verachten das Volk, das 
Volk verachtet die Führer. Feiert die eine Partei ein Feſt, ſo ſieht die 
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andere einen Angriff auf ſich darin; hält die eine Partei eine Volksverſamm⸗ 
lung, ſo glaubt die Andere Kanonen in Bereitſchaft halten zu müſſen. — 


Ein Putſch folgt dem andern, ſogar das Schrecklichſte haben wir er⸗ 


lebt, den politiſchen Meuchelmord. — Glaubt nicht, daß es beſſer kommt, 
im Gegentheil, das Übel wird mit jedem Tage mehr überhand nehmen. Am 
Proletariat werden unſere Republiken untergehen, wenn dem Übel nicht durch 
rechtzeitige Maßregeln geſteuert wird. Unſer ſchweizeriſches Proletariat iſt 
gefährlicher als jedes Andere. — Freiheit und Gleichheit ſind Worte, die 
auch in die Hütten der Armſten gedrungen ſind; Freiheit und Gleichheit 
ſind Ideen, die ſich ſelbſt bis in die Köpfe der ärmſten Baumwollenweber 
den Weg gebahnt haben. Konſervative und Radikale haben mit dem Pro⸗ 
letariate gar ſüßlich gethan, ſind gar vertraulich mit ihm umgegangen; 
reiche und angeſehene Stadtherren, Juriſten, Mediziner und Staatsbeamte 
haben zerlumpte Kellenländer mit den Worten Brüder angeredet. Das bleibt 
natürlich in den Köpfen der Leute, fle fangen an ſich zu fühlen, ſie wollen, 
daß ihnen dieß brüderliche Verhältniß auch Etwas einbringe. — Radikale 
haben den materiellen Leiden des Volkes Abhülfe verſprochen. „Auch in 
dieſer Beziehung muß Hülfe geſchafft werden“ rief man den Bedürftigen bei 
der Volksverſammlung in Uſter zu. Das Volk hat dieſe Worte noch nicht 
vergeſſen; es hat ein gutes Gedächtniß für ſolche Anſprüche. — 

Das Volk iſt unzufrieden, iſt begehrlich gemacht; Und das 
haben nicht etwa die Sozialiſten, ſondern die politiſchen Parteien, vor Allem 
aber die Radikalen gethan; die politiſchen Parteien haben den Leu geweckt! — 

Eben fo ſicher als dieſer erſte Satz iſt die zweite Behauptung: Alle 
dieſe geweckten Anſprüche ſind nicht befriedigt; wenn die Parteien am Ruder 
waren, haben fle in der Regel ihr Verſprechen vergeſſen oder das Volk mit 
Broſamen abgeſpeiſ't. Dadurch gewinnt das Volk die Überzeugung, daß 
es von allen Parteien nur als blindes Werkzeug gebraucht wird. 

Und meine Herren, was das gefährlichſte iſt, dieſes begehrliche unzu⸗ 
friedene Proletariat, das mit jedem Tag immer mehr wächſt, iſt von den 
verſchiedenen Parteien in Revolutionen geübt, dieſes Proletariat hat gelernt, 
unter Abſingung von chriſtlichen und patriotiſchen Liedern eine Regie⸗ 
rung von ihren Seſſeln zu jagen! Der Sinn für Geſetzlichkeit, der Reſpekt 
für die Herren Beamten iſt dahin und wenn einmal beſonders böſe Zeiten 
ins Land kämen, ſo könnte es dem armen Volke leicht einfallen, auch ein⸗ 
mal eine Revolution zu ſeinen Gunſten zu machen. Dieſe Revolution 
könnte um ſo blutiger, um ſo gefährlicher werden, als liberale und konſer⸗ 
vative Blätter ſich alle Mühe geben, glauben zu machen, es gebe eine Klaſſe, 
die auf Gütertheilung ausgehe. 

Nun höre ich rufen, da haben wirs ja, der Verkündiger des Sozia⸗ 
lismus geſteht ja ſelbſt ein, daß es leicht zu einer blutigen Revolution kom⸗ 
men könne! — Was brauchen wir da weiter Zeugen! 

Ja meine Herren, es muß zu einer ſolchen Revolution kommen, wenn 
keine zweckmäßige Maßregeln ergriffen werden. Und ſicherlich, die Maßregeln 


ſind unzweckmäßig die darauf ausgehen, das Volk mit ſeiner thieriſchen Lage 


zufrieden zu machen. Abgeſehen davon, daß eine ſolche Tendenz den ewigen 
Rechten der Menſchen widerftreitet, abgeſehen davon iſt fle auch unausführbar. 
Man hat dem Volke zu viel von Freiheit und Gleichheit geſprochen, als daß 
fic) jetzt die Ideen aus dem Gehirne deſſelben wegwiſchen ließen. Um bie: 
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fer Revolution vorzubeugen, bleibt gar Nichts anders übrig, als Mittel 
ausfindig zu machen, durch welche den Proletariern ein menſchliches Leben 
möglich gemacht wird. Mit andern Worten: Das Proletariat muß 
aufgehoben werden! —. 


Anmerkung. 

Die politiſchen Parteien, auch der Liberalismus und Radikalismus 
haben ſich überlebt; ihre Rolle iſt ausgeſpielt, wie ſich das jetzt namentlich 
in England zeigt, wo die Chartiſten, die Arbeiter mit ſozialiſtiſchen Prin⸗ 
zipien anfangen, handelnd und entſcheidend in das Staatsleben einzu⸗ 
greifen. Der politiſche Radikalismus war berechtigt, fo lange man die Ab: 
ſtraktionen des Rechtsſtaates für wahr hielt, ſo lange man durch die Inſti⸗ 
tutionen deſſelben das Glück des Volkes realiſtren zu können glaubte, fo 
lange man bürgerliche Freiheit für gleichbedeutend hielt mit menſch⸗ 
licher Freiheit. Der politiſche Radikalismus hat den Seudalftant des 
Mittelalters mit ſeinen Kaſten und Privilegien zertrümmert; er hat Raum 
geſchafft für eine freiere Bewegung der Menſchen. Das iſt ſeine hiſtoriſche 
Bedeutung, ſein unläugbares Verdienſt. Es hat die Leibeigenſchaft zerſtört; 
aber in dem er den Bürger frei machte, iſolirte er den Menſchen und 
ſtellte ihn durch die freie Konkurrenz, dieſer Konſequenz der ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Freiheit, dem Menſchen feindlich gegenüber. Er befreite den Bür⸗ 
ger aus der Sklaverei des Adels und ſtürzte ihn in die Sklaverei des 
Geldes. So war es ihm unmöglich, die Rechte wirklich auszuüben, welche 
man ihm zuſicherte. Die Bourgeoiſte, die Geldariſtokratie übernahm die 
Erbſchaft des Feudalismus und man kann in England und Frankreich ſehen, 
wie ſie dieſelbe ausgebeutet hat. Und Herr Treichler hat Recht, nirgends 
tritt das leere Gaukelſpiel der politiſchen Kämpfe, der Eigennutz, die Apo⸗ 
ſtaſte der Parteien, das Buhlen um die Gunſt des Volkes und das Abſpei⸗ 
ſen deſſelben mit hohlen Phraſen, wenn man ſich auf ſeinen Schultern zu 
den Seſſeln emporgeſchwungen hatte, widerwärtiger hervor, als in dieſen 
kleinen Schweizerrepubliken, weil eben durch die ſtete unmittelbare Berührung 
jeder Nimbus von den handelnden Perſonen abgezogen, jede Verſchleierung 
ihrer Motive unmöglich wird. Herr Treichler will ein wirklich ſouve⸗ 
raines, urtheilsfähiges, unabhängiges Volk. Er will die Almo⸗ 
ſengenöſſigen ſtimmfähig machen; werden dieſe unabhängig fein? Er will 
das Volk durch beſſer und unabhängig geſtellte Lehrer bilden, die Armen 
ſollen Unterricht und Unterhalt vom Staate empfangen, der Unterricht ſoll 
nicht mit dem 14. Jahre aufhören, ſondern hernach noch 3 Jahre in der 
Sekundarſchule fortgeſetzt werden. Werden die ſo gebildeten Bürger von 
dem Einfluſſe, von der Herrſchaft des Kapitals befreit und unabhängig ſein? 
Er will ihnen freilich zur Erreichung dieſer Unabhängigkeit eine ausreichende 
Exiſtenz ſichern durch Sozialwerkſtätten, die der Staat anlegen ſoll. Aber 
wenn das Prinzip der freien Konkurrenz und der Lohnarbeit beibe⸗ 
halten wird, wird dann die Konkurrenz der Privaten nicht alsbald den Lohn 
der in den Sozialwerkſtätten Arbeitenden ſehr verringern? Wird man nicht 
in die Fourier'ſche Theilung von Kapital, Intelligenz und Arbeit oder in 
den Saint⸗Simoniſtiſchen Satz, den man auch im „Noth- und Hülfsblatt⸗ 
lieſ't, verfallen: Jedem nach feiner Fähigkeit und jeder Fähigkeit nach ihren 
Werken? Und iſt es nicht eine heilloſe Irrlehre, dem von der Natur Be⸗ 
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günſtigten zu erlauben, feine größere Befähigung zum Nachtheil der minder 
Befähigten anzuwenden? Erfordert es nicht die Gerechtigkeit, daß er ſie zu 
ihren Gunſten anwenden und dadurch die ungleiche Vertheilung der Natur⸗ 
gaben ausgleiche? Alle dieſe Vorſchläge ſind wohlgemeint und können leicht 
praktiſch ausgeführt werden, weil ſie ſich im Prinzipe an das Beſtehende 
anſchließen; aber aus dem Labhrinthe unſerer gegenwärtigen geſellſchaftlichen 
Verhältniſſe führen ſie uns nicht heraus, weil es grade darauf ankommt, 
das Prinzip zu ändern. Die Red. 


Herr Biedermann und der deutſche Sozialismus. 


Herr Biedermann hat in dem von ihm herausgegebenen erſten Bande 
des Werkes: „»Unſere Gegenwart und Zukunft“ einen Aufſatz: Sp: 
zialiſtiſche Beſtrebungen in Deutſchland“ (erſter Artikel) veröffent⸗ 
licht, worin er eine Darſtellung und Kritik deſſen zu geben ſucht, was von 
den deutſchen Sozialiſten bis jetzt theoretiſch veröffentlicht worden iſt. Es 
iſt ihm zunächſt dafür zu danken, daß er ſich darin bemüht ernſtlich auf ein 
Thema einzugehen, welches die ſogenannten liberalen Schriftſteller unter uns 
gewöhnlich mit vornehmer Ignoranz bei Seite werfen oder durch abgeriſſene 
und verdrehte Beziehungen lächerlich zu machen ſuchen; auch iſt die hiſtori⸗ 
{he Auseinanderſetzung ziemlich vollſtändig *) und da die Stellen meiſt wört⸗ 
lich beigebracht und nicht ſchlecht ausgewählt ſind, iſt ſie auch treu und 
auf das Weſen der Sache eingehend zu nennen. Was dagegen die von ihm 
hinzugefügte Kritik betrifft, ſo iſt daran ſehr vieles zu erinnern. 

Zunächſt iſt gegen dieſelbe geltend zu machen, daß ſte die Forderungen 
einer wahren Kritik gar nicht erfüllt. Denn da Herr Biedermann, der 
ſelbſt Profeſſor der Philoſophie iſt, den Sozialismus, wie er von Grün, 
Heß u. ſ. w. dargeſtellt worden iſt, als eine weſentlich philoſophiſche Ge⸗ 
ſtaltung in Anſpruch nimmt, als ein durch confequentes Denken auf der 
Grundlage der neuern deutſchen Philoſophie hervorgebrachtes, ſo mußte er 
um ein adäquates Urtheil fällen zu können, nothwendiger Weiſe die Rich⸗ 
tigkeit und Wahrheit dieſer Folgerungen unterſuchen. Wieß er ſte als falſch 
nach, ſo war ſeine Arbeit gethan. Mußte er ſie aber anerkennen, ſo war 
es die Grundlage ſelbſt (das Prinzip), auf welche er einzugehen hatte. 
Hierin findet ſich aber, von einigen beiläufigen Bemerkungen abgeſehn, wun⸗ 
derbarerweiſe auch nicht eine Spur in dem ganzen Aufſatz. Selbſt der Begriff 
der abſoluten Freiheit, den er als den Hauptſatz des deutſchen Sozialismus 
betrachtet, hütet er ſich wohl genauer zu analiſiren. Zwar ſagt er, es komme 
hierbei hauptſächlich darauf an, ob derſelbe mit der allgemeinen — erfah⸗ 


rungsgemäßen oder ſpeculativen — Anſicht von der Natur des Menfden’ 


zuſammenſtimme oder nicht, aber er ſagt es eben nur. Oder follte er viel: 

leicht meinen mit der Behauptung: Die Menſchen ſeien halb unendliche, 

halb endliche Weſen, mit der Ableugnung abſoluter Vollkommen⸗ 

heit und abſoluter Freiheit, weil die erſtere ein Abbrechen der fort⸗ 

ſchreitenden Vervollkommung, Stillſtand, letztere ein Abbrechen der vor⸗ 

wärtsſtrebenden, ſich entwickelnden Thätigkeit („eine Thätigkeit die um ſich 
) Die rheiniſchen Jahrbücher hat Herr Biedermann nicht erhalten können. 
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felbft kreiſen, ſich in ſich ſelbſt verzehren müßte, weil fie keinen zu ent: 
wickelnden Stoff mehr hätte“ (2!)) wäre, die Sache irgend wie entſchieden 
zu haben? Dieſe Entſcheidung gliche doch allzuſehr dem berüchtigten Schwerte 
Alexanders. Übrigens iſt weder von einer abſoluter Vollkommenheit noch 
von einer abſoluter Freiheit im Biedermannſchen Sinne je die Rede geweſen, 
das ſind leere, mechaniſch hingeſtellte Begriffsbeſtimmungen, die in gar keine 
wahre Beziehung mit dem Gegenſtande gebracht find, und es iſt ſehr unphi⸗ 
loſophiſch von Herrn Biedermann, dieſe gedankenloſen Widerſprüche den So⸗ 
zialiſten unterſchieben zu wollen. Was thut denn nun Herr Biedermann, 
wenn er nicht kritiſirt? Er ſtellt einige practifche Fragen auf. So unwiſſen⸗ 
ſchaftlich nun auch dies Verfahren iſt, ſoll ihm doch eine kurze Beantwor⸗ 
tung werden. 

Herr Biedermann frägt 1) Wie ſie (die deutſchen Sozialiſten) ſich das 
Verhältniß der Produkzion zur Conſumzion und deſſen Regelung in der auf 
abſolute Freiheit des Thuns und Genießens gebauten Geſellſchaft denken? 
Hierauf kann man ihm zunächſt nur rathen, das Buch von Grün über den 
belgiſchen und franzöſiſchen Sozialismus, den er für eine Carricatur hält, 
noch einmal gründlich zu leſen und ſich ſelbſt darauf zu fragen, ob er noch 
fragen wolle? — 2) wie ſie die Widerſprüche löſen wollen, welche zwi⸗ 
ſchen ihrer Theorie der abſoluten Freiheit, als dem Principe des allge⸗ 
mein Menſchlichen, und ihrer Lehre von der individuellen Verſchiedenheit 
der Menſchen, ferner zwiſchen ihrer Theorie der abſoluten Freiheit der Ein⸗ 
zelnen und ihrem Principe der Einheit, Geſetzmäßigkeit und Harmonie der 
allgemeinen Geſellſchaftsverhältniſſe obzuwalten ſcheinen? Scheinen, ſagt 
Herr Biedermann, und bezeichnet damit ſelbſt das völlig Subjective ſeines 
Einwurfes. Denn der Widerſpruch entſteht eben nur durch die von ihm 
vorgenommne Auseinanderreißung der beiderſeitigen Beſtimmungen, welche, 
während ſie in dem Begriffe des Menſchen ihre ausgleichende Verwirklichung 
haben und nur in dieſer überhaupt wirklich find, von ihm abſtract fixirt 
und dadurch zu leeren Gegenſätzen gemacht werden. Die Frage war nicht 
nöthig, wenn Herr Biedermann auf die Begriffsbeſtimmung der menſchlichen 
Natur, welche von den Sozialiſten ſchon vielfach gegeben worden iſt, einge: 
gangen wäre, ftatt mit fertigen Anſichten meſſen zu wollen. 3) Worin 
fle den Fortſchritt der Vervollkommung und Kultur des Menſchengeſchlechts 
ſetzen, wenn ſie das was gegenwärtig die Hauptaufgabe deſſelben bildet, die 
fortſchreitende Ausgleichung und Überwindung der zufälligen geſellſchaftlichen 
Ungleichheiten und der Hemmniſſe freier menſchlicher Entwicklung, mit einem 
Schlage als vollendet annehmen, und welche Garantien ſie für die gleich⸗ 
mäßige Erhaltung dieſes abſolut vollkommnen geſellſchaftlichen Zuſtan⸗ 
des (wäre ſolcher einmal angenommen) zu bieten vermögen? Auch hier muß 
man Herrn Biedermann ſagen, daß er nicht zu fragen verſteht. Die Sozia⸗ 
liſten ſind der Anſicht, daß mit der Ausgleichung und Überwindung der 
zufälligen Ungleichheiten freier menſchlicher Entwicklung erſt der Anfang 
des wirklich menſchlichen Lebens gegeben iſt. Iſt ihm vielleicht bange, 
womit der Menſch ſich dann beſchäftigen werde, ſo antworten wir ihm einfach: 
mit ſeiner Bildung, ſeinem eignen Weſen, und nennen ihm als die beiden 
Pole deſſelben: Natur und Kunſt. Die Garantie des Beſtehens eines ſol⸗ 
chen Zuſtandes aber, liegt darin, daß er nicht mehr auf ein dem Menſchen 
Fremdes, ſondern auf ſein eignes Leben, ſein eigentliches Beſtehen, gebaut iſt 
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Sollten Herrn Biedermann dieſe Antworten nicht genügen, fo möge 
er bedenken, daß er nur dann ein tieferes Eingehen auf Einwürfe zu erwar⸗ 
ten hat, wenn er ein wirkliches Verſtändniß des von ihm bekämpften 
an den Tag legt. Bis dahin kann er nicht mehr verlangen, als daß ihm 
der Irrthum, in dem er ſich befindet, angedeutet werde. Da er mit dem 
Sozialismus noch keineswegs fertig zu ſein meint, ſo wird es dann wohl 
nicht an ſeinem böſen Willen liegen, wenn er ihn doch nicht in ſich zu be⸗ 
greifen vermöchte. Das iſt aber nicht wahrſcheinlich. 
ö , j Dr. Lindner. 


Bruno Bauer und ſein Apologet. 


Die Leiſtungen des großen Kritikers, der von feinem erhabenen Stand: 
punkte mit Verachtung auf das Treiben der gewöhnlichen Menſchen herab⸗ 
ſieht, welche für ihn nur als eine erlöſungsbedürftige Maſſe exiſtiren, ha⸗ 
ben zu verſchiedenen Malen ihre verdiente Würdigung gefunden. Zu ſchwach 
zu einer wirklichen Vertheidigung, wollte er doch dieſe Schwäche den Augen 
der verachteten Maſſe verbergen und verſuchte ſie durch einen Scheinangriff 
auf feine gefährlichen Gegner zu täuſchen. Den deutſch⸗franzöſtſchen Jahr: 
büchern, welche ihm ſeine Irrthümer in der Judenfrage nachgewieſen hatten, 
antwortete er nur durch einige Ausrufungen in ſeiner hingeſchiedenen Lite⸗ 
raturzeitung. Er fühlte ſich noch feſt und ſicher genug auf ſeinem Throne, 
um den Gegner, den er nicht widerlegen konnte, mit Geringſchätzung abzu⸗ 
weiſen. Der „H. Familie“ gegenüber hielt er ſolches wohl nicht mehr 
für ausreichend, und nahm ſeine Zuflucht zu einem neuen, allgemein 
empfehlenswerthen Verfahren. Statt die Schrift ſelbſt anzugreifen, griff er 
eine Kritik derſelben an, welche an einer nicht ganz richtigen Auffaſſung 
laborirte und verſchiedene falſche Zitate enthielt. Er baute auf die Linwif: 
ſenheit der „Maſſe,“ welche dieſes Taſchenſpielerkunſtſtück nicht merken 
ſollte. In wie weit er hierin richtig gerechnet hat, können wir freilich 
nicht wiſſen, nur darüber wundern wir uns, daß der große Kritiker nicht 
bedacht zu haben ſcheint, daß dieſer Unterſchleif leicht aufzudecken ſei, und 
er dadurch in eine noch nachtheiligere Stellung gerathen müßte. — 

Doch Herr Bruno ſteht nicht allein; er hat einen treuen Mitarbeiter 
gefunden an dem großen Werke, der „Maſſe“ die Ohnmacht feiner Gegner 
vorzuſpiegeln, um hinter dieſem Trugbilde die eigene beſſer verbergen zu 
können. In Nro. 87 der „Trierſchen Zeitung“ verkündet eine Stimme 
„T. O. aus Oberſchleſten“ das Lob des großen Kritikers und gibt der 
„Maſſe “ wieder fo überzeugende Beweiſe von der „wirklich bedauerlichen 
Ohnmacht feiner Gegner, daß ſich wohl Niemand mehr den leiſeſten 
Zweifel daran erlauben wird. „Die Geſchichte der franzöſiſchen Revolution 
unter der Herrſchaft Napoleons,“ heißt es dort, „zeigt wieder eine ſolche 
Kraft und Freiheit des Geiſtes, eine ſo mächtige und vollkommene Beherr⸗ 
ſchung ſeines Gegenſtandes, eine ſo klaſſiſche Reinheit der Darſtellung, einen 
fo glänzenden Sieg über jeden „Cultus des Genies,“ „hero- Worship u 
oder wie ihr es fonft nennen mögt, daß dem gegenüber alle die Angriffe, 
die man gegen den Kritiker richtete und „vernichtende“ zu nennen beliebte, 
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in wirklich bedauerlicher Ohnmacht erſcheinen, als die Produkte eines klein⸗ 
lichen Egoismus, der ſich aufs empfindlichſte von einem Mann gekränkt 
fühlte, ver es wagen konnte, auszuſprechen: „ich brauche keine Freun⸗ 
de!“ — Alſo, weil Herr Bruno Bauer dies große Wagniß begangen, iſt 
ſeine Judenfrage in den deutſch⸗franzöſiſchen Jahrbüchern beſprochen, iſt die 
„H. Familie“ geſchrieben. O, großer Beobachter, tiefer Menſchenkenner! 
Dürfen wir fragen, woher dieſe genaue Bekanntſchaft mit den innerſten Ge⸗ 
danken jener Leute, deren „kleinlichen Egoismus“ Du hier zu beantworten 
denkſt? — Es iſt allerdings eine große That, auszurufen, die Gegner ſind 
zu ohnmächtig, um ſich mit ihnen weiter zu befaſſen, eine That, die man 
jedem Ausrufer übertragen kann. Habt Ihr der Kritik nichts Anderes mehr 
entgegenzuſtellen, als Verdächtigung der Perſonen, denen Ihr unedle Mo⸗ 
tive unterzuſchieben ſucht, ſo zeigt Ihr dadurch eben ſelbſt am beſten, daß 
die Kritik eine „vernichtende war, und es iſt nicht der Mühe werth, 
daß man ſich weiter mit Euch einläßt, als um Eure Verdächtigungen im 
rechten Lichte darzuſtellen. — 

Ehe wir zur freien Geſchichtsauffaſſung Bauer's übergehen, 
wollen wir noch einen Paſſus unſres Apologeten zitiren, welcher beweiſt, 
wie weit verfelbe ſelbſt vom Geiſte Bruno's durchdrungen if. Man ver: 
gleiche des Letzteren Aufſatz, „Die Kritik und die Maſſe,“ in der Litera⸗ 
turzeitung. „Zu keiner Zeit war die Nothwendigkeit geſchichtlicher Kritik 
gebieteriſcher, als gerade jetzt. Die atomiſtiſch zerfallene Maſſe ſpreizt fic 
unter der Herrſchaft von Mächten, von denen ſie nicht weiß, daß ſie ihre 
geſchichliche Kritik längſt erfahren und fle felber — die Maſſe — hervor⸗ 
gerufen haben (Die Kritik hat allerdings die „Maſſe“ hervorgerufen, aber 
nur im Kopfe Des Kritikers), zum Heldenmuthe der Phraſe auf (die Maſſe 
ſpreizt ſich zum Heldenmuthe der Phraſe auf!) und bringt ſich in den Tau⸗ 
mel eines nichtigen Kreisbewegungs-⸗Einerlei, das ihr am Ende fo 
unerträglich werden muß, daß ſie ſich genöthigt ſehen wird, die Reaction 
um ein entſchieden zugedonnertes: Stillgeſtanden! förmlich zu bitten. Bruno 
Bauer war es, der zuerſt zum klaren Bewußtſein dieſer „grenzenloſen Ver: 
ſtimmung“ und ihrer Urfachen gelangte; er war es, der zuerſt mit heroi⸗ 
ſcher Anſtrengung ihrer Herr zu werden ſtrebte, zuerſt ihrer wirklich Herr 
ward und das neue Prinzip ſich eroberte, das ſiegesgewiß und ohne Wie⸗ 
derkehr aus dieſer zum Tode verſtimmten, ablebenden Welt hinausführt. 
Bruno Bauer hat zuerſt den denkenden Menſchen gewiß zum Herrn und 
Richter über die Mächte der Vergangenheit geſetzt“ (wofür ihm „der den: 
kende Menſchengeiſt“ gewiß ſehr dankbar fein wird). Durch das volle und 
ſtarke Bewußtſein ſeiner weltgeſchichtlichen Bedeutung zu raſtloſer 
Thätigkeit geſpornt, läßt er in raſcher Folge feine Arbeiten erſcheinen.) — 
Nun, man muß geſtehen, unſer Apologet hat ſich zu einem ſehr bedeuten⸗ 
den „Heldenmuthe der Phraſe aufgeſpreizt,“ oder beſſer, er hat fle feinem 
Meiſter, über deſſen weltgeſchichtliche Bedeutung er ſich in harmloſe Träu⸗ 
mereien verliert, trefflich nachzubilden gelernt. Die „grenzenloſe Verſtim⸗ 
mung” der Maſſe, welche ſie zur unterthänigen Bitte an die Reaktion um 
ein „zugedonnertes Stillgeſtanden!“ treibt, hat er auf Treu und Glauben 
in den Kauf genommen, und ſieht nicht, daß die eigentliche Verſtimmung 
nur im Kopfe ſeines Meiſters exiſtirt und zwar als eine Verſtimmung zwi⸗ 
ſchen ſeiner gemachten und der wirklichen Geſchichte, hauptſächlich aber 
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zwiſchen der eigenen Werthſchätzung und der Anerkennung der Welt. Die: 
ſes „neue Prinzip, die Geſchichte nach feinen Illuſtonen zuzuſtutzen, führt 
allerdings „aus dieſer zum Tode verſtimmten, ablebenden Welt / hinaus zu 
einer Welt der Ideen, welche mit der wirklichen Welt nichts mehr, als ei⸗ 
nen zufälligen Anknüpfungspunkt gemein hat, nämlich den Bruno Bauer, 
der auch die eigentliche Idee dieſer Welt iſt. 

Aus dem angeführten Buche Bauers zitirt der Apologet eine Charak⸗ 


teriſtik Napoleons, welche wieder einen neuen Beleg bietet für die Art, wie 


Herr Bruno Geſchichte macht: „Weder in gewöhnlicher (!) Weiſe gütig noch 
heftig, weder mild noch grauſam, weder freundſchaftliche Sympathien fühlend, 
noch ſie erweckend, keiner perſönlichen Erregung fähig, ruhig, ein— 
fach und durch die Kraft ſeines Willens imponirend, ſchrecklich in den 
Ausbrüchen ſeiner Leidenſchaften und fle im Hintergrunde ſeines 
Ich leitend und ihren Eindruck berechnend — dabei vom Hauſe aus ein 
Fremder, ſchien es ihm zu klein zu ſein, ſich allein mit Frankreich und 
deſſen verfallenen Parteien zu beſchäftigen. Die Kälte und Leidenſchaft⸗ 
lichkeit ſeines Geiſtes ſchienen ihn zum Kampf mit der Welt, der 
Menſchheit, der Gattung beſtimmt zu haben und ganz Frankreich 
vergaß oder wollte es ſich nicht einmal geſtehen, daß er durch eine Lüge 
ſich die Herrſchaft erobert hatte, in deren Beſitz er ſich am Abend des 19. 
Brümaire ſah.“ — Das iſt alſo der Mann, der „dem ſcharfen, durchdrin⸗ 
genden Blick Bruno Bauer's, den er nicht niederblitzen, nicht blenden konnte, 
ſeinen großen Egoismus und ſeine ganze egoiſtiſche Größe wohl zum erſten 
Mal wahr und aufrichtig enthüllen mußte,“ ein wahres Zwitterding, das 
„ruhig“ und „keiner perſönlichen Erregung fähig“ und doch zu— 
gleich „ſchrecklich in den Ausbrüchen feiner Leidenschaften“ fein 
konnte, „ſie im Hintergrunde ſeines Ich leitend,“ ein wahres Geſpennſt, 
das frei von allen Leidenſchaften doch Anderen durch ſeine Leidenſchaften 
fürchterlich werden konnte. Und dieſer Zwitter, dieſes Geſpennſt fol Grant: 
reich beherrſcht haben, ohne ſich um deſſen „verfallene Parteien“ zu beküm⸗ 
mern. Solche Fabeln kann man freilich nur noch in Deutſchland vorzu— 
bringen wagen, ohne allgemeines Gelächter befürchten zu müſſen, nur dort 
kann man es den Leuten noch aufbinden wollen, daß es von der Laune Na⸗ 
poleon's abgehangen habe, ſich mit dem übrigen Europa (was Herr Bruno 
gleich zur „Welt,“ „»Menſchheit“ und „Gattung“ ausdehnt) in 
Krieg einzulaſſen, während es dieſen Kampf ſchon vorfand und durch dieſen 
Kampf allein ſeine Herrſchaft möglich war. Napoleon, der nach Herrn 
Bruno ſich nicht um Frankreichs Parteien bekümmerte, war durch den Kampf 
der Parteien ſelbſt zur Herrſchaft gelangt, organiſirte eine treffliche Polizei 
und ſtrenge Preßgeſetze, um die Parteien niederzuhalten, und wurde geſtürzt, 
als eine der Parteien, die Bourgeoiſie, mächtig genug geworden war, das 
ihr unbequeme Joch des Eroberers abzuſchütteln. Daß Frankreich nicht lange 
und tieffinnig darüber nachgegrübelt hat, daß Napoleon's Gewiſſen nicht 
zart genug war, um vor einer Lüge zurückzubeben, mag unfern großen Kri⸗ 
tiker immer verdrießen, daß er uns aber glauben machen will, Napoleon 
ſei „durch eine Lüge“ zur Herrſchaft gekommen, beweiſt uns, daß ſeine 
Geſchichtsſchreibung wieder in die Kindheit zurückkehrt, wo es auch erlaubt 
ift, zu ſagen, daß die ganze franzöſiſche Revolution nicht entſtanden fei, 
wenn Ludwig XVI. die Notabeln nicht zuſammenberufen hätte, oder daß wenn 


= 
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Adam und Goa grade nicht bei Laune geweſen wären, heut zu Tage weder 
Geſchichte noch Geſchichtsſchreiber exiſtirten. 

Da thut es freilich Noth, daß der große Mann ſeine Knappen in die 
Welt hinausſendet, um ſeinen Ruhm mit Trompetengeſchmetter zu verkünden 
und das Organ des doktrinären Sozialismus war für dieſen Zweck ſchon 
durch das Phraſengeklingel feines Pariſer Korreſpondenten hinlänglich vor: 
bereitet. J. Weydemeyer. 


Wie wenig die Geſetze im Stande ſind, dem Wucher Einhalt zu thun, 
wie wenig insbeſondere die Brodtaxen einen niedrigeren Preis des Brodes 
erwirken können, dafür liefert uns folgender Bericht des „National“ über 
den Mehlhandel in Paris wieder einen neuen Beweis: Seit dem erſten Fe⸗ 
bruar ſind die Getraidepreiſe am Sinken und noch immer muß das Brod 
mit 74 C. pr. Klg. bezahlt werden. Den Manövern der Spekulanten auf's 
Steigen tft es gelungen, ein gleiches Sinken der Brodpreiſe zu verhindern. 
Auf der Mehltaxe figurirt noch ein Preis von 68 Fr., zu welchem kein 
ernſtlicher Kauf mehr abgeſchloſſen wird, da man die beſten Sorten des 
Platzes zu 66 und 65 Fr. anbietet, ohne daß ſie Abgang fänden und in 
dieſem Augenblick Mehl erſter Qualität aus Beauce zu 63 und 62 Fr. und 
aus der Picardie zu 59 und 58 Fr. verkauft wird. Dank dieſen Betrüge⸗ 
reien haben die Pariſer ſeit 8 bis 10 Monaten das Kilogramm Brod um 
4 C. zu theuer bezahlt und koſtet daſſelbe noch am 1. April 74 C. ſtatt 
70 C., obſchon der Platz überfüllt iſt und das Mehl auf den Lagern ver: 
dirbt. Die Faktoren laſſen es hier liegen und beſchäftigen ſich indeſſen mit 
Lieferungsſpekulationen, einer Art Zeitkäufen, welche eben fo ſehr in den 
Getraidehallen wie auf der Börſe betrieben werden. — Am ärgſten waren 
die Betrügereien im Dezember, für welche falſche Deklarationen, Scheinkäufe, 
Unterſchiebung von Namen die gewöhnlichen Mittel ſind. In der erſten 
Hälfte des Dezembers wurden in der Mehlhalle 36,930 Ctr. Mehl zum 
Verkaufe deklarirt; nach ihrem Preiſe mußte alſo die Brodtaxe feſtge⸗ 
ſtellt werden. Ein Vergleich dieſer angeblichen Verkäufe eines halben Mo⸗ 
nats mit den wirklichen Verkäufen vom 1. Januar bis 15. März zeigt aber, 
daß wenigſtens drei Viertel dieſer Deklarationen falſch waren. Die folgen⸗ 
den Zahlen ſind offiziellen Angaben entnommen: 

In der erſten Hälfte des Januars wurden verkauft 3,367 Ctr. 


» » zweiten » » » » » 4,852 » 
» » exften » Februars » » 4,594 » 
» v zweiten »  » » » » 5171 » 
» » erſten » y» Mär » » 6,366 » 


Summa 24,350 Gtr. 

Die wirklichen Verkäufe dieſer 214 Monate überſteigen alfo nicht 2/5 
der angeblichen des halben Monates, gewiß ein hinlänglicher Beweis, daß 
hier ein Betrug vorhanden iſt. — Wahrend dieſer 2½ Monate oder 75 
Tage nun wurde die Brodtaxe nach dem Verkaufspreiſe von 34,350 Ctr., 
oder von 325 Ctr. täglich, feſtgeſtellt. Der Konſum von Paris erfordert 
aber täglich 4,750 Ctr., die Taxe wird alſo nach ungefähr einem Fünfzehn⸗ 
tel dieſes Konſums feſtgeſtellt. J. W. 
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Mittel zum Zweck. 


Das Ziel, welches als das Endreſultat der Entwicklungsgeſchichte der 
Menſchheit zu betrachten iſt, iſt die vernünftige menſchliche Geſellſchaft, welche 
auf dem Gemeinſchaftlichkeitsprinzip gegründet iſt und in welcher Jedem ohne 
Unterſchied die Mittel zur Entwicklung ſeiner ihm von der Natur verliehe⸗ 
nen Anlagen und zur Bethätigung der ſo entwickelten: — kurz, zum wahr⸗ 
haft menſchlichen Leben gewährt werden. Dieſe wahre Geſellſchaft wird 
aber nicht heute und auch nicht morgen ins Leben treten können: es iſt das 
einleuchtend, wenn man der Vorurtheile der lebenden Generation gedenkt, 
wenn man namentlich in Erwägung zieht, daß die Menſchheit von heute 
über ihr Weſen noch im Dunkeln iſt, daß ſie noch glaubt, das getrennte 
Leben und Wirken fei des Menfchen Beſtimmung. Es zeugt daher von tota⸗ 
ler Unbekanntſchaft mit dem Kommunismus, wenn deſſen Gegner, wie das 
häufig der Fall iſt, den Anhängern deſſelben die Abſicht unterſchieben, die 
kommuniſtiſche Theorie auf dem Wege roher Gewalt, auf revolutionä: 
rem Wege verwirklichen zu wollen? — keine lächerlichere Verdächtigung als 
dieſe! Nicht eher kann von Verwirklichung dieſer Theorle die Rede ſein, als 
bis die Menſchheit zu der Einſicht gekommen iſt, daß fie nur in der Ge 
meinſchaft, nur in der Bethätigung der Liebe ihre Beſtimmung errei: 
chen kann. 

Es iſt nun die Aufgabe in unſerer Zeit auf die Auffindung und Un: 


wendung derjenigen Mittel zu denken, welche wol im Stande ſein möchten, 


die heutige Menſchheit auf jenes Ziel vorzubereiten. 

Man hat als erſtes Mittel vorgeſchlagen: Die Erziehung der Kin— 
der der Armen. — Da die heutige Geſellſchaft eine ſolche Organiſation 
hat, daß neben allen übrigen auch die Erziehung erkauft werden muß, 
fo iſt es wol fo ziemlich klar, daß nur ein ſehr kleiner Theil der Geſell⸗ 
ſchaftsmitglieder heutzutage eine einigermaßen gute Erziehung genoſſen hat. 
Die große Mehrheit der Menſchheit iſt daher ohne alle Erziehung: vermöge 
ihrer Armuth kann fle an den vom Staate dargebotenen Bildungsmitteln 
keinen oder doch einen höchſt geringen Antheil nehmen, indem ſie entweder 
auf das, was. die. Elementarſchulen leiſten, beſchränkt iſt, oder indem ſie 
von derartigen Inſtituten gar keinen Gebrauch macht. So ſollte es nun 
nicht ſein. Von Vernunftswegen ſollte die Erziehung nicht davon abhängen, 
ob Jemand ein Sohn des Bourgeois oder des Proletariers iſt: er iſt Menſch 
und hat als ſolcher ein Recht auf Erziehung. — Wir fordern daher für 
den Armen unentgeltlichen Schulunterricht, aber einen Unterricht, 
der mehr gewährt, als unſere Elementar⸗Schulen in den meiſten Fällen bie⸗ 
ten, wir fordern einen Unterricht, der es ſpäter möglich macht, daß ſich der 
Menſch ſelbſt zum Menſchen, zu menſchlicher Freiheit und Sittlich— 
keit emporarbeiten kann. — 

Mag man nun auch den Zeitpunkt, wo der Unterricht in der Schule 
aufhört, ziemlich weit, und weiter, als es heutzutage geſchieht, hinausſchie⸗ 
ben, ſo darf man doch damit nicht die Erziehung als geſchloſſen betrachten. 
Nachdem der Menſch die Schule verlaſſen hat, tritt er in das Stadium ein, 
wo er ſich nun ſelbſt z. B. durch Lectüre weiter fortbilden muß. Da dem 
Armen aber die pekuniären Mittel zu Anſchaffung der für dieſen Zweck nöthi⸗ 
gen Materialen z. B. Bücher abgehen, ſo erweiſ't ſich die Einrichtung von 
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Volksbibliotheken als unumgänglich nöthig. Was können aber Volks⸗ 
bibliotheken helfen, wenn ſie keine Schriften enthalten, welche den Menſchen 
wahrhaſt fördern, welche ihn über ſein eigenes Weſen, über ſein Verhält⸗ 
niß zur Natur und zur Menſchheit aufklären können? Schriften, die dieſe 
Gegenſtände behandeln, ſind jedoch unter unſern Preßverhältniſſen eine reine 


Unmöglichkeit: die Reſultate der Wiſſenſchaft find für den nicht wiffenfchaft: 


lich gebildeten Menſchen nicht zugänglich, — gar nicht vorhanden, weil 
Schriften, welche jenes in populärer Sprache behandeln, gar nicht gedruckt 
werden können. Damit ſoll aber nicht geſagt fein, daß wiſſenſchaftlich ge: 
haltene Erzeugniſſe des Geiſtes nicht auch auf Hinderniſſe gerathen: Bei⸗ 
ſpiele bietet ja die Gegenwart genug dar *). — Es weiſ't dieſer Übelſtand 
mit Nothwendigkeit auf Freiheit der Preſſe hin, welche wir mit Ent: 
ſchiedenheit im Intereſſe der Maſſe des Volks ferdern. Aber es kann uns 
mit der conſtitutionellen »Preßfreiheit“ nicht gedient ſein, weil die ebenſowenig 
als die Cenſur der freien Wiſſenſchaft und der Verbreitung der Reſultate 
derſelben hold find. Die conſtitutionelle ⸗Preßfreiheit“ unterſcheidet ſich von 
der Cenſur nur durch Folgendes: unter dem Scepter der letztern wird das 
der beſtehenden Macht „Mißfällige“ noch ehe es in das Publicum kommt 
— vernichtet, während da, wo die conſtitutionelle „Preßfreiheit - exiſtirt, der 
Verfaſſer und der Drucker einer »mißfälligen Schrift hinterher mit Gefäng— 
nif: und Geldſtrafe belegt wird. Zum Beweiſe, welche Freiheit der Preſſe 
unter den Flügeln der conſtitutionellen „Preßfreiheit“ gewährt wird, führe 
ich folgendes Factum, was ich der Trierſchen Zeitung entnehme, an. „Ge— 
ſtern, ſo ſchreibt letztere aus Paris, wurde von dem Aſſiſenhofe der Seine 
der Schriftſteller Emilie Bree wegen ſeines kommuniſtiſchen Werkchens: 
» Almanac -catechisme du peuple” zu achtzehn Monaten, der Buch: 
drucker Deleambe, weil er das Buch gedruckt, zu drei Monaten Gefäng⸗ 
niß, ferner jeder zu 300 Fr. Geldſtrafe verurtheilt.“ Da habt ihr den 
„Segen“ der conſtitutionellen Preßfreiheit! — Es entſcheidet alſo wie bei 
Genfur, fo auch bei dieſer „Preßfreiheit“ über Tüchtigkeit oder Untüchtigkeit 
eines Geiſtesproduets nicht die Inſtanz, der das Urtheil allein zuſtehen kann, 
nicht der Geiſt, ſondern die materielle Macht. — Wir fordern hiernach 
im Intereſſe des eigentlichen Volks, der Proletarier, unbedingte Preß— 
freiheit, weil ſich nur bei dieſer die Aufklärung über Alle verbreiten kann. — 
Das erſte Mittel zu unſerm Zweck wäre alſo die Erziehung der Pro— 
letarierkinder; dadurch würde ſchon viel erreicht werden, indem ein gebil— 
detes Proletariat die zur Verbeſſerung ſeiner Lage nöthigen Schritte ſelbſt 
auffinden und ſelbſt Hand ans Werk legen wird und was vor allem nicht 
zu überſehen iſt, ein gebildetes Proletariat würde uns vor den Wuthaus— 
brüchen der Verzweiflung; wie wir ſie in den erſten Revolution erlebt haben, 
ganz ſicher bewahren. Die Bewegung zu dem ſchönen Ziele hin würde dem— 
nach ganz ruhig, ganz friedlich von Statten gehen. — 
Damit nun aber die auf dieſe Weiſe herangebildete Maſſe nicht phyſiſch 
zu Grunde gehe, damit ſie keinen Hunger leide, ſind vorzügliche Maßregeln 
nöthig, die auf die Verbeſſerung der materiellen Lage der Prole— 
tarier abzielen. — Es kann uns nicht einfallen, hier Vorſchläge zu machen, 


„) z. B. die „Deutſchen Jahrbücher für Kunſt und Wiſſenſchaft“, welche unterdrückt wur: 
4 9255 ferner die „ Ppisforie der Zukunft“ von Feuerbach, die im Auslande erſcheinen 
0 


mußte ꝛc. ꝛc. 
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die nur auf die Unterſtützung der Proletarier gerichtet find. Einmal hat 
es ſich als rein unmöglich herausgeſtellt, daß das Proletariat durch bloße 
Geldunterſtützung in eine beſſere Lage verſetzt werden könne und zweitens iſt 
es dem kräftigen und geſunden Arbeiter nicht zuzumuthen, daß er von den 
pefunidren Gaben feiner Nebenmenſchen, — wollten und könnten auch dieſe 
ſo menſchlich ſein, — abhänge. Ebenſo wenig fällt es uns aber ein, Vor⸗ 
ſchläge, die auf Einrichtung von Arbeitshäuſern wie ſie in England eriſtiren, 
abzielen, das Wort zu reden: die Arbeitshäuſer in England gewähren dem 
Proletarier eine Lage, die der gleicht, welche man fonft gemeinhin für die 
gröbſten Verbrecher — in die Hölle verſetzt. Die Proletarier gehen nicht 
in ein ſolches Haus, als bis fie dem Hungertode nahe find. — Man 
ſchlägt dahingegen die Gründung von Colonien vor und dieſer Vor⸗ 
ſchlag iſt eher anzuerkennen. Wir müſſen aber auch zugleich die Bedin⸗ 
gung ſtellen, daß die Einrichtung ſo getroffen würde, daß die Coloniſten 
zum Nutzen der ganzen Colonie — mit Ackerbau und Induſtrie — beſchäf⸗ 
tigt würden. Oder mit andern Worten, die Arbeit müßte organiſirt wer: 
den, und zwar ſo, daß ſie allen Coloniſten von Vortheil wäre. 
Wenn dieſe beiden Maßregeln: die Erziehung der Proletarierkinder und 
Anlegung von Colonien ergriffen würden — und die Realiſirung dieſer 
Porſchläge iſt doch wol ausführbar — fo würde man der Verwirklichung 
der menſchlichen Geſellſchaft um ein bedeutendes näher kommen. Zwar ver: 
kennen wir nicht die Hinderniſſe, die der Ausführung jener Vorſchläge im 
Wege ſtehen, allein ſie ſind zu beſiegen. Um eine Hauptſchwierigkeit hier 
anzuführen, nennen wir nur den Geldpunkt. Zu jenen Maßregeln gehört 
in unſern Zuſtänden Geld, viel Geld und die Frage iſt nun, woher das 
nehmen? wer ſoll der Schatzmeiſter ſein? Die Beantwortung dieſer Frage 
will ich in einem zweiten Artikel verſuchen, in dem ich zugleich darüber ſprechen 
will, wer zur Ergreifung jener Maßregel verpflichtet iſt. (><) 


Die menſchliche Freiheit. 


Wie die Theorie, ſo die Praxis; wie die Lehre, ſo das Leben. — Die 
chriftliche Religion tft die anerkannte Theorie, unfere heutige bürgerliche 
Geſellſchaft iſt die verwirklichte Theorie, die Praxis. — Was lehrt die ehriſt⸗ 
liche Religion? — Sie lehrt die Belohnung unſerer guten, und die Beſtra⸗ 
fung unſerer ſchlechten Thaten, indem fie für erſtere die ewige Seligkeit — 
den Himmel — und für letztere die ewige Verdammniß — die Hölle — 
verſpricht. Als Chriſt thue ich gute Werke, weil ich dafür dereinſt Beloh— 
nung zu erlangen hoffe und unterlaſſe ſchlechte Werke aus Furcht vor Be— 
ſtraſung. Als Chriſt bin ich demnach thätig, nicht aus eigenem Antriebe, 
ſondern nur in der Hoffnung auf den künftigen Lohn, als Chriſt beſtimme 
ich mich alſo nicht ſelber zu einer Handlung, ſondern ein außer mir Lie⸗ 
gendes beſtimmt mich dazu: Lohn und Strafe. — Wenn es keine Seligkeit 
— die in Ausſicht geſtellte Belohnung — gebe, ſo ſagt man, warum ſollen 


wir Gutes thun? und wenn es keine Verdammniß — die Strafe für un⸗ 
ſere ſchlechten Handlungen — gebe, warum ſollen wir nicht ſchlechtes thun, 


warum nicht rauben, nicht morden? 


— 
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Wie nun die chriſtliche Religion den Grund zum Handeln außer den 
Menſchen verlegt, ſo auch die bürgerliche Geſellſchaft. 

„Warum, du Mann der Arbeit, quälſt du dich deine 16 Stunden 
lang in dem Kerker, den man eine Fabrik nennt“? „„Weil ich dafür bezahlt 
werde und ich von dem erhaltenen Lohne leben muß.“ — „Warum du 
Tagelöhner, ermüdeſt du nicht bei deiner ſauern Arbeit?“ „„Weil ich dafür 
einen Lohn erhalte“. — „Warum, du Trödler, läufſt du in deiner Bude 
auf und nieder und wirſt nicht müde deine Schartecken anzupreiſen?“ „„Weil 
ich etwas verdienen, weil ich fo ein „Profitchen machen“ muß.“ — 
„Warum, du reicher Banquier, rennſt du wie beſeſſen der Börſe zu, dem 
Verſammlungsorte deiner Spießgeſellen?“ „Um ein Geſchäft zu machen.““ 
— Kurz in der heutigen Geſellſchaft werden Alle zu ihrer Arbeit, von 
Außen beſtimmt: Hier iſt die Noth und dort der zu erwartende Gewinn, 
hier der Lohn und dort die Genußſucht der Grund zur Thätigkeit der Men: 
ſchen. Oder iſt dem etwa nicht ſo? — Der Einwand, den man dem kom— 
muniſtiſchen Prinzip gegenüber fo häufig geltend macht, daß nach Verwirk— 
lichung deſſelben die Menſchheit, ſtatt wie jetzt thätig zu ſein, ſich der Un— 
thätigkeit überlaſſen würde, zeigt deutlich, von welcher Art der Grund der 
Thätigkeit der heutigen Menſchheit iſt. — In der heutigen Geſellſchaft iſt 
der Menſch nicht aus ſich ſelber thätig, hat er die Veranlaſſung zu ſeinem 
Handeln nicht in ſich. — 

Wer ſich aber zu feinen Handlungen nicht ſelbſt beſtimmt, ſich viel: 
mehr von Außen beſtimmen läßt; wer nicht von ſich abhängt, ſondern viel— 
mehr von einem Außendinge, ſei es nun Lohn oder ſonſt etwas: den 
nennen wir mit Recht unfrei. —. Unfrei aber ſoll der Menſch nicht ſein: 
er ſoll frei fein. Denn nur in der Freiheit kann er ſeiner Beſtimmung: 
ſein Weſen zu entwickeln und zu bethätigen, Genüge leiſten. 

An die Stelle der Abhängigkeitstheorie, wie fle uns in der bürger— 
lichen Geſellſchaft erſcheint, tritt demnach das Prinzip der Freiheit. Die 
Selbſtbeſtimmung des Menſchen zu all' ſeinen Handlungen, die 
freie Entwicklung ſeiner Anlagen und damit die freie Wahl ſei⸗ 
ner Thätigkeit, ſo wie ſie ihm von ſeiner Neigung eingegeben wird, 
gilt es alſo nun möglich zu machen. Wenn der Zuſtand, der dieſe Forde— 
rung verwirklicht, gefunden fein wird, dann wird von einer äußern Beloh- 
nung für gute Werke nicht mehr die Rede ſein können, dann wird der 
Menſch das Gute eben des Guten wegen thun und darin ſeinen Lohn, ſei— 
nen Genuß ſuchen und finden; dann ſind die Worte Heß's in den „letzten 
Philoſophen:“ Ich liebe aus Liebe, ſchaffe aus Schöpferluſt, aus Lebens: 
trieb, aus unmittelbarem Naturtrieb“ nicht mehr, blos volle Wahrheit, 
ſondern ſie ſind zur Wirklichkeit geworden. 

Und iſt denn ſolch' ein Zuſtand, in dem die menſchliche Freiheit wirk⸗ 
lich iſt, möglich? Denkt man an den waſſerhaften Nebel von Vorurthei⸗ 
len, der über die Idee der „wahren Geſfellſchaft“ ausgebreitet liegt, fo 
möchte man geneigt ſein, die aufgeworfene Frage eher mit Nein als mit 
Ja zu beantworten. Wenn man dagegen bedenkt, daß jedes Prinzip, was 
in ſich wahr iſt, auch wirklich wird; und daß das ausgeſprochene Prinzip 
auf Wahrheit beruht, ſo iſt es eine reine Unmöglichkeit an die Verwirklichung 
deſſelben zu zweifeln. 2 
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Weltbegebenheiten. 
März. 

Preußen. Es wird Manchem befremdend, vielleicht ſogar Beſorgniß erregend 
erſcheinen, daß man in Berlin einen ehemaligen Saint-Simoniſten, Herrn Le dj ev az 
lier, öffentlich ſozialiſtiſche Vorleſungen halten ließ, denen ſehr hochgeſtellte Perfo— 
nen, Alex. v. Humboldt u. a. beiwohnten. Einem deutſchen Sozialiſten würde 
man das ſchwerlich erlauben, er müßte denn Profeſſor ſein und ſich verpflichten, über 
Sozialismus und Kommunismus ebenſo abgeſchmackt zu reden, wie im vorigen Jahr 
der Profeſſor Dönniges in der Berliner Singakademie. Ich weiß nicht, ob Herr 
Lechevalier jetzt Profeſſor iſt; er hat ſich aber ſchon 1833 um einen Lehrſtuhl am 
College de France beworben und findet es ganz in der Ordnung, daß die Regierung 
ihn damals nicht zuließ; fie hätte damals eine Doktrin nicht vin der Domaine der 
offiziellen Wiſſenſchaft“ zulaſſen können, welche noch fo unentwickelt und gefährlich 
erſchienen ſei. Profeſſor oder nicht, Herr Lechevalier verkündigt eine „offizielle Wiſ— 
ſenſchaft,“ fein Stolz und fein Verſtand ſtrauben ſich nicht gegen dieſe Zwangsjacke 
des freien Denkens, — ſein freies Denken, welches im Dienſte einer beſtimmten 
Staatsregierung ſteht und an ihr ſeine Schranke ſich ſelbſt ſetzt, iſt nicht zu fürchten, 
er kann Vorleſungen halten. Man ſollte nicht glauben, daß die Juliſonne ſolche 
Schlafmützen ausbrüten könnte, wie ſie in Deutſchland nicht ſtattlicher aufzufinden 
ſind. Lechevalier iſt Fourieriſt und wie die „Demokratie pacifique,“ Herr Conſide— 
rant ein enragirter Vermittelungsmann; er glaubt den jährenden Moſt der neuen 
Weltanſchauung ſo ohne Weiteres in die alten Schläuche der beſtehenden Formen des 
Staats und des Lebens einſchütten zu können. Seine conſervativ-progreſſive Aſſozia⸗ 
tion iſt weiter Nichts, als ein etwas erweitertes Compagniegeſchäft, die alte Form 
mit einem wohlklingenderen Namen. Bis zum Kern der Frage iſt Herr Lechevalier 
nicht gelangt. Dazu ift er religiös noch durchaus befangen. Solche Vermittlungs- 
verſuche mögen der philanthropiſchen Bourgeoiſie gefallen, mögen manches ängſtliche 
konſervative Herz beruhigen; denn der letzte Grund der Fourieriſten iſt ſtets der 
„Profit“, welchen ihr Syſtem den Theilnehmern abwerfen wird. Für uns iſt die 
Sache ohne Bedeutung, ſie foͤrdert uns in Nichts. Man muß die Frage über das 
Eigenthum ſtellen, wie ſie Proudhon, dieſer geniale Proletarier, geſtellt hat. Kann 
Herr Lechevalier etwas zur Vermittlung zwiſchen Deutſchland und Frankreich beitra— 
gen, ſo wollen wir uns deſſen freuen. Die deutſche Kritik der Geſellſchaft und ihrer 
Formen iſt aber tiefer und einſchneidender, als dieſe Vermittlungsmänner ahnen, und 
das Prinzip, um das es ſich handelt, iſt durch ſie zu klar hervorgetreten, als daß 
wir den sfonomifden Rechenexempeln der ſehr weiſen Fourieriſten Geſchmack abge— 
winnen könnten. 

Der Erlaß des Miniſters v. Bodelſchwingh an den Berliner Lokalverein iſt 
ganz in dem Sinne des früher vom Herrn v. Arnim verfügten ausgefallen. So 
iſt die Sache doch endlich am Ende und der Verein kann ruhig ſterben, bis zur ein— 
ſtigen Auferſtehung. Daß von dem übrigens fröhlich gedeihenden Berliner Handwer— 
kervereine neulich der Kandidat Behrends, der beliebteſte Lehrer der Handwerker, 
von Polizei wegen ausgeſchloſſen iſt, habe ich wohl ſchon gemeldet; die Verweijung 
aus Berlin ſchelnt man auf feine Reklamatlon doch zurückgenommen zu haben. Neuer: 
dings ijt durch die Polizei wieder Herr Ehrenreich Eichholz, Verfaſſer der 
„Schickſale eines Proletarierz“ aus dem Vereine getrieben, weil er durch Abfaſſung 
dieſes Buches ein „Verbrechen begangen habe, wegen deſſen er vor Gericht geſtellt 
werden würde. ; 
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Die Miſere unſeres gefelligen Verkehrs, welcher ſich überall in geſchloſſenen Ger 
ſellſchaften inkruſtirt und ſo zu einem neuen Bollwerk für die verderblichen Kaſtenun⸗ 
terſchiede wird, hat ſchon an verſchiedenen Orten Schritte zu einer Verbeſſerung, Bee 
lebung und Erweiterung deſſelben hervorgerufen. So iſt jetzt wieder unter dem Vortritt 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten zu Königsberg eine ſtädtiſche Reſſource 
geſtiftet, um Gemeinſinn zu wecken und ein Terrain zur Beſprechung bürgerlicher An— 
gelegenheiten zu gewinnen. Mitglied kann jeder ſelbſtſtändige, unbeſcholtene Einwoh⸗ 
ner werden gegen einen Beitrag von 1 Thaler. Es iſt zwar ſchlimm, daß zu der 
Erweiterung und Belebung des geſelligen Verkehrs wieder zu dem verrotteten Mittel 
einer „geſchloſſenen“ Geſellſchaft gegriffen werden muß. Da aber dieſe geſchloſſene 
Geſellſchaft eine ganze Stadt umfaßt und nur Garantieen für den Charakter der Mit: 
glieder verlangt, ohne auf den Stand Rückſicht zu nehmen, da ferner den Bürgers 
verſammlungen leicht Hinderniſſe in den Weg gelegt werden können, da endlich geſchloſ— 
ſene Geſellſchaften nicht leicht als Volksverſammlungen in Anſpruch genommen werden 
können, wie das ſonſt wohl paſſirt, ſo wollen wir für dießmal gute Miene zum 
böſen Spiel machen und die ſer geſchloſſenen Geſellſchaft fröhliches Gedeihen wünſchen. — 

In Magdeburg iſt es in einer Geſellſchaft von Civiliſten und Militairs zu einem 
Konflikt über Standesunterſchiede gekommen; hier war aber das Militair die freiſin⸗ 
nige Partei. Der Präſident v. Gerlach hatte ſich nämlich allerlei Äußerungen 
erlaubt, „daß nur der Adlige jenes abſonderliche Ehrgefühl beſitze, welches dem Offi— 
zier Noth thue, daß der Adel alſo ganz beſonders zu Offizierſtellen quallficirt ſei, 
während der Bürgerliche nur zum Landwehrofſizier tauge und dergleichen. Dieſe 
Redensarten ſind zwar für den Adel durchaus nicht ſchmeichelhaft; die Landwehr hat 
in den Feldzügen bekanntlich das Meiſte gethan und wenn ſich der Bürger dazu paßt, 
ſo kann er dem Adel getroſt die Qualifikation zu dem geiſttödtenden Garniſondienſte 
überlaffen. Indeſſen fanden doch viele Offiziere an dieſen kraſſen mittelalterlichen Phraſen 
des Herrn Präſidenten keinen Geſchmack, und als Herr v. Gerlach nebſt Herrn Gö— 
ſchel, der myſtiſch gewordenen Hegelei, in die Geſellſchaft aufgenommen wurden, 
traten 40 Offiziere aus. Eine andere bürgerliche Geſellſchaft wollte fie ſämmtlich 
ſogleich zu Ehrenmitgliedern ernennen; ich weiß nicht, ob die Offiziere davon Gebrauch 
gemacht haben. Herr v. Gerlach iſt einer der Repräſentanten der pietiſtiſch-hiſtori⸗ 
ſchen Schule und iſt neulich mit dem Profeſſor Heffter in einen intereſſanten Streit 
über das Strafrecht gerathen, worin er das Glaubensbekenntniß feiner Schule deut— 
lich ausſpricht. Die Aufklärungsepoche Friedrichs des Großen nennt er z. B. „eine 
byzantiniſche Zeit, in welcher Bildung und Freiheit unterging.“ Außerdem ift Herr 
Gerlach der Vater des Cheſcheidungsgeſetzes und wahrſcheinlich auch der neu projektir⸗ 
ten patriarchaliſchen Einzelrichter, welche die Kollegien erſetzen ſollen. An feinen 
Früchten ſoll man den Baum erkennen! —. 

Ich habe ſchon erwähnt, daß die vier neuen Berliner Monatsſchriften die Hülfe 
des Obercenſurgerichts anrufen mußten, weil der Cenſor ſich weigerte, fie zu eenſiren, 
weil er fie für ein Unternehmen, alſo für eine konzeſſionspflichtige Wochenſchrift 
hielt, obgleich ſie unter verſchiedenen Redakteuren und bei verſchtedenen Verlegern 
erſchienen. Der Staatsanwalt hat wirklich die Kompetenz des Obercenfurgeridts, 
in dieſer Sache zu entſcheiden, angegriffen, dieſes hat ſich für inkompetent erkärt und 
die Akten an das Juſtizminiſterium abgegeben. So iſt die Entſcheidung jedenfalls 
weit hinausgerückt und die Monatsſchriften müſſen vor der Hand aufhören zu erſchei— 
nen, wenn ſie nicht wirklich zu einer einzigen Monatsſchrift verſchmolzen werden. 
Das hat aber auch manche Übelſtände, weil mit der Vermehrung des Stoffes auch 
der Preis erhöht werden muß und weil ſie dadurch natürlich weit weniger unter dem 
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Volke verbreitet werden können. Vielleicht ift das aber grade Manchem ſehr erwünſcht. 
— Die in Hamm projektirte Monatsſchrift „die Zeitwarte“ ijt an der Cenſur geſchei⸗ 
tert. Es iſt nun zwar ſehr gut, wenn der Cenſor ein wohlunterrichteter Mann iſt. 
Wenn er aber mehr weiß, wie jeder andere, wenn er namentlich Thatſachen als 
wahr annimmt, welche durchaus jedes Grundes entbehren, ſo hat das auch wieder 
fein Übles. So hat z. B. der Cenſor der „Zeitwarte“, Herr Regierungsrath von 
Harthauſen zu Arnsberg eine Beſprechung von Linings „dieſes Buch gehört dem 
Volke total geſtrichen. Er ſagt: „dieſer Aufſatz iſt den Geſetzen ſchnurſtracks entge⸗ 
gen, da, was jedem Buchhändler bekannt ſein muß, die beregte Lüning'ſche Schrift 
verboten ift.s Ein ſolches Verbot ijt nun aber weder dem Verfaſſer, noch irgend 
einem Buchhändler bekannt und ein Blick auf das Titelblatt würde den Herrn Regie— 
rungsrath belehrt haben, daß das Buch in einem preußiſchen Verlage und folglich, 
da es nicht 20 Bogen ſtark iſt, unter preußiſcher Cenſur erſchienen iſt, daß alſo von 
einem Verbot nicht füglich die Rede ſein kann. — Der bisherige Cenſor der Berliner 
politiſchen Zeitungen, Hofrath John, ſollte dem Vernehmen nach penſionirt werden; 
ſchon war die Cenſur dem Herrn v. Madai übertragen. Jetzt hat fle plötzlich Herr 
John wieder übernommen; vielleicht iſt Herr v. Madai zu nachſichtig geweſen und 
hat noch zu wenig Erfahrungen in ſeinem ſchweren Amte gehabt. — Bei dem gegen 
den Oberprokurator Leue wegen ſeines Buches über das Geſchwornengericht einge— 
leiteten Preßprozeß iſt die Offentlichkeit, ich weiß nicht unter welchem Rechtstitel, 
ausgeſchloſſen; ſogar das Barreau mußte troſt aller Proteſtationen draußen bleiben, 
obgleich die geſetzlichen Beſtimmungen in dieſer Beziehung ziemlich klar zu fein ſchei— 
nen. Die Anklage lautete auf Majeſtätsbeleidigung, frechen und unehrerbietigen Tadel 


der Landesgeſetze und des deutſchen Bundes, Erregung von Mißvergnügen u. ſ. w.; 


dieſe Reihenfolge iſt ziemlich ſtereotyp bei Preßprozeſſen. Leue iſt, wie zu erwarten 
war, vollſtändig freigeſprochen. Er hatte, ehe fein Buch verfandt wurde, der Pos 
lizei ein Exemplar eingehandigt, dieſe hatte es mit Beſchlag belegt, das Obercenſur— 
gericht beſtätigte die Koufiskation und das Buch wurde zerſtampft. Nun iſt es aber 
für einen nicht juriſtiſchen Verſtand ſchwer zu begreifen, wie man durch ein einges 
ſtampftes Buch, welches alſo in Niemandes Hände kommt, ein Verbrechen begehen 
kann; das iſt doch ungefähr fo, als wollte man die Gedanken kontroliren und beftraz 
fen, was freilich häufig weniger am guten Willen, als an der Unmöglichkeit ſchei⸗ 
tert. Außerdem fand auch der Gerichtshof keine der Anſchuldigungen beſtätigt, welche 
der Staatsprokurator gegen Herrn Leue und ſein Buch erhob. — Der Lehrer Wan⸗ 
der in Hirſchberg iſt in der gegen ihn eingeleiteten Unterſuchung wegen feiner Vor— 
träge in der Bürgergeſellſchaft vom Gerichte freigeſprochen. Der Miniſter Eichhorn 
hat der Regierung zu Liegnitz aufgetragen, die Aggravation gegen dieſes Erkenntniß 
einzulegen und Wanders Suſpenſion dauert auf ausdrücklichen Befehl fort. —. 
Trotz des „Weſtphäl. Merkurs“, welcher ſich gleichſam wie ein fließpapierner 
Damm gegen die Wogen der Zeit aufſtellt, iſt auch die gute Stadt Münſter von den⸗ 
ſelben nicht verſchont geblieben. In die Stadtverordneten-Verſammlung, welche früher 
ein Monopol des konſervativen Patriziats geweſen zu ſein ſcheint, waren einige Be⸗ 
wegungselemente, einige Vertreter des ſ. g. „jungen Münſters / gewählt wordew und 
die Oppoſition, welche dieſe im Schooße der ſonſt ſo friedlichen Verſammlung erhoben, 
erbitterte das ftabile Altmünſter gewaltig. Als es nicht gelang, den Wortführer des 
jungen Münſters, den Stadtverordneten L., aus der Verſammlung auszuſtoßen, erklär⸗ 
ten der Vorſteher und 15 Stadtverordnete, ſie würden keinen Theil mehr an den Ge⸗ 
ſchäften nehmen, obgleich ein Stadtverordneter ſein Mandat vor Ablauf der geſetzlichen 
Dauer gar nicht abgeben kann. Die Regierung mußte ihnen die fernere Theilnahme 
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exit befehlen; hoffentlich wird die Bürgerſchaft die ſtabilen Herren bei der nächſten 
Wahl dieſer Laſt entheben. Der Merkur beobachtet über dieſen Gegenſtand ein hart⸗ 
näckiges Stlllſchweigen; er will es wohl mit Niemanden verderben. Außerdem macht 
die Flucht des Bankdirektors Backmeiſter, der ſich mit einer ſehr bedeutenden 
Geldſumme davon gemacht hat, viel zu reden. Die Bank ſoll in Ordnung ſein; aber 
Privatleute, welche ihm mit fabelhaftem Vertrauen große Summen ohne irgend eine 
Sicherheit übergeben hatten, leiden erhebliche Verluſte und die Art, wie er ſie ane 
lang hinterging, foll wirklich ihres Glelchen ſuchen. —. 

Die Anſichten der Reglerung über die freien evangeliſchen Gemeinden ſcheinen 
noch dieſelben zu fein. Der Prediger Detroit von Königsberg iſt zu feiner Ver⸗ 
antwortung nach Berlin berufen und ſoll dort eine Unterredung über die ſtreitigen 
Punkte mit dem Konſiſtorialrath Fournier haben. Es hieß zwar, der Prediger 
Baltzer, ein Anhänger Wislicenus, ſei als Pfarrer in Nordhauſen beſtätigt, 
weil faſt die ganze Stadt erklärt habe, ſie würde eine freie evangeliſche Gemeinde 
bllden, falls man Herrn Baltzer ihr nicht zum Prediger gäbe. Doch wird dem jetzt 
wieder widerſprechen. — Wie offenſiv der fanatiſche Pietismus jetzt aufzutreten wagt, 
möge Folgendes beweiſen. Herr Haſſenpflug, kürzlich an Herrn Götze's Stelle 
zum Präſidenten des Oberappellationsgerichtes zu Greifswald ernannt, erklärte als 
Vorſteher des märliſchen Centralvereins für Enthaltſamkeit: er müſſe ausſcheiden, 
wenn nicht der Ober-Wege-Bauinſpektor Horn, welcher ſeit Jahren mit dem beſten 
Erfolge einen lokalen Mäßigkeitsverein leitet, abträte. Und der Grund dieſes Begeh— 
rens? Nun, Herr Horn hat den Proteſt der Biſchöfe Eylert und Dräſeke gegen 
Seng henberg mit unterzeichnet. Aber was haben die religlöſen Überzeugungen 
mit den Mäßigkeitsvereinen zu ſchaffen? Nichts, wenn die Verbreitung und Beförde⸗ 
rung der Mäßigkeit ihre Haubtaufgabe iſt; aber ſehr viel, wenn ſie vielmehr als 
eine pietiſtiſche Propaganda benutzt werden und die Maͤßigkeit nur als Aushängeſchild 
gebrauchen. — 

Die Ruhe iſt in Poſen nach dem verunglückten Verſuche, die Gefangenen zu be— 
freien, nicht wieder geſtört worden; auch ſind die außerordentlichen militairiſchen 
Maaßregeln, der Belagerungszuſtand wieder aufgehoben. Aber neuerdings hat man 
es doch für nöthig gehalten, die polniſchen Gymnaſien vorlaufig zu ſchließen und die 
Zöglinge derſelben in ihre Heimath zu ſenden, weil man bedenkliche Sympathien für 
die Inſurrektion bei der empfänglichen Jugend zu finden glaubte. Der Aufſtand hatte 
nirgends weniger Ausſicht auf Erfolg, als bei den Poſener Bauern, weil das natioz 
nale Element und die Ausſicht auf die frühere natlonale Adelsherrſchaft nicht mächtig 
genug find, fie die Verbeſſerung ihrer ſozialen Lage durch Preußen vergeſſen zu laſſen. 
Die Zahl der Verhafteten iſt ſehr groß und vermehrt ſich noch täglich; kürzlich 
wurde in Königsberg wieder ein Student und eine Dame verhaftet. In Sonnenburg 
befinden ſich etwa 120 Gefangene, meiſt Edelleute, Profeſſoren, Doktoren. Möchte 
ſich Preußen doch milde gegen die unterdrückte unglückliche Nation erweiſen! Die unge⸗ 
heuchelte Achtung, welche die Inſurgenten zu Krakau den Preußen erwieſen, berech⸗ 
tigen uns zu dieſer Erwartung. Wir hoffen, das Gerücht, Preußen wolle die unter 
den übertretenen Inſurgenten befindlichen öſterreichiſchen und ruſſiſchen Unterthanen 
den betreffenden Regierungen ausliefern, werde ſich nicht beſtätigen. Sie werden vor⸗ 
läufig in den ſchleſiſchen Gränzfeſtungen Koſel und Neiße bewacht; es ſind Kriegsge⸗ 
fangene, welche ihr Schickſal der Großmuth Preußens anvertrauten, auf welche die 
Beſtimmungen des Kartells keine Anwendung zu finden brauchen. Möchte ihre Hoff: 
nung nicht getäufcht werden! Möchte Preußen nicht vergeſſen, daß die Milde verbun⸗ 
den mit einer vernünftigen Agrargeſetzgebung den Geiſt des Aufſtandes beſſer zu erſticken 
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vermochten, als die eiferne Strenge, die blutige Herrſchaft Rußlands! — Wie es 
heißt ſoll jetzt in Berlin das Schickſal Krakau's entſchieden werden, Herr v. Kanitz 
wird mit dem öſterreichiſchen Miniſter Ficquelmont und dem ruſſiſchen General 


Berg darüber unterhandeln. Möge Preußen nicht zugeben, daß die letzten Reſte der 


polniſchen Nation zertreten werden! —. 

Hamburg. Die freie Konkurrenz ruinirt den Handwerker, ſie macht das Hand⸗ 
werk zur Fabrikation und ſichert dadurch dem großen Kapitale den Sieg; der freie 
Handwerker wird zum Fabrikarbeiter. Aus dieſem Zuſtande iſt aber weder durch eine 
Rückkehr zur alten Zunftverfaſſung, noch durch eine Vermittlung der Zünfte mit der 
Gewerbefreiheit herauszukommen. Wir ſehen in Hamburg bei der Innung der Gold- 
ſchmiede, wohin das führt. Außer den althergebrachten 48 Amtsherren hat man 
ſpäterhin noch 100 Meiſter konzeſſionirt; es ſollte doch nicht fo ausſehen, als wollte 
man das Publikum ganz und gar den 48 Amtsherren überliefern. In der That iſt 
das aber doch geſchehen; denn man hat die Vorſicht gebraucht, daß die Konzeſſionirten 
kein Schild, kein Schaufenſter haben dürfen, daß ſie alſo ganz von der Gnade der 
Amtsherren, die ihnen ihre Arbeiten abnehmen, abhängen. Sie haben jetzt dagegen 
bei dem Senate petitionirt. Gibt dieſer wirklich die Konkurrenz ganz frei, ſo werden 
die Konzeſſionirten eben doch dem Kapitale der Amtsherren unterliegen; nur wird 
dieſen die Füllung ihres Seckels etwas mühſamer gemacht. Aber das Reſultat iſt 
daſſelbe; denn der Zunft, wie der freien Konkurrenz liegt daſſelbe Prinzip zum Grunde, 
das dev’ egoiſtiſchen Vereinzelung der Menſchen. Nur durch die Aufhebung derſelben 
können wir aus dieſem Kreislauf heraus. 

Sachſen. Die fortgeſetzten ſtrengen Maaßregeln der Regierung gegen die Preſſe 
haben, wie das zu erwarten war, den Widerſtand der Kammer hervorgerufen, der 
freilich „beſonnen“ und „beſcheiden / genug auftritt. Zuvörderſt wurde die Bewilligung 
von 3500 Thlr. „zur Beaufſichtigung der Preſſe “ bis zur Beſchlußnahme über die 
Preßbeſchwerden ausgeſetzt. Dann kamen die Beſchwerden über die mehrfachen Kon— 
zeffionsentziehungen zur Sprache. Die Kammer beſchloß wenigſtens, daß die Entzie— 
hung der Konzeſſion der adminiſtrativen Willkühr abgenommen werden und daß das 
Geſetz die Gründe klar und beſtimmt ausſprechen ſollte, unter welchen ſie verhängt 
werden dürfe. Außerdem ſollen Monatsſchriften ferner keiner Konzeſſton mehr bedür⸗ 
fen. Und der Konzeſſionirte foll die Redaktion übertragen können, wem er will. 
Das Miniftertum hatte nämlich in neuerer Zeit einzelne Redakteure refüſirt, weil es 
keine Garantien für ihre Qualifikation hätte; ich dachte aber, wenn ſie ſich den geſetz⸗ 
lichen Cenſurvorſchriften unterwerfen, fo käme die Entſcheidung über ihre ſonſtige 
Befähigung nicht dem Miniſterium, ſondern dem Publikum zu. Redakteure ſind keine 
Beamte, welche die Regierung zu beaufſichtigen das Recht hätte; nur das Volk kann 
ihr Urtheil ſprechen. Und endlich iſt der Antrag, die Regierung möge den Bundestag 
zur Herſtellung der verfaflungsmäßigen Preßfreiheit zu bewegen ſuchen, einſtimmig 
angenommen. So haben nun alle konſtitutionellen Kammern gegen die Cenſur pro— 
teſtirt. Sie wurde bekanntlich 1819 vom Bundestag nur als proviſoriſche Maaßregel 


eingeführt, während die Bundesakte unbedingt Preßfreiheit verheißt. Sollte es. nicht. 


„jetzt endlich an der Zeit fein, den proviſoriſchen Zuſtand aufhören zu laſſen? Die 
äußerſte Gründlichkeit würde das keine Übereilung ſchelten können. 

Die erſte Kammer wird wahrſcheinlich trotz dem Widerſtande des Miniſters von 
Könneritz den Anträgen der zweiten auf Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Juſtiz 
beitreten. Was aber die Jury betrifft, ſo ruft der Freiherr v. Welk pathetiſch aus: 
„Der gute Genius Sachſens möge es noch lange vor der Nothwendigkeit bewahren, 
von Geſchworenen zu ſprechen.“ Ich kenne zwar die Familie der Genien nicht ſehr 
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genau, vermuthe aber, daß der edle Freiherr hier den Genius eines Volkes mit dem 
Spiritus familiaris feines freiherrlichen Hauſes verwechſelt. —. 

Der Abg. Rewitzer brachte die Maaßregeln der öſterreichiſchen Regierung gegen 
die Deutſch- Katholiken zur Sprache und erzählte, daß einem ſächſiſchen Deutſch⸗ 
Katholiken von der öſterreichiſchen Geſandtſchaft das Paßviſum verweigert ſei. Er 
beantragte deßhalb, die Kammer ſolle das Miniſterium auffordern, von der öfters 
reichiſchen Regierung Aufklärung über dieſen auffallenden Schritt zu verlangen. Ich 
dächte, die Sache wäre ſo einfach, daß es weniger einer Aufklärung, als einer 
Rechtfertigung bedürfte. 

Braunſchweig. Die Stände ſind mit der Regierung wegen des Büdgets in 
Konflikt gerathen. Sie beantragten einige Erſparungen bei verſchiedenen Etats; aber 
alle dieſe Anträge, namentlich die Erſparungen im Militairetat, wurden von der 
Regierung entſchieden verworfen, obwohl das von den Ständen Bewilligte hinreicht, 
den Anforderungen des Bundes an das braunſchweigiſche Kriegsweſen nachzukommen. 
Man iſt begierig, wie fic) dieſer Konſlikt löſen wird. Die Regierung hat dazu ein 
Bundesſchiedsgericht vorgeſchlagen; die Stände kennen das aber und ſcheinen wenig 
Luſt zu haben, auf den Vorſchlag einzugehen. — Die von den Ständen beantragte 
Namensnennung der Redner in den veröffentlichten Verhandlungen iſt ohne Angabe 
von Gründen zurückgewieſen, obgleich eine ſolche bei einer Ableſung verfaſſungsmäßig 
nothwendig iſt. Der Herzog fagt, „er würde ſich überhaubt zu einer etwaigen Abän— 
derung dieſes Geſetzes nicht durch Anträge der Stände, ſondern nur durch eigenes 
Erwägen beſtimmen laſſen.“ Das iſt allerdings deutlich geſprochen; merkt's euch, ihr 
fonftitutionellen Herren! — 

Hannover. Eine große Laſt liegt für die Bauern in manchen Gegenden darin, 
daß die Kavallerie bei ihnen einquartirt wird und daß ſie dafür nur 5 Mgr. täglich 
erhalten; will ein Bauer einen Kavalleriſten ausquartieren, ſo muß er monatlich 
5 — 7 Thlr. zuſchießen. Der Abg. Adicke verlangt deßhalb Kaſernirung der Kavals 
lerie und daß der Bauer bis dahin täglich 15 Mgr. für Mann und Pferd bekäme. 
Die Kammer erkennt das zwar als recht und billig an; da aber die Kaſernen theuer 
find, fo erhebt fie Antrag nicht direkt zum Beſchluß, fondern trägt nur im Allges 
meinen auf Abänderung dieſes Zuſtandes an. Nur ja nicht angefaßt! — 

Der Abg. Lang wird wieder Offentlichkeit der Sitzungen beantragen. Das Reſultat 
iſt vorauszuſehen, der Antrag wird abgelehnt. Ich für mein Theil verpflichte mich 
übrigens im Voraus, den Sitzungen nicht beizuwohnen, wenn auch die Thüren geöff— 
net werden, und wer die Langeweile ebenſo haßt, wie ich, wird ſicher gern eine 
ähnliche Verpflichtung eingehen. So würde man alſo immer ein „ausgewähltes Pur 
blikum haben. — Ein ſelbſt in den konſtitutionellen Annalen Deutſchlands unerhörtes 
Faktum iſt es, daß ein Mitglied der Kammer, Oberfinanzrath War, die Reden 
ſeiner Kollegen vor der Veröffentlichung cenſirt. Wenn das nicht die bitterſte Ironie 
auf alle konſtitutionellen Theorien iſt. 

Baiern. Wie das mit den Adreſſen zuweilen merkwürdig geht! Kürzlich erhielt 
König Ludwig eine ſolche aus der Pfalz, dem liberalſten Diſtrikt Baierns, in wel⸗ 
cher man neben Verſicherungen unterthänigſter Liebe und Treue allerlei religiöſe Dinge 
beſprach und namentlich dringend um Einführung von Klöſtern bat. Darunter 
prangten 1800 Namen aus Frankenthal und der Umgegend und doch war die Sache 
fo geheim betrieben, daß Bürgermelſter und Stadträthe erſt durch die wohlgefällige 
Antwort des Könige Kunde davon bekamen. Da ſchrieben ſie dem Könige aber ſofort: 
„Er möge die Wünſche Einzelner nicht als Wünſche des Landes betrachten und Kidz 
ſter und klöſterliche Inſtitute, als mit den Inſtitutionen der Pfalz nicht verträglich, 
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von dieſem Kreiſe fern halten. Die Stände oder der Landrath der Pfalz, das geſetz⸗ 
liche Organ des Landes, würden dieſem Geſuche auf Befragen beiſtimmen.“ Ich 
weiß nicht, ob man ſie befragt hat, vermuthe aber, daß dieſe Adreſſe nicht ſo gnädig 
aufgenommen iſt, als die erſte. ̃ 

Bei den Verhandlungen über das Eiſenbahngeſetz eifert Herr Willich gewaltig 
gegen die Ausführung der Bahnen durch die Regierung; er iſt durchaus für Privat⸗ 
geſellſchaften. „Die Kammer, ruft er aus, darf dem jetzigen und künftigen Mini⸗ 
ſterium kein ſo umfaſſendes Vertrauensvotum geben, ohne daß einmal ein vollſtändiges 
Eiſenbahn⸗Syſtem vorgelegt worden. Soll das Miniſterium ſchalten und walten über 


ungezählte Millionen, ein Miniſterium, welches wie noch kein anderes, eine beiſpiel- 


loſe Virtuoſität im Schmaͤlern und Verkümmern nicht nur aller materiellen Rechte 
und Intereſſen des Volkes hat!“ Die Sache hat allerdings zwei Seiten. Aber wenn, 
wie ſich das von ſelbſt verſteht, genaue Rechnung über die verwendeten Gelder gelegt 
wird, wenn die Kammer ein Votum bei der Richtung der einzelnen Bahnen behält, 
ſo iſt ihre Ausführung durch den Staat der durch Privatgeſellſchaften gewiß vorzu⸗ 
ziehen. Der verderblichſte Aktienſchwindel iſt unvermeidlich, wenn die Bahnen Private 
geſellſchaften übergeben werden. Dieſe wollen und müffen proſitiren; der Staat ſoll 
nur die Kommunikation erleichtern, ſelbſt mit Opfern. Deßhalb iſt auch ein Eiſen⸗ 
bahnnetz faſt nur durch den Staat herzuſtellen; dann kommt der Überſchuß der gut 
rentirenden Bahnen den ſchlecht rentirenden zu gut, ſo daß auch dieſe möglich werden, 
während Privatgeſellſchaften natürlich nur ſolche Linien bauen, die ihnen Gewinn 
verſprechen. 

Man ſollte es kaum für möglich halten, daß die ruſſiſche Regierung in der ſo 
zahmen und ſcharf cenfirten Preſſe Baierns noch immer Stoff zu Reklamationen findet. 
Und doch verſichert man, daß der Augsburger Cenſor, Regierungsrath Lufft, durch 
die Bemühungen des ruſſiſchen Geſandten, Herrn v. Severin, an die Luft geſetzt 
worden fel. Gegen ſolche Reklamationen ſcheint das Nationalgefühl der bärbeißigen 
Nationalen, der ächteſten Söhne Teuts wenig empfindlich. —. 

Baden. Die Wahlen find beendigt; die liberale Partei iſt ſtegreich aus dem 
Kampfe hervorgegangen. Sie ſieht in der neuen Kammer alle ihre Koryphäen wieder 
und zählt noch einige Stimmen mehr, als in der aufgelöſ'ten. Trotzdem wird aber 
die Stellung der liberalen Partei gegen die büreaufratifche und jeſuitiſche wahrſchein⸗ 
lich weniger ſchroff ſein, als in der vorigen Seſſion. Denn die Regierung iſt den 
Liberalen mit einer kleinen Konzeſſion entgegen gekommen. 

Der Präſident des Staatsminiſteriums, Freiherr v. Böckh, iſt in Ruheſtand 
verſetzt, die Stelle ſelbſt aufgehoben. Dafür iſt der Miniſter des Innern, Herr 
Nebenius, zum Präſidenten des Staatsraths ernannt und der bisherige Kammer⸗ 
prafibent, Herr Bekk, ein vermittelndes Juste milieu, iſt ebenfalls Mitglied des 
Miniſteriums geworden. So wäre denn der gemäßigte, etwas büreaufratifch gefärbte 
bürgerliche Liberalismus am Ruder und da dieſer mit den Jeſuiten der Kamarilla 
keineswegs befreundet iſt, da ferner nicht alle Mitglieder der liberalen Partei radikal 
find, fo werden dem Miniſterium, wenn es halbwegs vermittelnde Vorſchläge macht, 
wohl manche liberale Stimmen zufallen. Wir werden bei den neuen Verhandlungen, 
wie früher bei denen über das NT ſehr häufig im Sumpfe der „richtigen 
Mitte / waten ſehen. 

Die Anſtrengungen bei den Wahlen waren von beiden Seiten ſehr bedeutend. Es 
wäre höchſt ergötzlich die verſchiedenen Phraſen zu ſammeln, mit welchen die liberalen 
Blätter das einfache Faktum verkünden: „Da und da iſt ein liberaler Wahlmann, 
ein liberaler Deputirter“ gewählt. Sie find ebenſo zahlreich, als die Synonyma hier 
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yer ijt betrunken /, welche Lichtenberg einſt zuſammenſtellte. In Heidelberg tours 
den die Studenten verwarnt, ſich aller Einwirkungen auf die Wahlen zu enthalten. 
Dagegen iſt Nichts zu ſagen; die Studenten ſind noch keine aktiven Bürger. Aber 
vier Studenten, welche kräftig auf eine Verſchmelzung der Bürger und Studenten 
hinarbeiteten, iſt zugleich das akademiſche Bürgerrecht gekündigt. Es hat lange genug 
gedauert, ehe der deutſche Student ſeine ſtudentiſchen Vorurtheile ablegte, ehe er 
aus dem engen Kreiſe des Korporationsweſens hinausſchritt und ſich als Glied der 
Geſellſchaft fühlen lernte. Und jetzt, nachdem er ſich ſelbſt befreit, zwängt man ihn 
immer wieder in die Korporation zurück, ſucht man den Kaſtengeiſt immer wieder zu 
beleben, obgleich er längſt alle Lebenskraft verlor. — Welcker war bekanntlich wegen 
ſeines in Verbindung mit Schulz herausgegebenen Buches „Cenſur, Inquifition und 
Kabinetsjuſtiz in verderblichem Bunde“ der Beleidigung der heſſiſchen Regierung ange⸗ 
klagt; er iſt jetzt freigeſprochen. — Der Gemeinderath von Mannheim iſt auf ſeine 
Beſchwerde wegen der bekannten Vorfälle vom 19. November v. J. abſchläglich und 
tadelnd beſchieden. Das war zu erwarten. Clericus clericum non decimat. — 
Schweiz. Die Furcht vor den Gefahren des Kommunismus, auf welche ſogar 
der franzöſiſche Geſandte Graf Pontois den Vorort aufmerkſam machte, iſt noch 
immer groß in Zürich. Man hat bei Deutſchen, die man für Anhänger Treich-⸗ 
lers hielt, Hausſuchungen gehalten und ſie ausgewieſen; man hat die Verbreiter von 
Treichlers Manifeſt verfolgt, ohne gegen ihn ſelbſt einen Schritt zu thun, weil man 
ihm geſetzlich nicht beikommen konnte. Treichler ſelbſt provozirte auf eine Unterſuchung 
und klagte den Bürgermeiſter Furrer der Verletzung des Amtsgeheimniſſes an, weil 
derſelbe in einem Bierhauſe geſagt habe, man habe eine ſehr wichtige Korreſpondenz 
Treichlers mit Weitling aufgefunden. Es geſchah aber Nichts gegen ihn. Deſto 
größer war die Angſt vor der Volksverſammlung, welche angeblich am 2. März in 
Uſter ſtattfinden ſollte. Man ſprach ſogar ſchon von den Gegenſtänden, die dort berathen 
werden ſollten; man wollte, hieß es, die Zinſen auf 3 Proeent herabſetzen, die Altes 
ren Schuldbriefe aber ganz vernichten. Die Regierung ſaudte einen Verhoͤrrichter 
und den Landjägerhaubtmann nach Uſter; in Winterthur hatten ſich Legale, Radikale 
und Konſervative gewaffnet, denn in der Angſt vor dem gemeinſchaftlichen Feinde 
reichten ſich beide todtfeindlichen Parteien friedlich die Hand. Die Konſervativen 
zogen ſich zurück von dem Sozialismus, als fie ſahen, daß es Treichler mit der Gre 
hebung des Volkes Ernſt war, daß er ſich nicht zum Schemel gebrauchen laſſen wollte, 
auf dem die Konfervativen zu den Regierungsſeſſeln emporklimmten. Und fiehe da, die 
Kommiſſion konnte von der ganzen gefürchteten Volksverſammlung keine Spur finden; 
die Herren hatten ſich durch einen Puff in Angſt und Schrecken ſetzen laſſen. Um ſich 
aber dafür zu entſchädigen, beriethen fie im Großen Rathe ein Geſetz, nach welchem 
die geſetzliche Vereins- und Preßfrethelt für die ſoziale demokratiſche Partei ganz 
aufgehoben iſt. Die Beſtimmungen find fo weft und unbeſtimmt, daß fortan jede 
ſoziale Erörterung den Zangen der Strafgeſetze überantwortet werden kann. Herr 
Furrer wollte nicht nur alle kommuniſtiſchen, ſondern auch alle über das jeweilige 
Regierungsſyſtem hinausgehenden Anſichten ächten. 9 1 des projektirten Geſetzes ver⸗ 
bot urſprünglich alle und jede Beſprechung einer beſſeren geſellſchaftlichen Ordnung. 
Die liberale Preſſe lobte zwar Anfangs dieſe Faſſung nach dem Vorgange der „Neuen 
Züricher Zeitung“, dem Organe Herrn Furrers; die konſervative Preſſe that daffelbe, 
weil ihr Herr und Meiſter Bluntſchli ſchon früher ein ähnliches Geſetz verlangte. 
Damals opponirten die legalen Radikalen heftig, well ſie durch dieſe Oppoſition zu 
den Regierungsſeſſeln zu gelangen hofften; jetzt, wo fie dieſelbe inne hatten, brachten 
ſie ſelbſt das Geſetz ein. Bei näherer Überlegung fürchtete aber jede Partei, daß der 
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nebenangeführte Paragraph einſt auch gegen fie angewendet werden könnte, wenn die 
andere Partei am Ruder wäre. Sie wollten aber bloß auf ſ. g. legalem Wege d. h. 
durch Aufhebung der legalen Verfaſſung den Sozialiften den Mund ſtopfen. Der 
Große Rath nahm alſo das Kommuniſtengeſetz an, änderte aber § 1 alſo ab: „Es iſt 
unterſagt, den Diebſtahl und andere demſelben verwandte Verbrechen öffentlich zu recht⸗ 
fertigen und wegen der Ungleichheit des Beſitzes eine Klaſſe von Bürgern gegen eine 
andere zum Haſſe aufzureizen oder durch Angriffe auf Unverletzlichkeit des Eigenthums 
die beſtehende rechtliche Ordnung böswillig zu gefährden.“ Man betrachte dieſe und und 
oderz man beachte, daß in einem Geſetze, welches ſozialiſtiſche Diskuſſionen abſchnei⸗ 
den ſoll, die längſt durch das Strafgeſetz verbotene Rechtfertigung des Diebſtahls und 
ähnlicher Verbrechen nochmals wird verboten, bloß um dem Volke glauben zu machen, 
der Sozialismus ſanktionire den Diebſtahl! Wahrſcheinlich wird man jetzt auch die 
von der ſozial-demokratiſchen Partei beabſichtigte Vermögensſteuer zu den dem Dieb— 
ſtahl verwandten Verbrechen zählen; denn dieſe nimmt zwar die drückende Laſt der 
Steuern von den Schultern der Armen, aber ſie nimmt zugleich durch die höhere 
Beſteuerung etwas von dem Eigenthum der Reichen, iſt alſo ſicher ein „Angriff auf 
die Unverletzlichkeit des Eigenthums.“ Eine kritiſche Unterſuchung über die Natur 
des Eigenthums, wie ſie Proudhon angeſtellt hat, fällt ſelbſtredend in dieſe Kate— 
gorie. Sagt ferner Jemand, daß der Arbeiter trotz angeſtrengter Arbeit in einer 
den Menſchen entwürdigenden Lage lebe, fo hat er Beſitzloſe gegen Beſitzende aufges 
regt. Verlangt er für Jeden, auch für Almoſengenöſſige das Stimmrecht, ſo hat er 


böswillig die Staatsverfaſſung befehdet. Kurz mit dieſem Geſetze wird der Ausspruch, 


eines weiland Diplomaten oder Advokaten wahr: „Gebt mir drei Worte von einem 
Manne ſchriftlich und ich bringe ihn an den Galgen.“ Das Beiſpiel von Bern ſcheint 
den legalen Radikalen, dieſen engherzigen Doktrinairs, die Augen nicht geöffnet zu 
haben. Herr Bluntſchli wollte auch noch Angriffe auf die Religion und öffentliche 
Moral darin aufgenommen haben und eine ſolche Beſtimmung führt in geſchickter 
Hand natürlich zu einem vollſtändigen Ketzergerichte. Ich begreife nicht, warum bie 
Klauſel durchfiel; fie paßt ganz und gar zu dem Geiſte des Geſetzes. — 

Mazzini, das Haubt der italieniſchen Emigration, hat ein energiſches Schrei— 
ben an die Tagſatzung gerichtet, in welchem er ſich bitter über die unwürdigen Söld— 
nerdienſte ausſpricht, welche die Schweizer dem Abſolutismus in Italien leiſten. Herr 
Furrer findet es der Würde der Verſammlung nicht angemeſſen, ihr dieſen Brief 
vorzulegen; aber die Söldnerdtenſte ſelbſt ſcheinen dieſer Würde keinen Eintrag zu 
thun, wenigſtens war nicht weiter die Rede davon. 

Die Wahlen zum Berner Verfaſſungsrath find durchaus im Sinne der Radikalen 
ausgefallen. An der Spitze der Redaktionskommiſſton ſteht Herr Ochſenbein, der 


Führer der entſchiedenſten Radikalen, denen es um eine prinzipielle durchgreifende. 


Verbeſſerung der Verhältniſſe zu thun ſcheint. Wir werden ſehen, was ſie ausrichten. 

Belgien. Armuth erzeugt Verbrechen; das läßt ſich an allen Enden der Welt 
nachweiſen, wie hartnäckig auch unſere Gegner dieſen unbequemen Satz, der ſie in 
ihrer Behaglichkeit ſtört und zu anderen Beglückungstheorien zwingt, in den beque— 
meren umzuwandeln ſtreben: Verbrechen erzeugt Armuth. Dieſe Herren drehen Ur— 
ſache und Wirkung, wenn es in ihren Kram paßt, um wie einen Handſchuh. Ich 
berichtete von der Noth in den beiden Flandern; die Folgen treten ſchon hervor. 
Die Affifen von Oſt- und Weſtflandern haben in ihrer letzten Sitzung 10 Todesur⸗ 
theile wegen nächtlicher Diebſtähle mit erſchwerenden Umſtänden geſprochen. In Brügge 
wurden 13 Todesurtheile gefällt. Man befürchtet ferner Demonſtrationen von Seiten 
der durch Hunger zur Verzweiflung gebrachten Bevölkerung. Galgen und Nad werden 
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die Sittlichkeit nicht wieder herſtellen, wohl aber eine Umgeſtaltung unſittlicher, une 
menſchlicher Verhältniſſe. 

Frankreich. Aus den politiſchen Verhandlungen der Kammer, in welchen nach 

und nach wieder alle die gewöhnlichen Themata mit den üblichen Phraſen abgehan⸗ 
delt wurden, habe ich nur die Rede des Herrn Thiers zu erwähnen. Er hielt fie 
bei den Debatten über den, ich weiß nicht zum wie vielſten Male durchgefallenen 
Geſetzentwurf über die Inkompatibilitäten d. h. über die Unverträglichkeit gewiſſer 
Amter mit der Stelle eines Deputirten. Herr Thiers hat mit fo malitiöfer Offene 
herzigkeit ſeine miniſteriellen Erfahrungen über die Korruption im Staatsweſen mitge⸗ 
theilt, hat ſo witzige und boshafte Ausfälle auf das perſönliche Regieren Louis 
Philipp's gemacht, daß er, fo lange dieſer lebt, „unmöglich “ if. Man will 
daraus ſchließen, daß L. Philipp's Geſundheit leidend ſei und daß Herr Thiers auf 
das Miniſterium der Regentſchaft ſpekulire. Eine feine Naſe hat er bekanntlich. Wenn, 
er aber ſagt: „er ſtelle ſeine Meinungen auf ein ſehr hohes Terrain, weil er die 
Repräfentativs Regierung für möglich halte,“ fo müſſen wir ihm bemerken, daß wir 
ſeine Anſichten keineswegs für erhaben halten, daß ſie uns vielmehr nur der Ausdruck 
des allerflachſten und trivialſten politiſchen Liberalismus zu ſein ſcheinen, deſſen eng⸗ 
herzige Beſchränktheit, deſſen egoiſtiſche Herrſchſucht keine freie Entfaltung der Idee 
uläßt. — 
f Die Kohlengrubenbeſitzer im Baſſin der Loire haben eine große Koalition gebildet; 
dem koaliſirten Kapitale derſelben find alle Kohlengruben daſelbſt unterthan. Es ent— 
ſcheidet über den Lohn von 10 Millionen Menſchen, über die Bedürfniſſe der Induſtrie 
von ganz Frankreich. Vergebens verlangt Ledrü-Rollin die Anwendung der 99 
des Straffoder, welche eine ſolche Koalition mit dürren, klaren Worten verbieten. 
Vergebens hält Lamartine eine glänzende Rede gegen dieſes neue Majorat; verge⸗ 
bens beweiſ't er, die Konkurrenz fei ebenfo contrarevolutionalr, als das Monopol, 
weil jene unbedingt zu dieſem führe. Die Konkurrenz iſt der Inbegriff der Weisheit 
der liberalen Staatsökonomen; die Kammer repräſentirt die geldariſtokrätiſche Bour⸗ 
geoiſie und gibt keinem Vorſchlag ihre Zuͤſtimmung, welcher die unbedingte Herrſchaft 
des Kapitals gefährden könnte. Die Koalition, welche man bei den Arbeitern fo un⸗ 
erbittlich verfolgt, wird bei den Grubenbeſitzern nicht angefochten. Es iſt unzweifel⸗ 
haft, daß es zu unruhigen Auftritten in jenem Bezirke kommen wird; die Arbeiter 
ſtellen ſchon die Arbeit ein. — 

Zwiſchen Holland und Frankreich ſind die Rheinzölle aufgehoben; Holland erläßt 
den franzöſiſchen Schiffen auch das droit fixe. Werden die andere Rheinuferftaaten 
nicht bald nachfolgen? N 

England. Sir Robert Peels Bill iſt nun im Unterhauſe zum zweiten⸗ 
mal verleſen, nachdem die ehrenwerthen, tapferen und gelehrten Herren noch einmal 
ſehr weitläufig alle Gründe für und wieder erwogen hatten. Ihr Durchgehen im Unters 
hauſe iſt nunmehr gewiß; der Widerſtand, den fie im Oberhauſe ſicher findet, wlrd 
entweder durch eine bedeutende Agitation des Volkes, oder durch einen Pairsſchub 
beſeitigt werden. Zwiſchenein nahm das Haus eine Zwangsbill für Irland an, wo 
die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums in einigen Grafſchaften ſehr gefährdet 
iſt. Dieſe Bill enthält furchtbar harte Beſtimmungen; wer z. B. zwiſchen Sonnen⸗ 
unter= und Aufgang außerhalb des Hauſes betroffen wird, ſoll auf 15 Jahre depor⸗ 
tirt werden. Die Zuſtände dort ſind allerdings ſchrecklich; die Exekutionen der Molly 
Maguire werden unerbittlich ausgeführt, täglich fallen neue Mordthaten vor und nur 
ſelten gelingt es, einen Thäter einzubringen oder gar zu verurtheilen. Denn derjenkge, 
der ihn finge oder gegen ihn zeugte, würde ſicher erſchoſſen. Der Krieg der Befigs 
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loſen gegen die Beſitzenden ift dort im vollen Gange. Kann man ſich aber wundern 
über ſolche Ausbrüche der Verzweifelung, wenn man die furchtbare Noth bedenkt, 
die dort herrſcht? Kann man ſich wundern, daß glühender Rachedurſt in den Herzen 
der Armen brennt, wenn man lieſ't, wie dort hunderte von Pachterfamilien, ſelbſt 
wenn ſie ihre Pacht regelmäßig bezahlen, unerbittlich von Haus und Hof gejagt, wie 
ihre Hütten niedergeriſſen werden, bloß weil es dem Gutsherrn ſo beliebt, weil er 
nicht davor zurückbebt, einer Verſchönerung oder eines Vortheils wegen tauſende von 
Menſchen dem jammervollſten Elende preiszugeben? O gewiß, wenn ihr der Noth 
nicht abhilft, wenn ihr nicht für genügenden Lohn bei menſchlicher Arbeit ſorgt, wenn 
ihr die grauſamen Pachtverhältniſſe nicht regelt, dann werden auch die barbariſcheſten 
Geſetze dieſen Gräueln nicht Einhalt thun. Was aber bis jetzt dafür geſchehen ijt, 
die öffentlichen Arbeiten, die man angeordnet hat, ſind nur ein Tropfen Balſam im 
Meere des Elends. Möge ſich die engliſche Ariſtokratie und Bourgeoiſie an Galllzien 
ein warnendes Beiſpiel nehmen! 

Im Unterhauſe beantragte Williams eine Verbeſſerung der Schulen für Wales, 
wo von 250,000 Kindern 180,000 ohne allen Unterricht aufwüchſen. Graham 
weiſ't dagegen auf die Schwierigkeiten einer ſolchen Verbeſſerung hin, weil die Ein— 
wohner von Wales der engliſchen Sprache unkundig wären; das iſt jedenfalls ein ſehr 
unhaltbarer Grund. Übrigens fei das Miniftertum mit einem umfaſſenden Plane 
beſchäftigt, die Lage der arbeitenden Klaſſen im ganzen Reiche zu verbeſſern. Wenn 
das nur nicht zu lange dauert; es iſt Gefahr im Verzuge! Vorläufig zieht Herr 
Williams feinen Antrag zurück, weil das Miniſterium verſpricht, das Erziehungs— 
Fomité des Geheimen⸗Rathes werde einige Inſpektoren zur Erforſchung der näheren 
Umſtände nach Wales ſenden. —. 

Duncombe verlangte, das Haus ſolle die Petitionen für die Begnadigung der 
Chartiſten Froſt, Williams und Jones bei der Königin bevorworten; fie wurden 
1841 lebenslänglich deportirt als Theilnehmer eines Aufſtandes, welchen die Bour⸗ 
geotfie angezettelt hatte. Sir James Graham weiſ't dieſen Antrag hart zurück; jene 
Männer, meint er, könnten vollſtändig zufrieden fein, daß man fie nicht gehängt 
habe! Auch Peel und Ruſſel ſprechen gegen die Einmiſchung des Hauſes und der 
Antrag wird mit ungeheurer Majorität verworfen. Präjudizirt euch nicht, ihr Herren; 
die Welt iſt rund. 

Spanien. Dieſes unglückliche Land ſcheint nicht zur Ruhe kommen zu ſollen; 
es iſt noch immer ein Spielball verwegener Kriegsknechte. Das kaum gebildete Minis 
ſterium Miraflores iſt ſchon wieder aufgelöſ't. Herr Iſturiz dankte ab, weil man 
die Vergehen gegen den Staat und den Souverain (Hochverrath), die politiſchen und 
Preßvergehen der Jury entziehen und beſonderen Tribunalen übergeben wollte; damit 
war das Miniſterium Miraflores geſprengt. General Narvaez, deſſen ſoldateske 
Brutalität vor Nichts zurückbebt, übernahm die Bildung eines neuen Kabinets und 
nachdem er alle einflußreichen Stellen mit ſeinen Kreaturen beſetzt hatte, erließ er 
einige Ordonnanzen ähnlich denen, welche die Bourbons 1830 ſtürzten; er vertagte die 
Kortes auf unbeſtimmte Zeit und ſuſpendirte die Preßfreiheit. Dießmal hat er ſich 
aber verrechnet; alle Journale hörten auf zu erſcheinen, nachdem fie energiſch gegen 
dieſe Gewaltmaaßregeln proteſtirt hatten, und in ganz Spanien ertönte ein ſolcher 
Schrei der Entrüſtung, daß Narvacz's Sturz gewiß iſt. Wahrſcheinlich geht es 
aber nicht ohne Blutvergießen ab, da er in der Armee viele ergebene Kreaturen 
hat. Dieſer tolle Säbelſchlepper, der ſeine Stellung nur zu Börſenſpekulationen 
und Gewaltſtreichen benutzt, hat Spanien faſt mehr geſchadet, als die langwierigen 
Bürgerkriege mit den Karliſten. Der Infant Don Enrique, den die Progreſſiſten 
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als Prätendenten vorſchoben, iſt nach Frankreich verbannt; jetzt wird er wohl bald 
zurückkehren. 

Mufland hat gegen die Inſurgenten von Siedlee raſch und blutig gehandelt, 
wie das zu erwarten war. Zwei der Führer wurden in Warſchau gehängt, Potocki 
in Siedlee; andere wurden erſt unter den Galgen geführt und nachdem alle Vorberei⸗ 
tungen zur Exekution getroffen waren, nachdem die Verurtheilten die Todesangſt im 
vollen Maaße genoſſen hatten, was Alles im Urtheile vorgeſchrleben- war, wurden 
ſie begnadigt — zu lebeuslänglicher Zwangsarbeit in den ſibiriſchen Bergwerken. Einer 
mußte aber zur Vorbereitung noch durch 500 Mann Spießruthen laufen. Über das 
Schickſal der Gefangenen hatte ſich wohl kein Pole Illufionen gemacht; Rußland 
fennt keine Gnade. Aber erſtarrt ſtanden die Polen, als die Galgen errichtet wur⸗ 
den; dieſe Entehrung der Schlachtopfer hatten fie fic) nicht vorgeſtellt. Indeſſen der 
Schrei des Schmerzes wird bald erſtickt ſein. Die Bauern, welche die Inſurgenten 
einfingen, haben eine Geldbelohnung und Steuerfreiheit erhalten. Die Gerüchte über 
Aufſtände der Bauern in Volhynien und Lithauen ſind ſehr unſicher. Alſo — die 
Ordnung herrſcht in Warſchau! 

Öfterreich. Die Epiſode der polniſchen Inſurrektion in Gallizien, die Erhe⸗ 
bung der Bauern zur Niedermetzelung des Adels iſt wirklich zur Haubtfache geworden, 
wie ich es im vorigen Hefte andeutete. Die Haubturſache der furchtbaren Erbitterung 
der Bauern gegen den Adel lag einmal in der tyranniſchen Willkühr deſſelben, der 
ſich nicht bequemen konnte, den Bauern als Menſchen zu achten. Sie wurde ver⸗ 
ſtärkt durch die Politik der öſterreichiſchen Regierung, welche Alles den Bauern unanz 
genehme, Militairaushebungen u. dgl. dem Adel übertrug, dagegen alles Gute, z. B. 
die Vertheilung von freiwillig durch den. Adel zuſammengebrachten Geldſummen, ſich 
ſelbſt vorbehielt. So ſah der Bauer nur in dem Edelmann direkt ſeinen Bedrücker; 
die Anführer der Bauernſchaaren waren meiſt verabſchiedete Soldaten. Die Erbitte— 
rung wurde endlich faſt ſanktionirt durch die Preiſe, welche die Beamten auf die 
Köpfe der Rebellen ſetzten. Denn wie erbittert der „Oſterr. Beobachter auch über 
die „Preuß. Allgem.“ herfällt, welche dieſe Nachricht zuerſt durch den Grafen Dzy az 
linski erhielt, wie heftig er auch die Wahrheit der Thatſache in Abrede ſtellt, es 
wird doch Viele geben, welche den Verſicherungen der flüchtigen Mitglieder der polni⸗ 
ſchen Regierung mehr glauben, als dem „Oſterr. Beobachter“; es wird viele geben, 
welche die von ihm zugeſtandene Verordnung von „Zwangsmaaßregeln bei der Ver⸗ 
haftung für den Nothfall» für eine den Bauern in der Nähe wohlverſtändliche Tod⸗ 
ſchlagserlaubniß halten, um fo mehr, als die öfterr. Regierung nachher wirklich auf 
die Einlieferung zweier franzöſiſcher Emiſſäre eine Prämie von 1000 Fl. ſetzte. Wenn 
der „Beobachter / endlich behaubtet, Oſterreich habe feine politiſchen Gefangenen immer 
am mildeſten behandelt, ſo entgegnen wir dagegen bloß: Munkatſch und Spielberg! 
Wer zu viel behaubtet, behaubtet Nichts! — 

Die öſterr. Regierung nahm Anfangs den Beiſtand der Bauern zur Bekämpfung 
der revolutionairen Edelleute gern und willig an. Die Proklamation des Kaiſers an 
die Gallizier enthält keine Spur von Tadel; fie hätten ſich nur für Ordnung und 
Recht erhoben. So bringt auch eine Zeitung, die „Augsb. Allgem.“ oder der „Beob⸗ 
achter /, die Metzeleien der Bauern unter die Kategorien des „alten Hausrechts , der 
„primitiven Geſetzgebung , des wahren Naturrechts.“ Und Fürſt Metternich leitet 
in einem Rundſchreiben die Anhänglichkeit der Bauern, die für kommuniſtiſche Phra⸗ 
ſen keinen Sinn gezeigt hätten (während anderswo bekanntlich dem Kommunismus alle 
dieſe Gräuel Schuld gegeben werden), nur von den Segnungen ab, welche die öſterr. 
Regierung über Gallizien gebracht hätte. Es fei keine Revolution geweſen, ſondern 
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eine Gegenrevolution, was für den Anfang allerdings richtig ijt. Die Regierung 
inſtruirte den Prozeß, fie belegte die bedeutenden Einkünfte des greiſen Fürſten Cza r⸗ 
toryski, ſeine letzte Hülfsquelle, da ſeine Güter in Rußland längſt konfiszirt ſind, 
mit Beſchlag. Aber nun zeigte ſich's, daß die Rechnung ohne den Wirth gemacht 
war. Es zeigte ſich, daß die Bauern zwar nicht für den Adel fechten wollten; aber 
ebenſo wenig wollten ſie ihre Haut bloß für die Regierung zu Markte getragen haben 
trotz aller Deklamationen der „Augsb. Allgem.“, wie ſich ein fo gräßliches Unterneh⸗ 
men, das Volk gegen feine rechtmäßige Regierung zu empören, an den ſchaͤndlichen 
Aufwieglern räche. Die Bauern wollten die Edelleute, ihre ſichtbarſten Unterdrücker, 
nicht umſonſt niedergemacht haben; ſie verlangen jetzt eine Verbeſſerung ihrer Lage, 
Befreiung von Hörigkeit und Frohndienſten, Erlaß gewiſſer Abgaben, Vertheilung von 
Lebensmitteln und namentlich Theilung der Güter der ermordeten Edelleute zwiſchen 
den Bauern (z) und der Regierung. Bis dahin haben fie ſich geweigert, die Waffen 
niederzulegen. Sie ſollen ſogar ſchon einigemal mit den sſterr. Truppen zuſammen 
getroffen fein und einige Vortheile über fie errungen haben. Einer ihrer Führer, 
Szela, ſoll eine bedeutende Schaar unter ſeinem Befehl haben. Von den zu ihnen 
geflüchteten Krakauer Inſurgenten ſollen ſie die Perſonen höheren Standes erſchlagen, 
die Bauern aber gaſtlich aufgenommen haben. So hätten wir alſo einen vollſtändi— 
gen Bauernkrieg in Gallizien, deſſen Ende noch nicht abzuſehen iſt. Auf den liberalen 
Adel Ungarns, auf Szentkiraly, Koſſuth ſcheinen dieſe Vorgänge bedeutenden 
Eindruck gemacht zu haben. Während ihr Liberalismus ſonſt nur in der Erlangung 
von Vorrechten für den Adel beſtand, ſprechen ſie jetzt für die Emanzipation des gan— 
zen Volkes. Und mit Recht! Gallizien wird Manchem die Augen öffnen. 
Vor dem Sklaven, wenn er die Kette bricht, 
Vor dem freien Manne erzittert nicht. L. 


Korreſpondenzen. 


(Brüſſel, 11. April.) Seit vorgeſtern Nacht zirkulirt hier unter der arbeiten⸗ 
ten Klaſſe und den Soldaten nachfolgender Aufruf in vielen Exemplaren, über deſſen 
Urſprung wir noch keine nähere Auskunft geben können und uns einſtweilen jeder Ver⸗ 
muthung enthalten. Wenigſtens können Sie daraus erſehen, welchen Grad die Noth 
und das Elend hier zu Lande ſchon erreicht haben. Ahnliche Aufforderungen ſind auch 
in Gent in Umlauf geſetzt, auch find in Folge derſelben von den Behörden ſchon 
mehrere Verhaftungen vorgenommen. 

Aufruf an alle wahren Belgier durch die Volksfreunde 
in Flandern. 

Das Elend hat ſeinen Gipfel erreicht! Noch nie hatte die Hungersnoth in unſerm 
fruchtbaren Vaterlande ſo viele Schlachtopfer hingewürgt! Täglich ſieht man wackere, 
ehrenhafte Arbeiter vor Mangel umkommen. Viele — und ihre Anzahl waͤchſt mit 
jedem Tage — begehen Verbrechen, um nur in's Gefängniß zu kommen; denn dort 
ſind ſie wenigſtens ſicher, nicht länger Hungers ſterben zu müſſen. 

Jetzt da die ausgehungerten Arbeiter in den Bettlerdepots kein Unterkommen mehr 
finden können, weil dieſe fürchterlichen Anſtalten alle ſchon mit Unglücklichen vollge— 
pfropft find — jetzt, da auf den Feldern weder Rüben, noch ſonſtiges Gemife mehr 
zu finden, das die Unglücklichen vor einigen Wochen ſtehlen gingen, um ihr jammer— 
volles Daſein zu verlängern — jetzt, da der wohlgeſinntere Theil der kleinen Bourgeoifte 
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ſelbſt fat nichts mehr beſitzt und ihren leidenden Mitmenschen nicht mehr zu Hülfe 
kommen kann — jetzt da die gutherzigen Landleute ſich ſo zu ſagen ausgegeben haben 
— jetzt da die Mehrzahl der Handwerker und Arbeiter nicht mehr wiſſen, wo ſie ſich 
Rath ſchaffen ſollen, was ſoll da aus uns werden? Unſer harrt eine ſchreckliche Zukunft! 

So man nicht bald an wirkſame Mittel denkt, um dem Elend abzuhelfen, nicht 
dem Elend derer, die aus dem Betteln ſchon ein Gewerbe gemacht haben, ſondern derer, 
die ihre Würde und ihr Recht noch zu ſehr empfinden, um ſo tief herabzuſteigen, ſo 
ihr den Hungrigen nicht bald Beiſtand leiſtet, ſo mache man ſich gefaßt darauf, daß 
die obige Prophezeihung in Erfüllung geht; denn, wie das Sprichwort ſagt: Ein 
hungriger Magen hat keine Ohren. 

Um dieſem Belgien drohenden Unheil abzuhelfen, haben die Patrioten Flanderns 
eine heil. Pflicht zu erfüllen, und zugleich den Reichen, wie ihren den Hungertod 
ſterbenden Brüdern einen großen Dienſt zu erweiſen geglaubt, indem ſie dieſen Aufruf 
an alle wahren Belgier erlaſſen und ſie auffordern, ſich am 14. April in Maſſe an 
den König, an die Volksvertreter zu wenden, um ihnen das Elend des Volkes ange 
einanderzuſetzen, damit es dieſen Regierenden endlich einmal beliebe, ihren Regierten 
die Mittel zum Beſtehen zu verſchaffen. 

Es iſt dies das einzige Mittel, um denen, welche geſchworen haben, für die 
Intreſſen des belgiſchen Volkes Sorge zu tragen, zu zeigen, es ſei mehr denn Zeit, 
das Volk auch zu hören. Denn das bloße Einreichen von Bittſchriften verhilft uns 
nicht zu unſerm Recht. Kaum daß man unſre Geſuche des Vorleſens werth erachtet; 
dann legt man ſie für immer bei Seite und kümmert ſich um unſer Flehen nicht mehr. 
Glauben unſere Staatsmänner, daß die Belgier nur zum Vergnügen petizioniren? 
Aber wenn ſie eine Menge ihrer Landsleute in Perſon werden vor ſich ſehen, die 
Arbeit und Brod von ihnen verlangen, dann werden ſie hoffentlich, daran zweifeln 
wir nicht, die Augen öffnen und kräftige Mittel anwenden, um den Folgen des allge⸗ 
meinen Elends vorzubeugen. 

Somit fordern wir denn alle wahren Kinder des Vaterlands, einen von Arte⸗ 
felde, Brendel, Deſtoninck, d' Ackermann, Zannequin und andere Volks⸗ 
helden auf, ſich am 13. April, Oſtermontag, um 10 Uhr Morgens in Gent auf dem 
Freitagmarkt einzufinden und von da nach Brüſſel zu ziehen, wo man ſich am 14. 
Mittags auf dem „großen Platze“ zu einem Zuge formiren wird, um ſich nach dem 
Nazionalpallaſt zu begeben und denen, die Belgien regieren, die Bitten und Beſchwer⸗ 
den des Volkes vorzutragen. 

Hoffentlich werden ſich die Brabander und unſre Brüder aus den walloniſchen 
Provinzen mit ihren flandriſchen Brüdern vereinigen und ſie nach dem Nazionalpallaſt 
begleiten. Denn wenn auch die Flammänder gegenwärtig den erſten Schritt thun, fo 
handelt es ſich doch nicht blos um die Sache Flanderns, ſondern um die Belgiens, 
um die aller Völker. 

Wir bitten den König, die Miniſter, die Repräſentanten und Senatoren auf ihren 
Poſten *) zu fein, damit fie über die Beſchwerden des Volkes ein Urtheil fällen können. 

Dieſer Aufruf iſt franzöſiſch, flämiſch in 100,000 Exemplaren abgezogen worden 
und wird zwiſchen den 9. und 10. April in ganz Belgien vertheilt werden. 

Und noch ein Wort an die Armee: Brüder, Soldaten! Eure Eltern, Eure Brüs 
der, Eure Freunde ſind es, welche ihren jammervollen Zuſtand den Regierenden dar⸗ 
ſtellen wollen. Wir wollen Euch nicht bekriegen, wir wollen nur Arbeit und Brod 
verlangen, um nicht Hungers zu ſterben. Geld alſo nicht gegen uns; denn, Solda— 
ten! auch Ihr ſeid ja Söhne des Volks, und wenn Ihr auf das Volk ſchießen müßtet, 

*) Am 14. iff nemlich keine Kammerverſammlung. = 
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fo würden Eure Kugeln Eure eigenen Eltern, Eure Brüder, Eure theuerften Freunde 
treffen. Ihr würdet Euch des abſcheulichſten Verbrechens ſchuldig machen. Schießet 
alſo nicht auf das Volk, ſondern ſaget: Wir Soldaten, wir gehören auch dem Volke 
an, wir wollen nicht unſre eigenen Henker ſein. — 

P. sc. Wie wir hören, iſt die ganze Sache durch den Drucker verrathen. Unter 
den Vorhafteten befindet ſich auch ein gewiſſer Pellerin, der ſich früher auf den 
von dem Agitator Kats abgehaltenen Meetings durch beſonders heftige Reden 
auszeichnete und durch ſein exaltirtes und unbeſonnenes Weſen oft die Sache des 
Volkes zu kompromittiren drohte, wodurch auch eine Scheidung zwiſchen ihm und 
Kats hervorgerufen wurde. Übrigens hört man hier vielfach die Vermuthung aus— 
ſprechen, als ſei die katholiſche Partei, welche jetzt am Ruder iſt, der Bewegung nicht 
ganz fremd, und habe ſie wohl ſelbſt heimlich zu ſchüren verſucht, um dadurch einen 
Vorwand zu Maßregeln gegen die liberale Partei zu gewinnen. Da die Sache aber 
ſchon ſo früh öffentlich geworden iſt, werden die Tage des 13. und 14. wohl ruhlg 
vorübergehen. f 


Das erſte Recht des Menſchen iſt das auf Brod. 
St. Juſt. 

(Aus Weſtphalen.) Von der in Folge der Verdienſtloſigkeit und des Miß⸗ 
rathens der nothwendigſten Lebensmittel, der Kartoffeln, hier eingetretenen drücken⸗ 
den Noth haben unlängſt öffentliche Blätter Bericht erſtattet, dem wir leider nicht 
widerſprechen können. Wenn wir auf das Ravensbergiſche, Lippiſche und Osnabrücki⸗ 
ſche ꝛc. unſere Augen richten wollen, ſo werden wir finden, daß jene Berichte, wenn 
fie von großem Elende ſprechen, weder „gelogen “, noch „übertrieben “ haben. Bei 
dieſen traurigen Zuſtänden follte man denken würde eher an eine zweckmäßige Unter⸗ 
ſtützung als an alles Übrige gedacht werden; aber leider iſt dem nicht ſo: im Großen 
und Ganzen geſchieht nichts. Dahingegen erfreuen ſich diejenigen Inſtitute, die im 
Grunde das wahre Wohl der Menſchheit eher hindern als fördern, der lebhafteſten 


Unterſtützung. Wir rechnen zu dieſen Inſtituten vorzüglich den Miff ions: und den 


Guſtav-Adolfs-Verein, über die wir Angeſichts des tiefen Elends entſchieden 
den Stab brechen müſſen. — Was wollen dieſe beiden Vereine? Der erſte will den 
Heiden das Ehriſtenthum bringen und zwar das Chriſtenthum vergangener Jahrhun⸗ 
derte, das aber wie die eifrigſten Miſſtonsfreunde ſelber ſagen mit der Vernunft 
nichts zu ſchaffen hat. Der Miſſionsverein will alſo den Heiden nicht zu ſelbſtbewuß⸗ 
ten, zu vernünftigen, ſondern zu „gläubigen“ Menſchen erziehen und wenn ihm 
letzteres auch gelingen ſollte, wenn er ſie zu ächten Dogmengläubigen à la papa 
Hengstenberg gemacht haben ſollte, — was kommt dabei heraus? Die Geſchichte des 
Mittelalters lehrt es uns: es kommt nichts dabei heraus als — Fanatismus, Bere 
achtung der Welt. — Wie wir uns gegen den Miſſionsverein erklären müſſen, ebenſo 
auch gegen den Guſtav⸗Adolfs⸗ Verein. Während erſterer in den Händen der Pieti⸗ 
ſten iſt und ihrem Zwecke, die Menſchheit der alten Gläubigkeit, wie ſie ſich z. B. 
im Luther geltend gemacht hat, zu unterwerfen, dient, fo iſt der Guſtav-Adolfs⸗ 
Verein ein Product des veralteten und unentſchiedenen Rationalismus, der in die⸗ 
fem Verein fein „Leben“ auszuhauchen beſtimmt ſcheint. Was will der Guſtav⸗ 
Adolfs- Verein? Er will das Leben in der Kirche fördern und durch pekuniäre Unter⸗ 
ſtützung den proleſtantiſchen Gemeinden in kath. Ländern die Mittel zu kirchlicher 
Erbauung gewähren. Was den erſten Zweck betrifft, ſo iſt deſſen Verwirklichung von 
Seiten des ſchwankenden ungläubigen Nationalismus eine Unmöglichkeit. Dasjenige, 
was ſelbſt ohne Leben iſt, wird nimmermehr weder Leben erzeugen noch fordern können 
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— und der Rationalismus tft eine Richtung, die ohne Leben auf den Lorbeeren aus⸗ 
ruht und nahe dem Verſcheiden iſt und darum iſt es mehr als lächerlich, wenn der⸗ 
felbe von Erwecken — wollen des Lebens ſpricht! Aber nun gar Erweckung des 
kirchlichen Lebens! Der Rationalismus, dieſe unkirchliche Pflanze, ſoll kirchliches 
Leben erwecken! Es iſt zum Todtlachen! — Den erſten Zweck kann der Guſtav⸗Adolfs⸗ 
Verein alſo nicht erfüllen, wol aber den Zweiten. Es ſteht in ſeiner Macht prote⸗ 
ſtantiſche Gemeinden in kath. Ländern zum Behuf der Erbauung von Kirchen durch 
Geldmittel zu unterſtützen. Dies kann unſer Verein. Wir find aber der Meinung, 
daß für die leibliche Wohlfahrt der Menſchen eher geſorgt werden müſſe als für kirch⸗ 
liche Erbauung und ſo lange erſteres nicht geſchehen iſt, ſo lange es noch Hunger und 
Kummer auf der Erde giebt, — ſo lange müſſen wir gegen die Beſtrebungen jenes 
Vereins proteſtiren. Erſt die Mittel zum Leben gewährt, erſt den Hunger von der 
Erde vertilgt — und ſo dann für kirchliche Erbauung geſorgt. 

Denn „das erſte Recht des Menſchen iſt das auf Brod“ ſagt St. Juſt und er 
hat Recht. — Wie kann ſich auch der Menſch um höhere Intereſſen bekümmern, wenn 
er Mangel an den nothwendigſten Lebensmitteln hat? Wollt ihr Guſtav-Adolfs⸗Ver⸗ 
eins Freunde für das Wohl der Menſchheit thätig fein, fo richtet euer Streben auf 
Abſchaffung der Armuth und der Noth und ihr thut damit wahrhaftig ein beſſeres 
Werk als wenn ihr zum Zweck der Erbauung von Kirchen Geld hergebt. Und nun 
bedenkt doch, wem ihr euer Geld anvertraut! Ihr übergebt es einem Verein, der 
fic) in das größte Geheimniß einhüllt, der glaubt nur die Vereinsvorſtände, 
nicht aber alle Mitglieder dürften Alles willen, was er will. So theilt der Cenz 
tralverein den Vorſtänden ein Manuſeript mit und bemerkt dabei: „Die Vorſtände 
werden brüderlich erſucht, bei Benutzung dieſer Handſchrift mit der größten Discretion 
zu verfahren, namentlich Dritte nichts daraus abſchreiben zu laſſen.“ Iſt das nicht 
die tollſte Geheimnißkrämerei von der Welt? Noch ein Beiſpiel! In dem an die 
Vereinsvorſtände geſandten Unterſtützungsplan der Provinz Brandenburg findet ſich die 
Bemerkung: die Vorſtände werden erſucht, bei Benutzung dieſes Unterſtützungsplans 
mit der möglichſten Discretion zu verfahren.“ Und ihr wollt einem ſolchen lichtſcheuen 


Verein euer Geld anvertrauen?! — Entzieht ihm eure Unterſtützung, und wendet 
ſie dem Armen zu, betheiligt euch nicht mehr an ihm, ſondern ſtrebt und ringt, daß 
die Noth unter uns aufhöre. — D. 


(Von der Nuhr.) In dem letzten Hefte des Dampfboots von 1845 iſt die 
in Ausſicht ſtehende Auflöſung der collegialiſchen Untergerichte in Juſtizämter beſprochen. 
Über dieſen Gegenſtand iſt kürzlich in Magdeburg unter dem Titel: Ein Wort über 
die Herſtellung der Juſtizaͤmter und deren Werth: Von einem practiſchen Juriſten eine 
Flugſchrift erſchienen, deren Erſcheinen der Verfaſſer unter anderm dadurch rechtfertigt, 
daß die Magdeburger Zeitung über dieſen Gegenſtand nur gegen Inſertlonsgebühren 
Artikel aufnehmen wolle. Der Verfaſſer erklärt ſich entſchieden für die neue Einrich⸗ 
tung, nach welcher die Colleglalität übrigens nicht ganz aufgehoben, ſondern für 
wichtigere Sachen beibehalten werden ſoll, zu deren Berathung und Entſcheidung die, 
für andere Sachen zu Einzelrichtern ernannten, und in einzelne Orte der bisherigen 
Gerichtsbezirke verſetzten, Mitglieder der Colleglalgerichte periodiſch an dem Wohnort 
des Dirigenten verſammeln ſollen, deffen Reviſion und Controlle ſie auch ferner unter⸗ 
worfen bleiben. Alle andern Sachen ſollen ſie ſelbſtſtändig bearbeiten, und es ſollen 
hieraus nach der Anſicht des Verfaſſers ungeheuere Vortheile entſpringen, welche alle 
anzuführen wir uns hier leider verſagen müſſen. Wir heben als befenders merkwürdig 
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nur hervor, daß die Trennung der Mitglieder, die ſich jetzt nur bei den Sitzungen 
zuſammen finden, ein beſſeres collegialiſches Verhältniß ſichert, daß die einzelnen Orte, 
welchen Juſtizämter zu Theil werden, zum Dank für die ihnen dadurch zufließenden 
Vortheile auch ihren Einzelrichtern ordentliche Wege zum Ort der periodiſchen Zuſam⸗ 
menkünfte anlegen, und ſo das allgemeine Beſte befördern werden, daß endlich in 
dieſen Sitzungen mehr Aufmerkſamkeit auf die Vorträge der andern Mitglieder zu 
erwarten ſein wird, als in den bisherigen; was alles dem Verfaſſer ſo klar iſt, daß 
er gar keinen Beweis für nöthig zu halten ſcheint. Die Advocaten werden bei dieſer 
neuen Einrichtung der Untergerichte in kleinern Städten und auf dem Lande, (auf die 
- Untergerichte in großen Städten bezieht der neue Plan ſich nicht) nach und nach auss 
ſterben, weil die jedem Gerichtsuntergebenen leicht zugänglichen Richter, der Inqui⸗ 
fitionsmarime des alten Proceſſes gemäß, die Advacatur in ſich vereinigen werden, 
auch werden die Richter, bei ihrer Kenntniß der Menſchen und der Verhältniſſe, den 
Gang der Rechtsangelegenheiten durch Berathung mit den Partheien fördern, die Ge— 
rechtigkeit milder oder ſtrenger nach den Umſtänden — ſtets aber mit voller Wirkung, 
walten laſſen, und mit einem Wort das nobile officium in feiner vollen Ausdehnung 
zur Geltung bringen können. Die Advocatur iſt nach dem Verfaſſer überhaupt mit 
einer mehr patriarchaliſchen Gerichtsverfaſſung unverträglich, welcher, wle er meint, 
vielleicht ſpäterhin die Polizeigewalt beigegeben werden dürfte. Hoffentlich iſt der 
Verfaſſer der einzige preußiſche Juriſt, der einen ſolchen Rieſenrückſchritt für möglich 
hält, wir haben wenigſtens noch von keinem ähnliches gehört. Das find, fährt unfer 
Verfaſſer fort, nachdem er den Wunſch ausgeſprochen hat, daß das Fürſprecheramt 
künftig wieder aus Freundſchaft oder als allgemeine Bürgerpflicht für einen perſönlich 
zu erſcheinen verhinderten oder des Beiſtands bedürftigen geübt werde, das find die 
geſegneten Zelten des alten Patriarchenthums, welche, wenn ſie wieder heraufgezau— 
bert werden können, Eintracht und Frieden, Wohlfahrt und Glück rings verbreiten, 
und die Bande der Liebe und Treue an Vaterland und Herrſcher inniger und feſter 
knüpfen. Wir wiſſen leider nicht, ob der Verfaſſer hier das Patriarchenthum der 
heiligen Erzväter des alten Teſtaments, oder die Perlode vor der Völkerwanderung 
im Sinne hat, in welcher wir, nach ſeiner hiſtoriſchen Einleitung oder patriarchali— 
ſchen Gerichtsbarkeit in ihrer ganzen Ausdehnung begegnen, welche jeder Hausvater 
unter Zuziehung der auf den Volksverſammlungen erwählten Richter übte, und wobei 
der Prieſter die Vollmacht zur Züchtigung eines Kriegers von den Göttern erhielt. 
Das wiſſen wir aber, daß der Verfaſſer keine von dieſen Perioden heraufzaubern wird, 
da er überhaupt kein Hexenmeiſter iſt. Wenn er ſich in ſeiner Schrift nicht ſelbſt 
erniedrigt, nimmt er auch glücklicherweiſe keine hohe Stelle in der Juſtizparthei ein, 
und wird hoffentlich nie Einfluß auf die Juſtizrepreſſalien erlangen. Übrigens dürfen 
wir nicht verſchweigen, daß er ſich als Gegner der Patrimonialgerichte und als Freund 
der Offentlichkeit und Mündlichkeit ankündigt, und an einer, allen gerechten Anfors 
derungen entſprechenden, Reformation der Gerichtsverfaſſung nicht zu verzagen auf⸗ 
muntert. Diefe muß aber: nur deutſch, Acht deutſch durch und durch, nicht franzö— 
ſiſch oder gar engliſch ſein, dann wird ſie uns nicht mehr fremd bleiben, ſie wird 
unſer eigen, unſer Stolz ſein, wir werden ihr mit ganzer Seele anhangen, und wir, 
wie unfere ſpäten Enkel, werden die Reformatoren ſegnen; fo ruft der Verfaſſer 
am Schluſſe wörtlich aus, wie Seite 23 nachzuleſen iſt. Wir können aber nicht von 
ihm ſchelden, ohne der ſchlagenden Bemerkung zu erwähnen, daß faſt alle kleinen 
Städte ein hiſtoriſches Recht auf den Beſitz eines eigenen Gerichts erworben haben, 
welches ihnen nach Seite 18 eine ergiebige Erwerbsquelle gewährt. Wir hätten nicht 
gedacht, daß das hiſtoriſche Recht zu fo vielen Dingen nutze wäre, möchten. aber 
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gern die Anſicht des Verfaſſers darüber wiſſen, wie es mit dem hiſtoriſchen Recht fo 
vieler größern und kleinern incorporirten, mebiatifirten u. |. w. Staaten beſchaffen 
fei (exempla sunt odiosa), welche früher ihre eigene Regierungen hatten, und ſich 
auf die den Städten Barby und Staßfurt im Magdeburgiſchen wieder verliehenen 
eigenen Gerichte vielleicht berufen möchten. Auch war uns bisher nicht bewußt, 
daß unſere Juſtiz noch den Nebenzweck hat, heruntergekommenen kleinen Städten wieder 
auf die Beine zu helfen. Dies und manches andere haben wir aus der Schrift des 
practiſchen Juriſten von 23 Seiten gelernt, welche bei Emil Bänſch in Magde⸗ 
burg 18 46 erſchienen, und für wenig Geld zu haben iſt, deren Anſchaffung wir 
daher allen Juriſten anrathen. 


(Aus dem Osnabrückiſchen, Ende Februar 46.) Geehrter Herr Redacteur! 
Das Januar⸗Heft Ihres Dampfbootes hat hier durch den darin enthaltenen » B eiz 
trag zur Hannov. Büreaukratie gewaltigen Rumor verurſacht. Nur Einer 
von den betreffenden Herren wird wahrſcheinlich den Großmüthigen ſpielen und im 
Gefühle ſeiner Unſchuld die Sache auf ſich beruhen laſſen, wie er denn ſogar geäußert 
haben ſoll, er bedaure nur, daß in Melle keine Preſſe exiſtire, ſonſt wolle er 200 
Exemplare von dem erſtgenannten Aufſatze in Ihrer Monatsſchrift abdrucken laſſen. 
und fie unter's Volk vertheilen, damit daſſelbe die „Dummheiten zu leſen bekäme. Ja, 
es iſt wirklich ſchlimm, daß ſich im Melle keine Preſſe befindet; denn dann ware, da 
das Volk fi) im eigentlichen Sinne des Worts um den Aufſatz reißt, einem fühl 
baren Mangel abgeholfen gewefen, und der Verfaſſer des Artikels ware noch mehr 
befchamt worden, als jener Pasquillant, deſſen Pasquill Friedrich der Große niedri⸗ 
ger hängen ließ, damit es von den Leuten beſſer geſehen werden könne. Und eine 
ſolche Beſchämung hätte der Verfaffer wohl verdient; denn es heißt doch wirklich die 
„Dummheit“ weit treiben, Jemandem Etwas zur Laſt legen zu wollen, was der pure 
Zufall ſo gefügt hat, wie dies unſtreitig in der Geſchichte mit der Müllerin und der 
Verſetzung des Herrn Amts⸗Aſſeſſors v. d. D. der Fall geweſen iſt. Wie wunderlich 
der Zufall ſpielt, mögen folgende Notizen noch mehr beſtätigen. 

Im vorigen Herbſte wurde der erſte oder rechnungs führende Leggemeiſter an der 
Legge zu Melle Alters halber penſionirt. Zu dieſer Stelle nun meldete ſich unter 
Andern auch der Kaufmann Brune zu Melle, der ſich um die Leinen-Induſtrie in 
dortiger Gegend große Verdienſte erworben hat und ſich ſelbſt viel mit der Leinenfa— 
brikation beſchäftigt. Sein Fabrikat hat auf der Gewerbeausſtellung zu Hannover 
jedes Mal die ihm gebührende Würdigung gefunden und iſt ihm zu dreien verſchiede⸗ 
nen Malen die ſilberne Medaille zuerkannt worden. Auf der allgemeinen deut⸗ 
ſchen Induſtrle-Ausſtellung zu Mainz im Jahre 1842, wo Brune der einzige Reprä⸗ 
ſentant der Hannov. Leinen-Induſtrie war, wurde die ausgezeichnete Qualität ſeiner 
Leinen rühmend hervorgehoben und ihm die bronzene Medaille verliehen. Es war 
daher auch nur Eine Stimme, daß der Kaufmann Brune wegen ſeiner genauen Be— 
kanntſchaft mit der hieſigen Leinen-Induſtrie und wegen ſeines rühmlichen Eifers in 
Beförderung derſelben ſich beſonders zu der Leggemeiſterſtelle in Melle quallficire, und 
wurde auch in dieſem Sinne von dem Magiſtrate zu Melle und dem Herrn Amts 
mann Jacobi, damals erſter Aſſeſſor des Amts Grönenberg, berichtet. Schon glaubte 
der Kaufmann Brune ſich der ſchönſten Hoffnung überlaſſen zu dürfen, als es plötzlich 
hieß: „Der Leggegehülfe Hoffmann aus Winſen an der Luhe iſt zum erſten 
Leggemeiſter an der Legge zu Melle ernannt worden.“ Eine ſchöne Anerkennung und 
Aufmunterung von Seiten der Regierung für den Kaufmann Brune!! Wäre es aber 
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nicht eine wahre „Dummheit,“ wenn man behaupten wollte, es müſſe, weil der neue 
Leggemeiſter aus Winſen an der Luhe komme, der Herr Amtmann Keferſtein mit 
im Spiele fein? Daß der genannte Hoffmann früher bei dem Herrn Amtmann Schrei⸗ 
ber geweſen, iſt gewiß reiner Zufall, und daß dieſer ſich perſönlich für jenen um 
eine Wohnung in Melle bemüht hat, thut auch Nichts zur Sache. Iſt es doch zu 
loben, wenn ſolche Herren ſich ſpäter für das Fortkommen Ihrer Schreiber, Dome⸗ 
ſtiquen und anderen Untergebenen intereſſiren und iſt es doch beſſer, als wenn ſie, un⸗ 
eingedenk der früher von ihnen gehabten Dienſte, ſolche ganz links liegen laſſen. 
Auffallend bleibt es immerhin und muß ein eignes Zuſammentreffen genannt werden, 
daß ſeit dem Aufenthalte des Herrn Amtmanns K. in Melle dort die die Leute aus 
Winſen an der Luhe ſo heimiſch werden, während man ſonſt in Melle das Win⸗ 
ſen an der Luhe kaum dem Namen nach ſoll gekannt haben. Übrigens iſt dem Herrn 
K. der Aufenthalt in Melle durch die fatale Publikation aller dieſer Kleinigkeiten ſo 
verleidet, daß er nach feinem geliebten Winſen an der Luhe zurückkehren wird, wo 
ihm die erſte Beamtenſtelle verliehen iſt. Wir wünſchen ihm glückliche Reiſe. F. 


N Gleichzeitig gehen der Red. noch folgende Nachrichten über die in jenem Hefte 
ebenfalls erwähnte Verhaftung und Behandlung des Bürger Landwehr zu. Ein 
gewichtiger Beitrag für das Schuldregiſter des Inquiſitionsprozeſſes, des geheimen 
Verfahrens, bei welchem ſolche empörende Thatſachen möglich find! Freilich wird 
man ſagen: das ſind Mißbräuche der Amtsgewalt, die dem geheimen Verfahren nicht 
ur Laſt fallen. Aber iſt es dann nicht dringend nöthig, ein Verfahren einzuführen, 
ei welchem ſolche Mißbräuche unmöglich find? Kommen fie bei'm öffentlichen Ver⸗ 
fahren je vor? Die Redaktion. 


„Die Verhaftung fand nicht vor drei Jahren, ſondern bereits im Jahre 1841 
Anfangs September ſtatt. Wenn ferner geſagt wird, man ſteckte den pp. L. als des 
Diebſtahls verdächtig ins Gefängniß, ſo muß dagegen erwähnt werden, daß 
Landwehr, denn das ijt der Name des Mannes, niemals den Grund feiner 
Verhaftung und den Namen ſeines Anklägers erfahren hat, und er 
bis jetzt noch nicht weiß, ob er als des Diebſtahls verdächtig eingezogen ſei. 
Am Tage nach der Verhaftung iſt der Aſſeſſor J., den Landwehr um ein Verhör hat 
bitten laſſen, ins Gefängniß gekommen, und hat ihn blos gefragt, ob er von einen 
gewiſſen K. oder L. Leinen oder ſonſt etwas gekauft habe. Auf die Verſicherung des 
Landwehr, daß er beide Menſchen nicht einmal dem Namen nach kenne und alſo auch 
nie mit ihnen verkehrt habe, hat ſich der Beamte entfernt. Dieſelbe Frage und die⸗ 
ſelbe Antwort iſt am dritten Tage nach der Verhaftung auf der Gerichtsſtube erfolgt. 
Ein weiteres Verhör hat erſt am funfzigften Tage nach der Verhaftung ſtattgefunden bei 
dem Aſſeſſor W. von Iburg. Außer der Frage ob Landwehr den K. oder L. kenne, 
hat man jetzt noch gefragt, wie viel Fleiſch und Butter Landwehr in ſeinem Haushalte 
brauche und von wem er mehrere ihm vorgezeigte Pretioſen erkauft habe. Obſchon L. über 
Alles dieſes gehörige Auskunft gab, hat man ihn doch noch 14 Tage im Gefangniffe 
gelaſſen, fo daß alſo die Dauer der Haft nicht ſieben Wochen, ſondern 64 Tage 
beträgt. In den letzten 14 Tagen, in welchen der Aſſeſſor J. die Unterſuchung führte, 
wurde Landwehr auf empörende Weiſe, durch Stoßen mit Füßen, Schläge auf den 
entblößten Rücken, und Anſchließen mit der Kette mißhandelt. Sind auch die Maale 
von den Mißhandlungen am Schienbeine und Rücken des Inquifiten nicht mehr zu 
‘fehen, fo find darum die Mißhandlungen um nichts deſto weniger vorgefallen. Daß 
fie nicht dem ganzen Amte, ſondern nur dem Aſſeſſor G., gegen den die Klage des⸗ 
halb noch nicht beendigt iſt, zur Laſt fallen, bedarf weiter keiner Erwähnung. Daß 
zwei Aſſeſſoren, die damals die Unterſuchung leiteten, verſetzt worden find, iſt gewiß, ob 
aber in Folge ihres Verhaltens in der Unterſuchungsſache wieder Landwehr, und ob 
mit Gehaltserhöhung, dürfte ſchwerlich nachgewieſen werden können.“ 


Redacteur: Dr. Otto Lüning in Rheda. 
Bielefeld. A. Helmich's Verlag. — Druck von J. D. Küſter, Witwe. 
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